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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales,
 
Gesundheit, Frauen und Familie über 


die Gewährung von Zuschüssen an kleine und 

mittlere Unternehmen im Land Brandenburg 


zur Vergabe von Stipendien an Studierende 

sowie zur Beschäftigung von Werkstudierenden 


(„Brandenburg-Stipendium“) 

und Innovationsassistentinnen beziehungsweise 


Innovationsassistenten
 
„Brandenburger Innovationsfachkräfte (BIF)“
 

Vom 19. November 2014 

1 	Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) so­
wie des Operationellen Programms des Landes Bran­
denburg für den Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014 ­
2020, Prioritätsachse C, Zuwendungen aus Mitteln des 
ESF für die Beschäftigung von Innovationsassistentin­
nen beziehungsweise Innovationsassistenten, von Werk­
studierenden und zur Vergabe von Stipendien in KMU. 
Darüber hinaus sind in der jeweils geltenden Fassung an­
zuwenden: die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 
2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Euro­
päischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europä­
ischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europä­
ischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und 
den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Ra­
tes (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320) und die Ver­
ordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den 
Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 470). 

Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts­
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.2	 Im Land Brandenburg wächst infolge des demografi­
schen Wandels in den kommenden Jahren der Bedarf der 
Wirtschaft an gut ausgebildeten Fachkräften. Gerade 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) stehen hierbei 
vor erheblichen Herausforderungen. Die Förderung zielt 
darauf ab, die Beschäftigungsaufnahme von hochquali­

fizierten Nachwuchsfachkräften in Brandenburgischen 
KMU frühzeitig zu unterstützen und diese damit im 
Land zu halten. Zudem sollen durch den Wissenstrans­
fer betriebliche Innovationen und Wachstum begünstigt 
werden. 

1.3	 Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, 
das heißt, dass bei der Planung, Durchführung und Be­
gleitung von Maßnahmen ihre Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern zu berücksich­
tigen sind. Die Förderung zielt auf eine chancengerech­
te Teilhabe von Frauen und Männern im Rahmen des 
Förderprogramms „Brandenburger Innovationsfachkräf­
te“. Die Sicherung des Nachwuchsfachkräftepotenzials 
bei jungen Frauen ist dabei ein Anliegen der Förderung. 
Daher sind im Rahmen dieser Richtlinie Innovationen 
auch in den Bereichen „betriebswirtschaftliches Ma­
nagement“ oder „Personalmanagement“ möglich, in de­
nen eher Frauen ein Studium aufnehmen und abschlie­
ßen. Auch Themen wie Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie können zum Inhalt der betrieblichen Innovation 
werden. Sind besondere Beiträge zur Förderung der 
Gleichstellung beziehungsweise Vereinbarkeit von Be­
ruf und Familie vorgesehen, ist dies im Förderantrag 
darzustellen. 

1.4	 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskri­
minierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Her­
kunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behinde­
rung, das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist einzu­
halten. Die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinde­
rungen zu den nach dieser Richtlinie unterstützten Maß­
nahmen ist zu berücksichtigen und auf verbesserte Teil­
habemöglichkeiten hinzuwirken. Vorgesehene Maßnah­
men sind im Förderantrag darzustellen. 

1.5	 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre­
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 hin­
sichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klima­
schutz, Anpassung an den Klimawandel, biologische 
Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikoprävention 
und -management Bestandteil des Operationellen Pro­
gramms. Ist ein Beitrag einer Innovation zur nachhalti­
gen Entwicklung vorgesehen, ist dies im Förderantrag 
darzustellen. 

2	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Stipendien 

Gefördert wird das Stipendium zur Erstellung einer Ab­
schlussarbeit im Rahmen eines Hochschulstudiums1, die 

1	 Die Studierenden können an einer staatlichen beziehungsweise staatlich an­
erkannten Hochschule im Land Brandenburg, in einem anderen Bundesland 
oder im Ausland immatrikuliert sein. 
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sich an einer betrieblichen innovativen Aufgabe (siehe 
hierzu Definition unter Nummer 2.4.1) eines KMU 
orientiert. 

2.2	 Werkstudierende 

Gefördert wird die Teilzeitbeschäftigung von Werkstu­
dierenden2 in KMU im Rahmen einer betrieblichen in­
novativen Aufgabe (siehe hierzu Definition unter Num­
mer 2.4.1). 

2.3	 Innovationsassistentinnen und Innovationsassistenten 

Gefördert wird die Beschäftigung von neu in KMU ein­
zustellenden Absolventinnen und Absolventen einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule3 be­
ziehungsweise einer geregelten beruflichen Aufstiegs­
fortbildung (Meister, Techniker, Fachwirte und gleich­
gestellte Abschlüsse) als Innovationsassistentin bezie­
hungsweise Innovationsassistent für eine innovative 
Aufgabe (siehe hierzu Definition unter Nummer 2.4.1) 
im Unternehmen. 

2.4	 Begriffsbestimmung „Innovationen“ und „Innovations­
fachkräfte“ 

2.4.1	 Innovationen 

Innovationen in KMU haben zum Ziel, betriebliche Pro­
zesse zur Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit des Unternehmens entweder zu initiieren, um­
zusetzen oder zu vermarkten und dadurch die Verfol­
gung von Unternehmenszielen in neuartiger Weise zu 
unterstützen. Innovationen in diesem Sinne bedeuten 
nicht, dass zwingend eine neue Erfindung oder Patent­
anmeldung etc. erforderlich ist, sondern schließen auch 
das Nutzen von Neuerungen ein, die bisher im Betrieb 
keine Anwendung fanden. 

Dieses soll vorzugsweise in den Bereichen 

-	 Innovations-, Produktions-, Qualitäts- oder Umwelt­
management, 

-	 Technologie-Marketing, 
-	 Produktentwicklung einschließlich Produktvorbe­

reitung und Design, 
-	 betriebswirtschaftliches Management oder 
-	 Personalmanagement 

erfolgen. 

2.4.2	 Innovationsfachkräfte 

Innovationsfachkräfte im Sinne dieser Richtlinie sind 
Innovationsassistentinnen beziehungsweise Innovations­

2	 Die Werkstudierenden können an einer staatlichen beziehungsweise staatlich 
anerkannten Hochschule im Land Brandenburg, in einem anderen Bundes­
land oder im Ausland immatrikuliert sein. 

3	 Die absolvierte staatliche beziehungsweise staatlich anerkannte Hochschule 
kann sich im Land Brandenburg, in einem anderen Bundesland oder im Aus­
land befinden. 

assistenten, Werkstudierende und Stipendiaten, die an 
einer betrieblichen innovativen Aufgabe arbeiten. 

3	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Zuwendungsempfänger sind KMU, die eine Betriebs­
stätte im Land Brandenburg im Sinne von § 12 der Ab­
gabenordnung unterhalten. 

3.2	 Ein Unternehmen gilt als KMU, wenn es den Voraus­
setzungen der Empfehlung der EU-Kommission 
(2003/361/EG) betreffend die Definition der Kleinst­
unternehmen sowie der kleinen und mittleren Unterneh­
men in der jeweils geltenden Fassung entspricht4. 

3.3	 Nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 ist die Ge­
währung von Beihilfen in den in Artikel 1 der Verord­
nung genannten Bereichen ausgeschlossen. Dies betrifft 
im Wesentlichen die Bereiche Fischerei und Aquakultur, 
Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Ver­
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse, exportbezogene Tätigkeiten und Beihilfen, 
die davon abhängig sind, dass heimische Waren Vorrang 
vor eingeführten Waren erhalten. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Zusätzliche Voraussetzungen für alle Förderelemente 
dieser Richtlinie (nach den Nummern 2.1, 2.2 und 2.3): 

4.1.1	 Für die geförderte Innovationsfachkraft dürfen keine an­
deren Fördermittel mit demselben Zuwendungszweck in 
Anspruch genommen werden. 

4.1.2	 Der Arbeitsvertrag muss mit dem antragstellenden 
Unternehmen abgeschlossen werden. 

4.1.3	 Pro antragstellendes Unternehmen können gleichzeitig 
höchstens zwei Personen nach dieser Richtlinie geför­
dert werden.  

4.2	 Zuwendungsvoraussetzungen „Stipendium“ (nach Num­
mer 2.1) 

4.2.1	 Förderfähig sind die Aufwendungen eines Unterneh­
mens für Stipendien an Studierende einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule, die im Rahmen 
eines Hochschulstudiums eine am Innovationsbedarf 
des Unternehmens orientierte Abschlussarbeit erstellen. 

4	 Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieser Richtlinie Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten und ei­
nem Vorjahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro oder einer Jahres­
bilanzsumme von höchstens 43 Millionen Euro, die sich zu weniger als 
25 Prozent des Kapitals oder der Stimmanteile in unmittelbarem oder mittel­
barem Besitz eines oder mehrerer Unternehmen befinden, die ihrerseits die­
se Bedingungen nicht erfüllen (Ausnahmen zum Beispiel öffentliche Beteili­
gungs- oder Risikokapitalgesellschaften sowie institutionelle Anleger). Die­
se Kriterien gelten kumulativ und stets auf Grundlage der jeweils aktuellen 
Empfehlungen der EU-Kommission. Insbesondere hinsichtlich der Abgren­
zung wird für die fallbezogene Ermittlung der Daten auf die ausführlichen 
diesbezüglichen Erläuterungen der EU-Kommission vom 6. Mai 2003 (ABl. 
L 124 vom 20.5.2003, S. 36) verwiesen. 
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4.2.2	 Ein Stipendium von mindestens 500 Euro monatlich ist 
vertraglich zu vereinbaren. 

4.2.3	 Die Dauer des vom Unternehmen getragenen Stipendi­
ums umfasst sechs Monate. 

4.2.4	 Für die Dauer des Durchführungszeitraumes ist dem be­
ziehungsweise der Studierenden ein Betreuer oder eine 
Betreuerin aus dem Unternehmen zuzuweisen. Des Wei­
teren ist eine schriftliche Zusage der Hochschullehre­
rin/des Hochschullehrers zum Thema und zur Betreuung 
der Abschlussarbeit erforderlich. 

4.3	 Zuwendungsvoraussetzungen „Werkstudent oder Werk­
studentin“ (nach Nummer 2.2) 

4.3.1 	 Förderfähig ist die Teilzeitbeschäftigung von Studieren­
den einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch­
schule als Werkstudentin oder Werkstudent für eine kon­
krete innovative Aufgabe in einem Unternehmen. 

4.3.2 	 Durch die Förderung darf kein anderes Personal ersetzt 
werden. Das heißt, es muss ein neuer, zusätzlicher Ar­
beitsplatz geschaffen werden. 

4.3.3	 Das Beschäftigungsverhältnis ist mindestens für sechs 
Monate abzuschließen. 

4.3.4	 Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt wäh­
rend des Durchführungszeitraumes mindestens 15 Stun­
den und maximal 20 Stunden. In diesem Rahmen kön­
nen individuelle Arbeitszeitmodelle vereinbart werden. 

4.3.5	 Es ist ein monatliches Arbeitnehmer-Bruttogehalt in 
Höhe von mindestens 840 Euro für eine regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit von 20 Stunden zu vereinba­
ren. Bei einer geringeren regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit ändert sich die Höhe des mindestens zu ver­
einbarenden monatlichen Arbeitnehmer-Bruttogehaltes 
entsprechend. 

4.3.6 	 Für die Dauer des Durchführungszeitraumes ist der be­
ziehungsweise dem Studierenden eine Betreuerin oder 
ein Betreuer aus dem Unternehmen zuzuweisen. 

4.4	 Zuwendungsvoraussetzungen „Innovationsassistentin/ 
Innovationsassistent“ (nach Nummer 2.3) 

4.4.1	 Förderfähig ist die Beschäftigung von neu einzustellen­
den Personen als Innovationsassistentin beziehungsweise 
Innovationsassistent in einem Unternehmen. Diese Per­
sonen müssen über einen Hochschulabschluss an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule be­
ziehungsweise einen Abschluss einer geregelten beruf­
lichen Aufstiegsfortbildung verfügen und dürfen nach 
diesem Abschluss noch nicht in dem antragstellenden 
beziehungsweise einem mit ihm verbundenen Unter­
nehmen sozialversicherungspflichtig beschäftigt gewe­
sen sein. Der Einstellung als Innovationsassistentin be­
ziehungsweise Innovationsassistent vorausgehende ge­
ringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse („Mini­

jobs“) oder ein zeitlich begrenztes Praktikum bis zu drei 
Monaten sind nicht förderschädlich. 

4.4.2	 Durch die Förderung darf kein anderes Personal ersetzt 
werden. Das heißt, es muss ein neuer, zusätzlicher Ar­
beitsplatz geschaffen werden. 

4.4.3	 Die Stelle der Innovationsassistentin beziehungsweise 
des Innovationsassistenten muss organisatorisch im Be­
reich der Geschäftsführung der Betriebsstätte bezie­
hungsweise bei der Leitung des Geschäftsbereiches, in 
dem die Einstellung erfolgt, angebunden sein. Die Auf­
gaben sind in einer Aufgabenbeschreibung festzulegen, 
die den Einsatz der Innovationsassistentin/des Innova­
tionsassistenten nachvollziehbar als sinnvoll und not­
wendig beschreibt, so dass positive Wirkungen für die 
Marktchancen und die Leistungsfähigkeit des antrag­
stellenden Unternehmens zu erwarten sind. 

4.4.4	 Das Beschäftigungsverhältnis ist für mindestens zwölf 
Monate abzuschließen. Eine längerfristige Beschäfti­
gung der Innovationsassistentin beziehungsweise des 
Innovationsassistenten über den Förderzeitraum hinaus 
ist für die betriebliche Fachkräftesicherung anzustreben. 

4.4.5	 Gemessen an dem besonderen Innovationsgehalt der Ar­
beitsaufgaben der Innovationsassistentin/des Innova­
tionsassistenten, ist ein Arbeitnehmer-Bruttogehalt in 
Höhe von monatlich mindestens 2 200 Euro bezogen auf 
40 Wochenstunden vertraglich zu vereinbaren. Bei ei­
nem Teilzeitbeschäftigungsverhältnis ändert sich die 
Höhe des mindestens zu vereinbarenden Arbeitnehmer-
Bruttogehaltes entsprechend. 

4.5 	Ausschlüsse 

4.5.1 	 Ausschlüsse für alle Förderelemente dieser Richtlinie 
(nach den Nummern 2.1, 2.2 und 2.3) 

4.5.1.1 Vor Zugang des Zuwendungsbescheides darf mit der In­
novationsfachkraft kein Vertrags- oder Beschäftigungs­
verhältnis für die beantragte Förderung geschlossen wer­
den. Bestehende Beschäftigungs- beziehungsweise Ver­
tragsverhältnisse mit einer Person, für die eine Anschluss­
förderung möglich ist (vgl. hierzu Nummer 4.5.1.4), sind 
hiervon ausgenommen. 

4.5.1.2 Vertrags- beziehungsweise Beschäftigungsverhältnisse 
mit Anteilseignern des antragstellenden Unternehmens, 
deren Ehegatten oder deren Familienmitglieder ersten 
Grades sind von der Förderung ausgeschlossen. 

4.5.1.3 Die zeitgleiche Förderung derselben Innovationsfach­
kraft aus mehreren Förderelementen dieser Richtlinie ist 
ausgeschlossen. 

4.5.1.4 Im Anschluss an eine bereits erfolgte Förderung nach 
Nummer 2.3 ist für dieselbe Person eine erneute Förde­
rung aus einem der Förderelemente nach den Num­
mern 2.1, 2.2 und 2.3 ausgeschlossen. Folgende An­
schlussförderungen sind förderfähig: 
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a)	 nach der Förderung von Stipendiaten nach Num­
mer 2.1 die erneute Förderung derselben Person 
als Werkstudierende/Werkstudierender nach Num­
mer 2.2 oder als Innovationsassistentin/Innovations­
assistent nach Nummer 2.3, 

b)	 nach der Förderung von Werkstudierenden nach 
Nummer 2.2 die erneute Förderung derselben Per­
son im Rahmen eines Stipendiums nach Nummer 2.1 
oder als Innovationsassistentin/Innovationsassistent 
nach Nummer 2.3. 

4.5.2	 Ausschluss für die Förderung nach den Nummern 2.1 
und 2.2 (Stipendien und Werkstudierende) 

Vertrags- beziehungsweise Beschäftigungsverhältnisse 
mit Studierenden in einem dualen Studiengang oder ei­
nem Promotionsstudiengang sind von der Förderung 
ausgeschlossen. 

4.5.3	 Ausschlüsse für die Förderung nach Nummer 2.3 (Inno­
vationsassistentinnen und Innovationsassistenten) 

Von der Förderung ausgeschlossen sind Beschäfti­
gungsverhältnisse 

4.5.3.1 mit weniger als 50 Prozent der betrieblichen oder tarif­
lich vereinbarten Regelarbeitszeit, 

4.5.3.2 mit Leiharbeitskräften, freien Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern sowie Geschäftsführerinnen und Geschäfts­
führern, 

4.5.3.3 mit Absolventinnen und Absolventen, deren letzter Ab­
schluss (Hochschulabschluss beziehungsweise Abschluss 
der geregelten beruflichen Aufstiegsfortbildung) zum 
Zeitpunkt der Einstellung länger als 36 Monate zurück­
liegt. Dabei ist das Datum des Abschlusszeugnisses 
maßgebend. 

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

5.4.1	 Stipendien (nach Nummer 2.1) 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für ein Stipendium 
nach Nummer 4.2.2 in Höhe von 500 Euro monatlich. 

5.4.2	 Werkstudierende (nach Nummer 2.2) 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für das Arbeitnehmer-
Bruttogehalt für die Werkstudierende oder den Werkstu­
dierenden nach Nummer 4.3.5 in Höhe von 840 Euro 
monatlich bezogen auf 20 Wochenstunden. Bei einer 
Verringerung der Wochenarbeitszeit ändern sich die zu­
wendungsfähigen Ausgaben entsprechend. 

5.4.3	 Innovationsassistentinnen und Innovationsassistenten 
(nach Nummer 2.3) 

Zuwendungsfähig sind Ausgaben für das Arbeitnehmer-
Bruttogehalt der Innovationsassistentin beziehungs­
weise des Innovationsassistenten nach Nummer 4.4.5 in 
Höhe von 

Stufe 1: 2 200 Euro (bezogen auf 40 Wochenstunden) 

beziehungsweise 

Stufe 2: 2 600 Euro (bezogen auf 40 Wochenstunden). 

Bei einer Teilzeitbeschäftigung verringern sich die zu­
wendungsfähigen Ausgaben entsprechend. 

5.5	 Höhe der Zuwendung 

5.5.1	 Stipendien (nach Nummer 2.1) 

Die Förderung nach Nummer 2.1 beträgt 75 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben nach Nummer 5.4.1, das 
heißt monatlich 375 Euro für die Dauer von sechs Mo­
naten. Sofern das Vertragsverhältnis früher gelöst wird, 
endet die Förderung mit dem Vertragsablauf. 

5.5.2	 Werkstudierende (nach Nummer 2.2) 

Die Förderung nach Nummer 2.2 beträgt 75 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben nach Nummer 5.4.2. Sie 
wird für die Dauer von mindestens sechs und maximal 
zwölf Monaten gewährt. 

Der monatliche Zuschussbetrag wird auf Grundlage des 
im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitnehmer-Brutto­
gehalts mit dem Zuwendungsbescheid zum Förder­
beginn festgelegt und gilt für den gesamten Durch­
führungszeitraum. Bei Absenkung des vertraglich ver­
einbarten Arbeitnehmer-Bruttogehaltes in diesem Zeit­
raum wird die Förderung entsprechend neu festgelegt. 

Sonderzahlungen (zum Beispiel Weihnachtsgeld oder 
Urlaubsgeld) sind nicht förderfähig. Sofern das Be­
schäftigungsverhältnis früher gelöst wird, endet die För­
derung mit dem Vertragsablauf. 

5.5.3	 Innovationsassistentinnen und Innovationsassistenten 
(nach Nummer 2.3) 

Die Förderung nach Nummer 2.3 beträgt 

Stufe 1: 

bei einem monatlichen Arbeitnehmer-Bruttogehalt ab 
2 200 Euro bis 2 599,99 Euro (bezogen auf eine regel­
mäßige wöchentliche Arbeitszeit von 40 Wochenstun­
den) 1 320 Euro monatlich (60 Prozent der zuwen­
dungsfähigen Ausgaben nach Nummer 5.4.3). 

Stufe 2: 

bei einem monatlichen Arbeitnehmer-Bruttogehalt ab 
2 600 Euro (bezogen auf eine regelmäßige wöchentliche 
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Arbeitszeit von 40 Wochenstunden) 1 560 Euro monat­
lich (60 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben nach 
Nummer 5.4.3). 

Die Förderung wird für die Dauer von zwölf Monaten 
gewährt. 

Der monatliche Zuschussbetrag wird auf Grundlage des 
im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitnehmer-Brutto­
gehalts mit dem Zuwendungsbescheid zum Förder­
beginn festgelegt und gilt für den gesamten Durch­
führungszeitraum. Wird die 2. Stufe unterschritten oder 
die höhere Stufe erreicht, wird die Förderung entspre­
chend neu festgelegt. 

Sonderzahlungen (zum Beispiel Weihnachtsgeld oder 
Urlaubsgeld) sind nicht förderfähig. Sofern das Be­
schäftigungsverhältnis früher gelöst wird, endet die För­
derung mit dem Vertragsablauf. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Bei den Förderungen nach dieser Richtlinie handelt es 
sich um „De-minimis“-Beihilfen im Sinne der Verord­
nung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. De­
zember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europä­
ischen Union auf „De-minimis“-Beihilfen (ABl. L 352 
vom 24.12.2013, S. 1). Nach der „De-minimis“-Verord­
nung können die Mitgliedstaaten staatliche Beihilfen an 
ein einziges Unternehmen bis zu 200 000 Euro bezie­
hungsweise 100 000 Euro bei Unternehmen, die im ge­
werblichen Straßengüterverkehr tätig sind, innerhalb 
von drei Steuerjahren gewähren. Ausgenommen von der 
Gewährung von De-minimis-Beihilfen sind die vom 
Anwendungsbereich der De-minimis-Verordnung aus­
geschlossenen Bereiche. Jede De-minimis-Beihilfe, die 
das Unternehmen in den vorangegangenen zwei Steuer­
jahren sowie im laufenden Steuerjahr erhalten hat, ist 
der Bewilligungsbehörde bei Antragstellung anzugeben. 

6.2	 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Num­
mer 2.2.1 bis Nummer 2.2.3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 sind die Begünstigten der ESF-Förde­
rung verpflichtet, bei allen Informations- und Kommu­
nikationsmaßnahmen auf die Unterstützung aus dem 
ESF hinzuweisen, während der Durchführung der Maß­
nahmen die Öffentlichkeit (insbesondere im Internet, 
gegenüber den Medien und durch Plakatierung im Ob­
jekt) über die Unterstützung aus dem ESF zu informie­
ren und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der geför­
derten Maßnahmen, das heißt die Innovationsfachkräf­
te, über die Finanzierung durch den ESF zu informieren. 
Dabei ist auf die Förderung des Ministeriums für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie aus Mitteln 
des ESF so hinzuweisen, dass die fördernde Rolle des 
Landes Brandenburg und der Europäischen Union für 
die Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck ge­
bracht wird. Dies ist auch in allen öffentlichkeitswirk­
samen Aktionen der Maßnahmen der Zuwendungsemp­
fänger zum Ausdruck zu bringen. Detaillierte Angaben 

zu den Vorgaben sowie Arbeitshilfen und Unterstüt­
zungsangebote sind im „Merkblatt Information und 
Kommunikation für ESF-geförderte Projekte“ auf der 
Website www.esf.brandenburg.de in der Rubrik ESF 
2014 - 2020 veröffentlicht. Das Merkblatt ist für die Zu­
wendungsempfänger verbindlich. 

6.3	 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu führen. Die 
Begünstigten der ESF-Förderung erklären sich bei 
Annahme der Finanzierung damit einverstanden, dass 
sie in die zu veröffentlichende Liste der Vorhaben auf­
genommen werden. 

Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffentlicht: 

a)	 Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich 
von juristischen Personen und nicht von natürlichen 
Personen) 

b) Bezeichnung des Vorhabens 
c) Zusammenfassung des Vorhabens 
d) Datum des Beginns des Vorhabens 
e) Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder 
der vollständigen Durchführung des Vorhabens) 

f)	 Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vor­
habens 

g)	 Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg 

h)	 Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemesse­
ne Standortindikatoren 

i)	 Land 
j)	 Bezeichnung der Interventionskategorie für das Vor­

haben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 
Buchstabe b Ziffer vi der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013. 

6.4	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und 
abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, 
Bewertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/Prü­
fung der Förderung gemäß bestehender und vorbehalt­
lich noch zu erlassender EU-Bestimmungen für den 
Strukturfondsförderzeitraum 2014 - 2020 erfasst und 
speichert die Investitionsbank des Landes Brandenburg 
(ILB) statistische Daten, einschließlich Angaben zu den 
einzelnen Teilnehmenden, in elektronischer Form. Das 
betrifft insbesondere Informationen zum Antragstel­
ler/Zuwendungsempfänger, den beantragten/geförder­
ten Maßnahmen sowie den geförderten Unternehmen 
und Personen (Teilnehmende).  

Mit seinem Antrag erklärt sich der Antragstellende da­
mit einverstanden, die notwendigen Daten für die Pro­
jektbegleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projekt­
finanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung zu erhe­
ben, zu speichern und an die beauftragten Stellen weiter­
zuleiten. Die Erfüllung der Berichtspflichten und Erhe­
bung und Verarbeitung der Daten ist wesentliche För­
dervoraussetzung und notwendig für den Abruf von För­

http:www.esf.brandenburg.de
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dermitteln des Landes Brandenburg bei der Europä­
ischen Kommission und deren Auszahlung an die För­
dermittelempfänger. 

Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, die in An­
hang I der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 genannten 
sowie weitere programmrelevante Daten zu erheben und 
dem Zuwendungsgeber zu vorgegebenen Zeitpunkten 
zu übermitteln. Dazu erheben die Zuwendungsempfän­
ger die Daten bei den am Projekt Teilnehmenden und am 
Projekt beteiligten Partnern. Insbesondere die am Pro­
jekt Teilnehmenden werden durch den Zuwendungs­
empfänger über die Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit 
und den Umfang der Datenerhebung und -verarbeitung 
informiert und dieser holt die entsprechenden Einver­
ständnisse ein. Die Daten bilden die Grundlage für die 
Berichtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegen­
über der Europäischen Kommission. 

Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs­
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in 
die/aus der Maßnahme die erforderlichen personen­
bezogenen Daten zu erheben und über das Webportal an 
die ILB zu übermitteln. Auf gleichem Wege sind zum 
Maßnahmebeginn und -ende ergänzende projektbezoge­
ne Angaben zu übermitteln. Insbesondere müssen die 
Zuwendungsempfänger die erforderlichen Projektdaten 
zur finanziellen und materiellen Steuerung in das bei der 
ILB eingerichtete IT-System regelmäßig eintragen. Die 
Zuwendungsempfänger sind zudem verpflichtet, mit 
den für das Monitoring und die Evaluierung der Förde­
rungen beauftragten Stellen zusammenzuarbeiten. Wei­
tere Hinweise zu den Pflichten der Zuwendungsempfän­
ger hinsichtlich Monitoring und Evaluation der Förde­
rung stellt die ILB im Webportal zur Verfügung. 

Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfänger 
Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der Be­
willigung zur Folge haben. 

6.5	 Es sind die Förderbedingungen für den ESF in Branden­
burg in der Förderperiode 2014 - 2020 zu beachten. 

7	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Anträge auf Förderung einschließlich der erforderlichen 
Anlagen sind über das Internetportal der Bewilligungs­
stelle ILB zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren un­
ter www.ilb.de). 

Die Anträge können jederzeit gestellt werden, sie müs­
sen aber mindestens vier Wochen vor geplantem Maß­
nahmenbeginn bei der ILB vorliegen. Bei vorgesehener 
Inanspruchnahme von zwei Förderungen sind zwei An­
träge zu stellen. 

Den Anträgen sind generell beizufügen: 

- eine Beschreibung des Unternehmenszwecks und 
des derzeitigen Produktions- beziehungsweise Leis­
tungsprogramms, 

- eine Kopie des aktuellen (nicht älter als sechs Mo­
nate) Handelsregisterauszuges beziehungsweise der 
Gewerbeanmeldung, 

-	 eine De-minimis-Erklärung gemäß Nummer 6.1, 
- eine Bestätigung, dass die/der Studierende bezie­

hungsweise die Hochschulabsolventin oder der Hoch­
schulabsolvent kein anderes Personal ersetzt bezie­
hungsweise ersetzen wird. 

Für eine Förderung nach den Nummern 2.1 bezie­
hungsweise 2.2 (Stipendien und Werkstudierende) 
sind zusätzlich folgende Unterlagen beizufügen: 

- Entwurf des Vertrages zwischen Unternehmen und 
Studentin/Student mit Angaben zur Vergütung (Hö­
he des Stipendiums beziehungsweise des Arbeit­
nehmer-Bruttogehalts), zum Vertragsbeginn, zum 
Vertragsende und bei Nummer 2.2 Angaben zur 
wöchentlichen Arbeitszeit sowie einem Hinweis 
über die Förderung durch den ESF und das Land 
Brandenburg (Europäischer Mehrwert für Branden­
burg), 

- Immatrikulationsbescheinigung der Studentin oder 
des Studenten, 

- eine Bestätigung, dass dem oder der Studierenden 
ein Betreuer oder eine Betreuerin aus dem Unter­
nehmen zugewiesen wird, 

- eine Kurzbeschreibung der innovativen Aufgabe 
und der damit verbundenen betrieblichen Ziele, 

- bei der Förderung nach Nummer 2.1 die schriftliche 
Zusage einer Hochschullehrerin/eines Hochschul­
lehrers zum Thema und zur Betreuung der Ab­
schlussarbeit, 

- bei einer Förderung nach Nummer 2.2 eine Kurz­
beschreibung des Aufgabengebietes. 

Für eine Förderung nach Nummer 2.3 (Innovations­
assistentinnen und Innovationsassistenten) sind zu­
sätzlich folgende Unterlagen beizufügen: 

-	 Entwurf des Arbeitsvertrages mit Angaben zur Ver­
gütung (Arbeitnehmer-Bruttogehalt), zum Arbeits­
beginn, zur wöchentlichen Arbeitszeit und zur Dau­
er des Beschäftigungsverhältnisses sowie einem 
Hinweis über die Förderung durch den ESF und das 
Land Brandenburg (Europäischer Mehrwert für Bran­
denburg), 

- eine Beschreibung des für die Innovationsassistentin 
beziehungsweise den Innovationsassistenten vorge­
sehenen Aufgabengebiets mit den einschlägigen in­
novativen Aspekten und der damit verbundenen be­
trieblichen Ziele, 

-	 Bestätigung der unmittelbaren organisatorischen 
Anbindung an die Geschäftsführung beziehungs­
weise Leitung des Einsatzbereiches. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Die Bewilligungsstelle ILB entscheidet nach pflichtge­
mäßem Ermessen auf Grundlage der eingereichten 
Antragsunterlagen und bei der Förderung nach Num­
mer 2.3 unter Berücksichtigung eines fachlichen Votums 

http:www.ilb.de
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der ZAB ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH (ZAB) 
über die Gewährung der Förderung. 

7.3	 Beibringung von Unterlagen 

Nach Erhalt des Zuwendungsbescheides, spätestens je­
doch mit der ersten Mittelanforderung, ist vom Zuwen­
dungsempfänger der unterschriebene Vertrag mit der In­
novationsfachkraft der ILB vorzulegen. 

7.4	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren 

7.4.1 	 Förderung nach Nummer 2.1 (Stipendium) 

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt im Erstattungs­
prinzip nach Abschluss und im Ergebnis der Verwen­
dungsnachweisprüfung. 

7.4.2	 Förderung nach Nummer 2.2 (Werkstudierende) 

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt im Erstattungs­
prinzip nach Mittelanforderung. Die Auszahlung eines 
Teilbetrages kann nach der Hälfte des Durchführungs­
zeitraumes, ausgehend vom Beginn des Beschäftigungs­
verhältnisses, auf Basis der vom Zuwendungsempfänger 
vorgelegten Mittelanforderung erfolgen. 

Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter 
Zuwendungen ist das dort bereitgestellte Formular 
„Mittelanforderung“ zu verwenden. 

Es sind unaufgefordert zusätzlich folgende Unterlagen 
vorzulegen: 

- unterschriebener Vertrag mit der beziehungsweise 
dem Studierenden, falls er noch nicht vorgelegt wur­
de, 

- Bestätigungen des Unternehmens über die monat­
lichen Zahlungen und der Innovationsfachkraft über 
den Erhalt der monatlichen Entgelte in der vertraglich 
vereinbarten Höhe für den betreffenden Zeitraum, 

- Immatrikulationsbescheinigung für die Dauer der 
Zahlung. 

- Im Einzelfall behält sich die ILB vor, weitere Unter­
lagen anzufordern. 

7.4.3	 Förderung nach Nummer 2.3 (Innovationsassistentin­
nen und Innovationsassistenten) 

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt im Erstattungs­
prinzip nach Mittelanforderung. Die Auszahlung in 
Teilbeträgen kann alle drei Monate - ausgehend vom Be­
ginn des Arbeitsverhältnisses - auf Basis der vom Zu­
wendungsempfänger vorgelegten Mittelanforderung er­
folgen. Der letzte Teilbetrag wird nach Abschluss und im 
Ergebnis der Verwendungsnachweisprüfung ausgezahlt. 

Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das 
Internetportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter 

Zuwendungen ist das dort bereitgestellte Formular 
„Mittelanforderung“ zu verwenden. 

Hierzu sind unaufgefordert zusätzlich folgende Unterla­
gen vorzulegen: 

- unterschriebener Vertrag mit der Innovationsassis­
tentin beziehungsweise dem Innovationsassistenten, 
falls er noch nicht vorgelegt wurde, 

- Bestätigungen des Unternehmens über die monat­
lichen Zahlungen und der Innovationsfachkraft über 
den Erhalt der Entgelte in der vertraglich vereinbar­
ten Höhe für den betreffenden Zeitraum. 

- Im Einzelfall behält sich die ILB vor, weitere Unter­
lagen anzufordern. 

7.5	 Verwendungsnachweisverfahren 

Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. der 
Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) einzureichen. Die 
Einreichung erfolgt online über das Internetportal der 
ILB. 

Mit dem Verwendungsnachweis sind vom Zuwendungs­
empfänger unaufgefordert zum Nachweis Bestätigun­
gen des Unternehmens über die monatlichen Zahlungen 
und der Innovationsfachkraft über den Erhalt der Sti­
pendien beziehungsweise Entgelte in der vertraglich 
vereinbarten Höhe für den betreffenden Zeitraum sowie 
eine Bestätigung, dass die/der Studierende beziehungs­
weise die Hochschulabsolventin oder der Hochschul­
absolvent kein anderes Personal ersetzt hat, einzurei­
chen. Die Bewilligungsstelle kann vom Zuwendungs­
empfänger zusätzlich Belege für den Nachweis von 
Zahlungen verlangen. 

Bei einer Förderung nach den Nummern 2.1 bezie­
hungsweise 2.2 (Stipendien und Werkstudierende) sind 
unaufgefordert zusätzlich folgende Unterlagen einzurei­
chen: 

- Immatrikulationsbescheinigung für die Dauer des 
Vertrags- beziehungsweise Beschäftigungsverhält­
nisses, 

- unterschriebener Vertrag mit dem Studierenden, 
falls er noch nicht vorgelegt wurde, 

- Sachbericht mit: 
- Kurzdarstellung des Beitrags des Studierenden 

zur innovativen Aufgabe im Unternehmen, 
- Aussagen zum Verbleib des Studierenden oder 

der Studierenden nach Maßnahmenende, 
- Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea­

ming-Prinzips sowie des Grundsatzes der Chan­
cengleichheit und Nichtdiskriminierung und 

- gegebenenfalls Darstellung durchgeführter Maß­
nahmen, erreichter Ergebnisse in Bezug auf die 
Querschnittsziele Gleichstellung von Frauen 
und Männern, Chancengleichheit und Nichtdis­
kriminierung, nachhaltige Entwicklung. 
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Bei einer Förderung nach Nummer 2.3 (Innovations- Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
assistentinnen und Innovationsassistenten) ist ein Sach­ § 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind der 
bericht einzureichen mit: Europäische Rechnungshof, die Europäische Kommis­

sion, die für den ESF in Brandenburg zuständige Ver­
- Aussagen zur Erfüllung der an die Innovationsassis­ waltungs-, Bescheinigungs- und Prüfbehörde sowie de­

tentin beziehungsweise den Innovationsassistenten ren beauftragte Dritte berechtigt, bei dem Zuwendungs­
gestellten Anforderungen, 

- Kurzdarstellung des Beitrags der Innovationsassis­
empfänger zu prüfen. Die Zuwendungsempfänger sind 
verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der Überprüfung 

tentin beziehungsweise des Innovationsassistenten Einblick in die Geschäftsunterlagen und Zugang zu den 
insbesondere zur Verbesserung der wirtschaftlichen Geschäftsräumen zu gewähren und alle in Zusammen-
Leistungsfähigkeit, betrieblichen Innovationsfähig­ hang mit der Verwendung der Zuwendung stehenden 
keit und zu verbesserten Marktchancen, Auskünfte zu erteilen. 

- Aussagen zur Beachtung des Gender-Mainstrea­
ming-Prinzips sowie des Grundsatzes der Chancen­ 7.7 Subventionserhebliche Tatsachen 
gleichheit und Nichtdiskriminierung, 

- gegebenenfalls Darstellung durchgeführter Maß- Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
nahmen, erreichter Ergebnisse in Bezug auf die 11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun-
Querschnittsziele Gleichstellung von Frauen und gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des 
Männern, Chancengleichheit und Nichtdiskriminie­ § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 
rung, nachhaltige Entwicklung und des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme 

- Aussagen zur Fortführung des Beschäftigungsver­ von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034). 
hältnisses über das Maßnahmenende hinaus. 

Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antragstel­
7.6 Zu beachtende Vorschriften lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich 

bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der um Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung subventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche StGB werden dem Zuwendungsempfänger im Rahmen 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück- des Antrags- und Bewilligungsverfahrens als subven­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu tionserheblich bezeichnet. 
§ 44 LHO und die ANBest-P, soweit nicht in dieser 
Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 8 Geltungsdauer 

Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die Re- Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 19. November 
gelungen der EU für den Strukturfondsförderzeitraum 2014 in Kraft und am 31. Dezember 2020 außer Kraft. 
2014 - 2020 (EU-Verordnungen, die dazugehörenden 
delegierten Rechtsakte und Durchführungsbestimmun­
gen) in der zum Zeitpunkt der Entscheidung jeweils gel­
tenden Fassung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, 
insbesondere hinsichtlich der Auszahlung, des Abrech­
nungsverfahrens, der Aufbewahrungsfristen und der Feststellung des Unterbleibens einer 
Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid den Zuwen­
dungsempfängern im Einzelnen mitgeteilt werden. 

Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben: 
Änderung des Planfeststellungsbeschlusses 

vom 15. Juli 2011 
Das Land Brandenburg kann nach Inkrafttreten dieser (Az.: 40.10 7171/24.2) 
Richtlinie abweichende spezifische Nebenbestimmun­
gen für aus dem ESF finanzierte Förderungen erlassen. Bekanntmachung des Ministeriums für Infrastruktur 
Diese werden sodann Bestandteil der zu beachtenden und Landesplanung, Planfeststellungsbehörde, 
Vorschriften. Bei bereits bewilligten Förderungen kann gemäß § 3a des Gesetzes über die 
die Bewilligungsbehörde die Anwendung der spezifi- Umweltverträglichkeitsprüfung 
schen Nebenbestimmungen für aus dem ESF finanzier­
te Förderungen nachträglich durch Änderung der Be-

Vom 25. November 2014 

willigung zum Gegenstand der Förderung machen. 

Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege 
Der Landesbetrieb Straßenwesen, Betriebssitz Hoppegarten, be­
antragte die Änderung des festgestellten Straßenbauplanes für 

und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie den 
die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhe­ „6-streifigen Ausbau der Bundesautobahn (BAB) 24 von 
bungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu las- km 204,675 (nördlich der Anschlussstelle Neuruppin) bis 
sen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen km 236,921 (Ende der BAB 24) 
Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Aus- und der BAB 10 von km 153,675 (Autobahndreieck Havelland) 
künfte zu erteilen. bis km 161,625 (östlich der Anschlussstelle Oberkrämer) 
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mit Umbau des Autobahndreiecks Havelland, der Anschlussstellen 
Neuruppin, Neuruppin Süd, Fehrbellin, Kremmen und Oberkrä­
mer, der Rastanlagen ‚Ruppiner See‘ und ‚Am Rhinluch‘ sowie der 
Parkplatz/WC-Anlagen ‚Ziethener Luch‘ und ‚Krämerforst‘ ein­
schließlich notwendiger Folgemaßnahmen und landschaftspfle­
gerischer Begleitmaßnahmen 
in der Gemeinde Dabergotz des Amtes Temnitz, in der Gemein­
de Rüthnick des Amtes Lindow (Mark), in der Gemeinde Fehr­
bellin (Gemarkungen Betzin, Brunne, Dechtow, Fehrbellin, Ha­
kenberg, Langen, Lentzke, Linum, Manker, Tarmow und Wal­
chow) und in der Fontanestadt Neuruppin (Gemarkungen Alt-
Ruppin, Bechlin, Neuruppin und Stöffin) im Landkreis Ostprig­
nitz-Ruppin; 
in den Gemeinden Löwenberger Land (Gemarkungen Grieben und 
Neuendorf) und Oberkrämer (Gemarkungen Eichstätt, Falkenha­
gener Forst, Neu Vehlefanz und Vehlefanz) sowie in den Städten 
Kremmen (Gemarkungen Beetz, Flatow, Groß-Ziethen, Rüthnick-
Forst und Staffelde), Oranienburg (Gemarkung Lehnitz) und Zeh-
denick (Gemarkung Vogelsang) im Landkreis Oberhavel; 
in der Stadt Nauen (Gemarkung Tietzow) im Landkreis Havel­
land“. 

Dafür ist gemäß §§ 3c und 3e des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749), in Verbindung mit Nummer 14.6 der Anlage 1 zum 
UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchgeführt 
worden. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung überzeugte sich die Planfeststel­
lungsbehörde davon, dass die Planänderungen keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben können und das Er­
gebnis der dem Planfeststellungsbeschluss vom 15. Juli 2011 
zugrunde liegenden Umweltverträglichkeitsprüfung nicht we­
sentlich verändert wird. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterbleibt. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 3a Satz 3 
UVPG). Die Begründung dieser Entscheidung und die ihr zu­
grunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger telefo­
nischer Anmeldung unter der Telefonnummer 0331 866-8479 
während der Dienstzeiten im Ministerium für Infrastruktur und 
Landesplanung, Planfeststellungsbehörde, Henning-von-Tres­
ckow-Straße 2 - 8, 14467 Potsdam, eingesehen werden. 

Anhörung der Öffentlichkeit 

zu den Entwürfen der für den Zeitraum 2016 bis 2021 


aktualisierten Bewirtschaftungspläne 

für die Flussgebietseinheiten Oder und Elbe 


gemäß § 83 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes
 

Bekanntmachung 

des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 


Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
 
Vom 24. November 2014
 

Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ord­
nungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 
der Wasserpolitik“ (Wasserrahmenrichtlinie) hat Umweltziele 
für die Oberflächengewässer und das Grundwasser in allen Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union aufgestellt. Diese Richtli­
nie wurde unter anderem durch das Wasserhaushaltsgesetz des 
Bundes (WHG) sowie die Wassergesetze der Länder, im Land 
Brandenburg das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG), in 
deutsches Recht umgesetzt. 

Gemäß § 7 Absatz 1 WHG sind die oberirdischen Gewässer und 
das Grundwasser nach Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. 
Brandenburg hat Anteil an den beiden internationalen Fluss­
gebietseinheiten Elbe und Oder. 

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen, 
wurden 2009 für alle Flussgebietseinheiten Bewirtschaftungs­
pläne und Maßnahmenprogramme für den Zeitraum 2010 bis 
2015 verabschiedet. Diese Pläne und Programme sind gemäß 
§ 84 Absatz 1 WHG bis zum 22. Dezember 2015 zu überprüfen 
und zu aktualisieren. Nach § 83 Absatz 4 WHG sind spätestens 
ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf den sich die Bewirt­
schaftungspläne beziehen, Entwürfe dieser Pläne zu veröffent­
lichen, zu denen die Öffentlichkeit Stellung nehmen kann. 

In die Entwürfe der für den Zeitraum 2016 bis 2021 geltenden 
Bewirtschaftungspläne für die Flussgebietseinheiten Elbe und 
Oder kann an folgenden Stellen Einblick genommen werden: 

vom 22. Dezember 2014 bis einschließlich 22. Juni 2015 im 
Internet unter der Adresse 

http://www.mlul.brandenburg.de/info/wrrl 

vom 5. Januar 2015 bis einschließlich 22. Juni 2015 

- im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz an den drei Standorten 

14476 Potsdam OT Groß Glienicke 
Seeburger Chaussee 2 
Haus 4, Zimmer 0.30 
Tel.: 033201 442-287 

03050 Cottbus 
Von-Schön-Str. 7 
Haus 11, Zimmer 3.28 
Tel.: 0355 4991-1391 

http://www.mlul.brandenburg.de/info/wrrl
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15236 Frankfurt (Oder)
 
Müllroser Chaussee 50
 
Haus 6, Zimmer 102 

Tel.: 0335 560-3224
 

jeweils während der Dienststunden Montag bis Donnerstag 
von 10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, 
vorzugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, 

- im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Landwirtschaft 

14473 Potsdam
 
Heinrich-Mann-Allee 103 

Haus 13, Zimmer 300 

Tel.: 0331 866-7327
 

während der Dienststunden Montag bis Donnerstag von 
10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, vor­
zugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, 

- nach vorheriger Anfrage in den unteren Wasserbehörden der 
Landkreise und der kreisfreien Städte zu den dort üblichen 
Sprechzeiten. 

Zur Flussgebietseinheit Elbe gehören im Land Brandenburg al­
le Landkreise und kreisfreien Städte (vollständig oder teil­
weise), zur Flussgebietseinheit Oder gehören Teile der Land­
kreise Barnim, Märkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neiße, 
Uckermark sowie der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder). 

Auf Antrag wird nach den Vorschriften über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Umweltinformationen auch der Zugang zu 
Hintergrunddokumenten und -informationen gewährt, die bei 
der Erstellung der Bewirtschaftungsplanentwürfe herangezogen 
wurden. Der Antrag ist beim Ministerium für Ländliche Ent­
wicklung, Umwelt und Landwirtschaft, Referat 62, Heinrich­
Mann-Allee 103, 14473 Potsdam, zu stellen. 

Zu den Entwürfen der Bewirtschaftungspläne können Anmer­
kungen und Hinweise vom 22. Dezember 2014 bis einschließ­
lich 22. Juni 2015 vorgebracht werden. 

Stellungnahmen können schriftlich unter dem Stichwort „WRRL-
Anhörung“ an das 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
Referat Ö4 
Postfach 60 10 61 
14410 Potsdam 

sowie an das 

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft 
Referat 62 
Postfach 60 11 50 
14411 Potsdam 

oder per E-Mail an die Adresse wrrl@mlul.brandenburg.de ge­
richtet werden. 

Die Stellungnahmen sollen Vor- und Nachnamen beziehungs­
weise die Bezeichnung der einwendenden Stelle sowie die volle 
Anschrift enthalten. 

An den vorgenannten Stellen werden für sechs Monate im Rah­
men der Öffentlichkeitsbeteiligung zur Strategischen Umwelt­
prüfung auch die aktualisierten Maßnahmenprogramme für die 
deutschen Anteile an den Flussgebietseinheiten Elbe und Oder 
und die dazugehörigen Umweltberichte ausgelegt. Nähere In­
formationen sind einer Bekanntmachung des Landesamtes für 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 24. November 
2014 zu entnehmen. 

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder internationalen 
Fragen im Einzugsgebiet der Elbe können auch gegenüber der 
Flussgebietsgemeinschaft Elbe (Otto-von-Guericke-Straße 5, 
39104 Magdeburg; E-Mail: info@fgg-elbe.de) beziehungs­
weise gegenüber der Internationalen Kommission zum Schutz 
der Elbe (Fürstenwallstraße 20, 39104 Magdeburg; E-Mail: 
sekretariat@ikse-mkol.org) abgegeben werden. 

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder internationalen 
Fragen im Einzugsgebiet der Oder können auch gegenüber den 
jeweils zuständigen Stellen der beiden anderen Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen beziehungsweise ge­
genüber der Internationalen Kommission zum Schutz der Oder 
(ul. M. Curie - Sklodowskiej 1, 50-381 Wroclaw, Republik Po­
len; E-Mail: sekretariat@mkoo.pl) abgegeben werden. 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung 


zum Hochwasserrisikomanagementplan 

für den deutschen Teil der Flussgebietsgemeinschaft 


Elbe und zum Umweltbericht 


Bekanntmachung 

des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 


Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
 
Vom 24. November 2014
 

Die Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Bewertung und 
das Management von Hochwasserrisiken (Hochwasserrisiko­
managementrichtlinie) regelt erstmals europaweit einheitliche 
Vorgaben für das Hochwasserrisikomanagement mit dem Ziel, 
hochwasserbedingte Risiken für die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten zu 
verringern und zu bewältigen. 

Die Richtlinie wurde unter anderem durch das Wasserhaushalts­
gesetz des Bundes (WHG) sowie die Wassergesetze der Länder, 
im Land Brandenburg das Brandenburgische Wassergesetz 
(BbgWG), in deutsches Recht umgesetzt. 

Brandenburg hat Anteile an den beiden internationalen Fluss­
gebietseinheiten Elbe und Oder. Für das Flusseinzugsgebiet der 

mailto:sekretariat@mkoo.pl
mailto:sekretariat@ikse-mkol.org
mailto:info@fgg-elbe.de
mailto:wrrl@mlul.brandenburg.de
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Elbe auf deutschem Staatsgebiet haben sich die Bundesländer 
im Rahmen ihrer Zusammenarbeit in der Flussgebietsgemein­
schaft Elbe am 12. Mai 2011 darauf verständigt, einen gemein­
samen Hochwasserrisikomanagementplan zu erarbeiten. 

Nach § 14b Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Anlage 3 
Nummer 1.3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG) ist für Hochwasserrisikomanagementpläne eine 
Strategische Umweltprüfung durchzuführen. Ferner ist ein Um­
weltbericht zu erstellen. 

Der Entwurf des Plans und der Umweltbericht sind für eine an­
gemessene Dauer von mindestens einem Monat öffentlich aus­
zulegen. Die betroffene Öffentlichkeit kann sich zu dem Entwurf 
des Plans und zu dem Umweltbericht äußern. 

Der Entwurf des Hochwasserrisikomanagementplans und der 
Umweltbericht können eingesehen werden 

vom 22. Dezember 2014 bis einschließlich 22. Juni 2015 im 
Internet unter 

http://www.mlul.brandenburg.de/info/hwrm/plaene 

vom 5. Januar 2015 bis einschließlich 22. Juni 2015 an folgen­
den Stellen: 

- im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz des Landes Brandenburg an den drei Standorten 

14476 Potsdam OT Groß Glienicke
 
Seeburger Chaussee 2
 
Haus 2, Zimmer 0.32 

Tel.: 033201 442-338
 

03050 Cottbus
 
Von-Schön-Str. 7
 
Haus 11, Zimmer 3.28
 
Tel.: 0355 4991-1391
 

15236 Frankfurt (Oder)
 
Müllroser Chaussee 50
 
Haus 6, Zimmer 102 

Tel.: 0335 560-3224
 

jeweils während der Dienststunden Montag bis Donnerstag 
von 10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, 
vorzugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, 

- im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Landwirtschaft des Landes Brandenburg 

14473 Potsdam
 
Heinrich-Mann-Allee 103 

Haus 13, Zimmer 200 

Tel. 0331 866-7854
 

während der Dienststunden Montag bis Donnerstag von 
10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, vor­
zugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, 

sowie 

- nach vorheriger Anfrage in den jeweils zur Flussgebietsein­
heit Elbe gehörenden unteren Wasserbehörden der Land­
kreise und der kreisfreien Städte zu den dort üblichen 
Sprechzeiten. 

Zum Entwurf des Hochwasserrisikomanagementplans für die 
Flussgebietseinheit Elbe und zum Umweltbericht können An­
merkungen und Hinweise im Zeitraum vom 22. Dezember 2014 
bis einschließlich 22. Juni 2015 vorgebracht werden. 

Stellungnahmen können schriftlich gerichtet werden an die Post­
anschrift: 

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 
Referat 64 
Postfach 60 11 50 
14411 Potsdam 

oder per E-Mail an die Adresse hwrmp-elbe@mlul.branden­
burg.de. 

Stellungnahmen können auch zur Niederschrift an den für die 
Einsichtnahme benannten Stellen abgegeben werden. 

Die Stellungnahmen sollen den Vor- und Nachnamen bezie­
hungsweise die Bezeichnung der einwendenden Stelle sowie die 
volle Anschrift enthalten. 

Beteiligung der Öffentlichkeit
 
im Rahmen der Strategischen Umweltprüfungen 


zu den für den Zeitraum 2016 bis 2021 

aktualisierten Maßnahmenprogrammen 


für die deutschen Teile 

der Flussgebietseinheiten Oder und Elbe 


und zu den Umweltberichten
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg 


Vom 24. November 2014
 

Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ord­
nungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 
der Wasserpolitik“ (Wasserrahmenrichtlinie) stellt Umweltziele 
für die Oberflächengewässer und das Grundwasser in allen Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union auf. Diese Richtlinie wur­
de unter anderem durch das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes 
(WHG) sowie die Wassergesetze der Länder, im Land Branden­
burg das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG), in deut­
sches Recht umgesetzt. 

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen, 
wurden 2009 für alle in § 7 Absatz 1 WHG genannten Fluss­

mailto:hwrmp-elbe@mlul.branden
http://www.mlul.brandenburg.de/info/hwrm/plaene
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gebietseinheiten Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpro­
gramme für den Zeitraum 2010 bis 2015 verabschiedet. Diese 
Pläne und Programme sind gemäß § 84 Absatz 1 WHG bis zum 
22. Dezember 2015 zu überprüfen und für den Zeitraum 2016 
bis 2021 zu aktualisieren. Brandenburg hat Anteil an den beiden 
internationalen Flussgebietseinheiten Elbe und Oder. 

Nach § 4 Absatz 1 des Brandenburgischen Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (BbgUVPG) unterliegen die 
Entwürfe der Maßnahmenprogramme der Pflicht zur Strategi­
schen Umweltprüfung, bei der jeweils ein Umweltbericht zu er­
stellen ist. Nach § 14i Absatz 3 des Gesetzes über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist die Öffentlichkeit bei der 
Strategischen Umweltprüfung zu beteiligen. Hierfür werden die 
Entwürfe der Maßnahmenprogramme für die deutschen Teile 
der Flussgebietseinheiten Elbe und Oder und die beiden dazu­
gehörigen Umweltberichte öffentlich ausgelegt, so dass sich die 
betroffene Öffentlichkeit zu diesen Dokumenten äußern kann. 

Die Entwürfe der Maßnahmenprogramme und die Umwelt-
berichte können an folgenden Stellen eingesehen werden: 

vom 22. Dezember 2014 bis einschließlich 22. Juni 2015 im 
Internet unter der Adresse 

http://www.mlul.brandenburg.de/info/wrrl 

vom 5. Januar 2015 bis einschließlich 22. Juni 2015 

- im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz an den drei Standorten 

14476 Potsdam OT Groß Glienicke
 
Seeburger Chaussee 2
 
Haus 4, Zimmer 0.30 

Tel.: 033201 442-287
 

03050 Cottbus
 
Von-Schön-Str. 7
 
Haus 11, Zimmer 3.28 

Tel.: 0355 4991-1391
 

15236 Frankfurt (Oder)
 
Müllroser Chaussee 50
 
Haus 6, Zimmer 102 

Tel.: 0335 560-3224
 

jeweils während der Dienststunden Montag bis Donnerstag 
von 10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, 
vorzugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, 

- im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Landwirtschaft 

14473 Potsdam
 
Heinrich-Mann-Allee 103 

Haus 13, Zimmer 300 

Tel.: 0331 866-7327
 

- nach vorheriger Anfrage in den unteren Wasserbehörden der 
Landkreise und der kreisfreien Städte zu den dort üblichen 
Sprechzeiten. 

Zu den Entwürfen der Maßnahmenprogramme und zu den bei­
den Umweltberichten können Anmerkungen und Hinweise vom 
22. Dezember 2014 bis einschließlich 22. Juni 2015 vorgebracht 
werden. 

Die Stellungnahmen können schriftlich unter dem Stichwort 
„WRRL-SUP“ an das 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
Referat Ö4 
Postfach 60 10 61 
14410 Potsdam 

sowie an das 

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Landwirtschaft 
Referat 62 
Postfach 60 11 50 
14411 Potsdam 

oder per E-Mail an die Adresse sup-mp@lugv.brandenburg.de 
gerichtet werden. 

Stellungnahmen können auch zur Niederschrift an den für die 
Einsichtnahme benannten Stellen abgegeben werden. 

Die Stellungnahmen sollen Vor- und Nachnamen beziehungs­
weise die Bezeichnung der einwendenden Stelle sowie die volle 
Anschrift enthalten. 

Versagung der Genehmigung für eine
 
Hähnchenmastanlage in Gumtow OT Heinzhof
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 16. Dezember 2014
 

Der Firma Gumtow Geflügel GmbH, Dannenwalder Straße 14, 
16866 Gumtow OT Heinzhof wurde die Genehmigung versagt, 
auf dem Grundstück Gemarkung Gumtow, Flur 2 Flurstück 15 
eine Anlage zum Halten von Mastgeflügel mit 200.000 Tierplät­
zen zu errichten und zu betreiben. Die für das Vorhaben erfor­
derliche Umweltverträglichkeitsprüfung wurde nicht abge­
schlossen. 

Auslegung 

Die Ablehnung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt in 
der Zeit vom 05.01.2015 bis einschließlich 19.01.2015 

während der Dienststunden Montag bis Donnerstag von - im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
10 Uhr bis 15 Uhr und Freitag von 10 Uhr bis 14 Uhr, vor­ schutz, Fehrbelliner Straße 4a, Zimmer 4.02, 16816 Neu­
zugsweise nach telefonischer Terminabstimmung, ruppin 

mailto:sup-mp@lugv.brandenburg.de
http://www.mlul.brandenburg.de/info/wrrl
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-	 im Landkreis Prignitz, Sachbereich Natur- und Gewässer­
schutz, Haus 3, Zimmer 1.19, Berliner Straße 49 in 19348 Per­
leberg 

-	 in der Gemeinde Gumtow, Karpatenweg 2, Versammlungs­
raum, in 16866 Gumtow 

zur Einsichtnahme während der Dienststunden aus und kann 
dort während der Dienststunden oder nach telefonischer Verein­
barung von Jedermann eingesehen werden.  

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein­
wendern und auch gegenüber Dritten, die keine Einwendung 
erhoben haben, als zugestellt. 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim Landes­
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional­
abteilung West, Referat RW 1, Postfach 601061 in 14410 Pots­
dam schriftlich angefordert werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Be­
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch einge­
legt werden. 

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt,
 
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West,
 
Referat RW 1, Postfach 601061 in 14410 Potsdam zu richten. 

Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt für
 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
 
West, Referat RW 1, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam,
 
OT Groß Glienicke eingelegt werden.
 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zu­
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) 

Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen vom 2. Mai 
2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver­
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I 
S. 954) 

Versagung der Genehmigung für eine
 
Hähnchenmastanlage in Gumtow OT Heinzhof
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 16. Dezember 2014
 

Der Firma IRTOMA Geflügel GmbH, Dannenwalder Straße 14, 
16866 Gumtow OT Heinzhof wurde die Genehmigung versagt, 
auf dem Grundstück Gemarkung Gumtow, Flur 2 Flurstück 15 ei­
ne Anlage zum Halten von Mastgeflügel mit 200.000 Tierplätzen 
zu errichten und zu betreiben. Die für das Vorhaben erforderliche 
Umweltverträglichkeitsprüfung wurde nicht abgeschlossen. 

Auslegung 

Die Ablehnung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt in 
der Zeit vom 05.01.2015 bis einschließlich 19.01.2015 

-	 im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher­
schutz, Fehrbelliner Straße 4a, Zimmer 4.02, 16816 Neu­
ruppin 

-	 im Landkreis Prignitz, Sachbereich Natur- und Gewäs­
serschutz, Haus 3, Zimmer 1.19, Berliner Straße 49 in 
19348 Perleberg 

-	 in der Gemeinde Gumtow, Karpatenweg 2, Versammlungs­
raum, in 16866 Gumtow 

zur Einsichtnahme während der Dienststunden aus und kann 
dort während der Dienststunden oder nach telefonischer Verein­
barung von Jedermann eingesehen werden.  

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein­
wendern und auch gegenüber Dritten, die keine Einwendung 
erhoben haben, als zugestellt. 

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim Landes­
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional­
abteilung West, Referat RW 1, Postfach 601061 in 14410 Pots­
dam schriftlich angefordert werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Be­
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch einge­
legt werden. 

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt,
 
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West,
 
Referat RW 1, Postfach 601061 in 14410 Potsdam zu richten. 

Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt für
 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
 
West, Referat RW 1, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam,
 
OT Groß Glienicke eingelegt werden.
 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Rechtsgrundlagen 
Regionalabteilung West 

Genehmigungsverfahrensstelle Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 



1601 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 17. Dezember 2014 

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn­
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zu­
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 
(BGBl. I S. 1943) 

Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen vom 2. Mai 
2013 (BGBl. I S. 973, 3756) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren ­
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver­
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 954) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das 


Vorhaben „Errichten und Betreiben der 

Wasserversorgungsanlage Schwarzes Fließ“
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 

Geologie und Rohstoffe 

Vom 16. Dezember 2014
 

Die Firma Vattenfall Europe Mining AG, Vom-Stein-Straße 39, 
in 03050 Cottbus, hat die wasserrechtliche Erlaubnis zum Ent­
nehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser sowie 
das Aufstauen von Wasser im Gewässersystem des Schwarzen 
Fließes beantragt. Vom Vorhaben betroffen ist das Gebiet des 
Landkreises Spree-Neiße. 

Es ist das Zutagefördern von bis zu 1,86 Mio. m3/a Grundwas­
ser, die Einleitung des gehobenen Wassers in oberirdische Ge­
wässer sowie das Aufstauen von max. 1.500 m3 Wasser zur Sta­
bilisierung des Landschaftswasserhaushaltes vor den Auswir­
kungen der bergbaubedingten Beeinflussung geplant. 

Gemäß § 3c Absatz 1 in Verbindung mit § 3a und Anlage 1, 
Nummer 13.3.2 und 13.6.2 UVPG wurde durch das LBGR eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchgeführt. 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht. 

Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund 
überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anla­
ge 2 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteili­
gen Umweltauswirkungen haben. Die Feststellung erfolgte auf 
der Grundlage der von der Vorhabensträgerin vorgelegten Unter­
lagen, eigenen Informationen und unter Beteiligung des Land­
kreises Spree-Neiße und des Landesamtes für Umwelt, Ge­
sundheit und Verbraucherschutz. 

Diese Entscheidung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbst­
ständig anfechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und 
die ihr zugrunde liegenden Unterlagen können nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel.-Nr.: 0355 48640 213) während 
der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und Roh­
stoffe, Haus 1, Zimmer 1.15, Inselstraße 26, in 03046 Cottbus, 
eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

Aufhebung einer Erlaubnis 

Bekanntmachung des
 
Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe
 

Vom 1. Dezember 2014
 

Gemäß § 19 des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge­
setzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154), ist dem Antrag der 

GEO Planbau GmbH & Co. KG, 
Sitz: Schönefeld
 

(Amtsgericht Potsdam HRA 1431) 


auf vollständige Aufhebung der am 11. November 2011 gemäß 
§ 7 BBergG erteilten Erlaubnis zur Aufsuchung von 

Sole und Erdwärme 

in dem 66.960.000 m2 großen Feld Schönefeld/Waltersdorf 
(Feldesnummer: 11-1564), gelegen in den Landkreisen Dahme-
Spreewald und Teltow-Fläming, mit Datum vom 17. September 
2014 stattgegeben worden. 
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
 

Widmung und Einziehung 

von Teilstrecken der L 29 im Bereich
 

des neuen Schiffshebewerkes Niederfinow
 

Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg,
 

Dienststätte Eberswalde
 
Vom 10. November 2014
 

Auf der Grundlage des Brandenburgischen Straßengesetzes 
(BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 
2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge­
setzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), in Verbindung mit 
dem Planfeststellungsbeschluss der Wasser- und Schifffahrtsdi­
rektion Ost vom 4. Januar 2005 Nr. P-143.3-Mär/11 gelten für 
Teilstrecken der L 29 folgende Änderungen: 

Die Bezeichnung des Abschnitts von Netzknoten (NK) 3149 004 
nach NK 3149 006 ändert sich von Abschnitt 030 (alt) auf Ab­
schnitt 035 (neu). 

Widmung 

Mit dem Neubau des Schiffshebewerkes Niederfinow wurde ei­
ne Teilstrecke der bestehenden Landesstraße 29 auf einer Länge 
von ca. 560 m westwärts verlegt und neu errichtet. 

Die neu gebaute Teilstrecke der L 29, einschließlich der Neben­
anlagen, verläuft in einer Länge von 0,559 km über die Flur­
stücke 22; 27/1; 27/3; 28; 36; 37 und 207 der Flur 4 in der Ge­
markung Niederfinow. 

Diese Teilstrecke von Station km 0,697 bis Station km 1,256 im 
Abschnitt 035 erhält auf der Grundlage des § 6 Absatz 5 
BbgStrG mit dem Tage der Verkehrsfreigabe die Eigenschaft 
einer Landesstraße und gilt als gewidmet. 

Träger der Straßenbaulast nach § 9 BbgStrG ist das Land Bran­
denburg. 

Einziehung 

Die Teilstrecke der verlassenen L 29 von Station km 0,697 nach 
Station km 1,334 im Abschnitt 030 über eine Länge von 0,637 km 
hat ihre Verkehrsbedeutung verloren und gilt gemäß § 8 Ab­
satz 4 BbgStrG zum Zeitpunkt der Sperrung als eingezogen. 

Der Planfeststellungsbeschluss und seine Begründung können 
beim Wasserstraßen-Neubauamt Berlin, Mehringdamm 129 in 
10965 Berlin, eingesehen werden. 

Im Auftrag 

Verfügung zur Umstufung 

von Teilabschnitten der Bundesstraße (B) 273
 

im Landkreis Oberhavel
 

Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Dienststätte Eberswalde
 
Vom 24. November 2014
 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2015 wird folgende Abstufung auf 
der Grundlage des § 2 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I 
S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
31. Mai 2013 (BGBl. I S. 1388), und der Fernstraßenzuständig­
keitsverordnung (FStrZV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. März 2005 (GVBl. II S. 161), geändert durch die Ver­
ordnung vom 12. September 2007 (GVBl. II S. 309), vorgenom­
men: 

Die Bundesstraße 273, 

Abschnitt 105, von Netzknoten (NK) 3245016 nach NK 3245009 
Abschnitt 110, von NK 3245009 nach NK 3244004 
Abschnitt 120, von NK 3244004 nach NK 3244003 
Abschnitt 121, OC (Kreisverkehr) 
Abschnitt 130, von NK 3244003 nach NK 3244001 
Abschnitt 140, von NK 3244001 nach NK 3244002 
Abschnitt 150, von NK 3244002 nach NK 3243007 
Abschnitt 160, von NK 3243007 nach NK 3243006 
Abschnitt 170, von NK 3243006 nach NK 3243009, über eine 
Länge von 19,084 km, einschließlich der Nebenanlagen, 

wird gemäß § 3 BbgStrG zur Landesstraße (L) abgestuft. 

Die neue Bezeichnung der Straße ist L 170. 

Künftiger Träger der Straßenbaulast nach § 9 BbgStrG wird das 
Land Brandenburg. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Betriebssitz Hoppegarten, Lindenallee 51, in 15366 Hoppegar­
ten einzulegen. 

Im Auftrag
 

Kerstin Finis-Keck
 
Abteilungsleiterin Verkehr
 

Kerstin Finis-Keck 
Abteilungsleiterin Verkehr 
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Verfügung zur Umstufung der Landesstraße (L) 280 
im Landkreis Uckermark 

Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Dienststätte Eberswalde
 
Vom 24. November 2014
 

Auf der Grundlage des § 7 des Brandenburgischen Straßen­
gesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), wird mit Wir­
kung zum 1. Januar 2015 nachstehende Umstufung vorgenom­
men: 

Die Landesstraße 280, 


Abschnitt 010, von Netzknoten (NK) 2850012 nach NK 2850001 


und
 

Abschnitt 020, von NK 2850001 nach NK 2750008 


wird über eine Länge von 4,605 km, einschließlich der Neben­
anlagen, zur Kreisstraße gemäß § 3 BbgStrG abgestuft.
 

Sie erhält die Bezeichnung K 7361.
 

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird der Landkreis Ucker­
mark. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Betriebssitz Hoppegarten, Lindenallee 51, in 15366 Hoppegar­
ten einzulegen. 

Im Auftrag
 

Kerstin Finis-Keck
 
Abteilungsleiterin Verkehr
 

Verfügung zur Umstufung von Teilabschnitten 
der Landesstraßen (L) 281 und L 333 

Landkreis Märkisch-Oderland 

Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Dienststätte Frankfurt (Oder)
 
Vom 24. November 2014
 

Auf der Grundlage des § 3 und § 7 des Brandenburgischen Stra­
ßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Arti­
kel 15 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), werden 
mit Wirkung zum 1. Januar 2015 nachstehende Umstufungen 
vorgenommen: 

Die Landesstraße 281, 

Abschnitt 040, von Netzknoten (NK) 3250004 nach NK 3250016 
und 
Abschnitt 045, von NK 3250016 nach NK 3250005 über eine 
Länge von 5,418 km, einschließlich der Nebenanlagen 

sowie 

die Landesstraße 333, 

Abschnitt 010, von NK 3452003 nach NK 3353002 
Abschnitt 020, von NK 3353002 nach NK 3353003 über eine 
Länge von 5,601 km, einschließlich der Nebenanlagen 

werden zur Kreisstraße abgestuft. 

Träger der Straßenbaulast wird der Landkreis Märkisch-Oder­
land. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Betriebssitz Hoppegarten, Lindenallee 51, in 15366 Hoppegar­
ten einzulegen. 

Im Auftrag
 

Kerstin Finis-Keck
 
Abteilungsleiterin Verkehr
 

Berichtigung der Bekanntmachung zur
 
Durchführung einer landesweiten Waldinventur
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst Brandenburg 
Vom 2. Dezember 2014 

Die Bekanntmachung der Durchführung einer landesweiten 
Waldinventur vom 5. November 2014 (ABl. S. 1525) ist wie 
folgt zu berichtigen: 

In Nummer 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Inventur beginnt am 1. November 2014 und endet voraus­
sichtlich am 30. September 2015.“ 
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN,ANSTALTEN UND
 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
 

Medienanstalt Berlin-Brandenburg 

Satzung über den Ersatz 

notwendiger Aufwendungen und Auslagen 


der Mitglieder der Kommission 

für Jugendmedienschutz (KJM)
 

Aufwendungsersatzsatzung (KJMAES)
 

Vom 24. November 2014 

Auf Grund § 14 Abs. 7 Satz 2 des Staatsvertrages über den 
Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk 
und Telemedien (Jugendmedienschutz-Staatsvertrag - JMStV) 
vom 10./27. September 2002 (Berlin GVBl. 2003 S. 70; Bran­
denburg GVBl. 2003 S. 22) erlässt die Medienanstalt Berlin-
Brandenburg übereinstimmend mit den übrigen Landesmedien­
anstalten folgende Satzung: 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Diese Satzung konkretisiert den Anspruch der Mitglieder der 
Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) nach § 14 Abs. 7 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) auf Ersatz der not­
wendigen Aufwendungen und Auslagen bei der Ausübung ihres 
Ehrenamtes. 

(2) Diese Satzung regelt auch die Zahlung von Sitzungsgeld und 
die Erstattung von Reisekosten für Prüfgruppenmitglieder, die 
nicht aus dem Kreis der Landesmedienanstalten entsandt werden. 

§ 2 
Persönlicher und sachlicher Umfang 

des Ersatzanspruchs 

(1) Als Ersatz seiner notwendigen Aufwendungen und Auslagen 
erhält ein Mitglied der KJM, das nicht aus dem Kreis der Direk­
toren der Landesmedienanstalten entsandt ist, monatlich einen 
pauschalen Geldbetrag (Monatspauschale), Sitzungsgeld und 
Reisekostenvergütung. 

(2) Die Erstattung erfolgt durch die Landesmedienanstalten und 
wird durch die ALM GbR abgerechnet. 

(3) Ein weiter gehender Ersatz von Aufwendungen und Ausla­
gen findet nicht statt, eine Entschädigung für Verdienstausfall ist 
ausgeschlossen. 

(4) Prüfgruppenmitglieder, die nicht von Landesmedienanstal­
ten entsandt sind, erhalten Sitzungsgeld und Reisekostenvergü­
tung nach Maßgabe des § 6. 

§ 3 
Monatspauschale 

(1) Die Höhe der Monatspauschale beträgt für ein ordentliches 
Mitglied 500 € und für ein stellvertretendes Mitglied 300 €. Ein 
Teilverzicht ist zulässig. 

(2) Die Monatspauschale wird für jeden Monat gezahlt, in dem 
die Mitgliedschaft besteht. Sie ist am 1. des jeweils folgenden 
Monats fällig. Wird die Monatspauschale nach Fälligkeit ge­
zahlt, besteht kein Anspruch auf Verzinsung. 

§ 4 
Sitzungsgeld 

(1) Die Höhe des Sitzungsgelds beträgt 150 € pro Sitzungstag. 

(2) Der Anspruch auf Sitzungsgeld entsteht durch Teilnahme an 
einer KJM-Sitzung, einer Arbeitsgruppe der KJM oder eines 
Prüfausschusses (Präsenzprüfung). Ein stellvertretendes Mit­
glied erhält nur Sitzungsgeld, wenn es bei Verhinderung des or­
dentlichen Mitglieds oder auf ausdrückliche Einladung durch 
den Vorsitzenden der KJM an der Sitzung teilnimmt. 

§ 5 
Reisekostenvergütung 

(1) Die Reisekostenvergütung richtet sich nach dem Bundesrei­
sekostengesetz. Tagegeld (§ 6 BRKG) wird nicht gewährt. Die 
Erstattung ist anhand der entsprechenden Vordrucke bei der Ge­
meinsamen Geschäftsstelle zu beantragen. Auf die verteilten Er­
läuterungen zum BRKG wird verwiesen. 

(2) Die Einladung zu einer Sitzung oder Arbeitsgruppe der KJM, 
einem Prüfausschuss oder einer Veranstaltung der KJM gilt als 
Zusage der Übernahme der notwendigen entstandenen Reise­
kosten. Bei einem stellvertretenden Mitglied gilt dies nur, wenn 
ein Vertretungsfall vorliegt oder die Einladung die stellvertreten­
den Mitglieder ausdrücklich einschließt. Ansonsten ist eine vor­
herige Absprache mit dem Vorsitzenden der KJM erforderlich. 

§ 6 
Sitzungsgeld und Reisekosten 

für Prüfgruppenmitglieder 

(1) Die Reisekostenvergütung richtet sich nach dem Bundesrei­
sekostengesetz. Die Erstattung ist anhand der entsprechenden 
Vordrucke bei der Gemeinsamen Geschäftsstelle zu beantragen. 
Auf die verteilten Erläuterungen zum BRKG wird verwiesen. 

(2) Die Einladung zu einer Prüfgruppensitzung gilt als Zusage 
der Übernahme der notwendigen entstandenen Reisekosten. 
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(3) Die Höhe des Sitzungsgeldes beträgt 100 Euro pro Sitzungs­
tag. Der Anspruch entsteht durch Teilnahme an einer Prüfgrup­
pensitzung. 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über den Ersatz notwendiger 
Aufwendungen und Auslagen der Mitglieder der Kommission 
für Jugendmedienschutz (KJM) - Aufwendungsersatzsatzung 
(KJMAES) vom 1. September 2003 (Berlin: ABl. S. 4120, Bran­
denburg: ABl. S. 916) außer Kraft. 

ausgefertigt: Berlin, den 24. November 2014 

Dr. Hans Hege 

Ausschreibung
 
der Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb)
 

- Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten 
für DVB-T2 ­

Hiermit gibt die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) ge­
mäß § 51a Abs. 2, § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Rundfunkstaats­
vertrages (RStV) i. V. m. § 12 Abs. 2 der Satzung über die Zu­
gangsfreiheit zu digitalen Diensten und zur Plattformregulie­
rung gemäß § 53 Rundfunkstaatsvertrag (ZPS) in Abstimmung 
mit den anderen Landesmedienanstalten aufgrund des Be­
schlusses der ZAK vom 18.11.2014 die nachstehende Aus­
schreibung bekannt: 

I.	 Medienrechtliche Zuordnung 

Die Ministerpräsidenten der Länder haben gemäß § 51 Abs. 2 
RStV anlässlich ihrer Jahreskonferenz vom 15. bis 17. Oktober 
2014 einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 

1. 	 Die zur Realisierung des gemeinsamen „Planungs- und Ko­
ordinierungsauftrages der Länder für DVB-T2 im Endaus­
bau 2020“ vom 25. Juni 2014 zur Verfügung stehenden 
Übertragungskapazitäten für eine bundesweite Versorgung 
mit Fernsehprogrammen privater Veranstalter werden auf 
der Grundlage der Verständigung von ARD, ZDF und Landes­
medienanstalten vom 17. September 2014 nach § 51 Abs. 2 
RStV bis zum 31. Dezember 2030 vollständig den Landes­
medienanstalten zugeordnet. Die Zuordnung der vorge­
nannten Kapazitäten erfolgt Zug um Zug auf der Grundlage, 
dass nach Rückgabe der bisher zugewiesenen Kapazitäten 
durch die privaten Veranstalter die jeweilige Landesmedien­
anstalt auf die ihr zugeordneten DVB-T-Kapazitäten ver­
zichtet. 

2. 	 In der Übergangsphase von DVB-T nach DVB-T2 können 
die Landesrundfunkanstalten, das ZDF und private Fernseh-
Veranstalter im gegenseitigen Einvernehmen auch Übertra­
gungskapazitäten des jeweils anderen Bedarfsträgers nut­
zen. 

3. 	 Die in Ziffer 1 genannten Übertragungskapazitäten sollen 
im Verfahren nach § 51a RStV vollständig einem Plattform­
anbieter zugewiesen werden. Bestehende Landes- und Re­
gionalfenster müssen mindestens in dem zum Umstellungs­
zeitpunkt gewährleisteten Umfang abgebildet werden, so­
weit technische Belange dem nicht entgegenstehen. Das gilt 
auch für digital und terrestrisch verbreitete lokale und regio­
nale Fernsehprogramme. Die Zuweisung nach § 51a RStV 
soll Verpflichtungen zum Ausbau in bisher nicht versorgte 
regionale Mittelzentren gemäß des DVB-T2-Bedarfskon­
zeptes enthalten. 

4. 	 Im Verfahren nach § 51a RStV sind die Bestandsschutz-
Interessen der privaten Veranstalter, deren Programme zum 
31. März 2015 über DVB-T verbreitet werden, angemessen 
zu berücksichtigen. 

5. 	 Durch die vorstehende Zuordnung bleiben die bestehenden 
Versorgungsbedarfe und die nach den einzelnen Landes­
mediengesetzen unbefristet erteilten Zuordnungen von 
Übertragungskapazitäten an den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk für drei Bedeckungen unberührt. Mit der Zuord­
nung der Kapazitäten nach Ziffer 1 sollen keine nachteiligen 
Auswirkungen auf die Frequenzausstattung des öffentlich­
rechtlichen Rundfunks verbunden sein. 

II. Gegenstand der Ausschreibung 

Gemäß der o. g. Zuordnungsentscheidung der Ministerpräsi­
dentenkonferenz stehen bundesweit drei Multiplexe für die di­
gitale terrestrische Verbreitung privater Angebote für die Zuwei­
sung an einen Plattformbetreiber zur Verfügung. Die Verbrei­
tung soll im technischen Standard DVB-T2 mit der Codierung 
HEVC mit einer Datenrate von mindestens 22 Mbit/s erfolgen. 

In räumlicher Hinsicht stehen vorbehaltlich der letztendlichen 
Zuteilung durch die Bundesnetzagentur Frequenzen gemäß 
den Bedarfsanmeldungen der Länder (http://www.die-
medienanstalten.de/fileadmin/Download/Ausschreibungen/ 
Anlage_Ausschreibung_DVB-T2_Bedarfsanmeldungen.pdf) zur 
Verfügung. Die Zuweisung nach § 51a RStV wird Verpflichtun­
gen zum Ausbau in bisher nicht versorgte regionale Mittelzentren 
gemäß des DVB-T2-Bedarfskonzeptes enthalten. 

III. Verfahren der medienrechtlichen Ausschreibung 

1.	 Frist 

Gemäß § 51a Abs. 2 Satz 1 RStV wird die Frist zur Stellung von 
Anträgen auf Zuweisung der Übertragungskapazität auf den 
Zeitraum 

1. Dezember 2014 bis 30. Januar 2015, 12 Uhr 

festgesetzt (Ausschlussfrist). 

http://www.die
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Maßgeblich für die fristgerechte Antragstellung ist der Zeit­
punkt des Eingangs bei der örtlich zuständigen Landesmedien­
anstalt. Die Frist kann nicht verlängert werden. Nach Ablauf die­
ser Frist eingehende Anträge können nicht mehr berücksichtigt 
werden. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausge­
schlossen. 

2.	 Örtlich zuständige Landesmedienanstalt (§ 10 S. 4 ZPS) 

Die Anträge sind schriftlich unter dem Stichwort „Zuweisung 
von Übertragungskapazitäten für DVB-T 2“ zu richten an die 

Niedersächsische Landesmedienanstalt (NLM)
 
Seelhorststraße 18
 
30175 Hannover
 

Zudem ist der ZAK eine vollständige Mehrfertigung des je­
weiligen Antrags in elektronischer Form an die 

Gemeinsame Geschäftsstelle der Medienanstalten 
ausschreibung@die-medienanstalten.de 

zuzuleiten (nicht fristwahrend). 

3.	 Antragsform 

Einen Anspruch auf Teilnahme am Verfahren haben nur diejeni­
gen Antragsteller, deren vollständige schriftliche Anträge ent­
sprechend den gesetzlichen Anforderungen sowie den Anforde­
rungen dieser Ausschreibung fristgerecht bei der örtlich zustän­
digen Landesmedienanstalt eingegangen sind. 

Nach Antragstellung eintretende Veränderungen sind der örtlich 
zuständigen Landesmedienanstalt unverzüglich anzuzeigen. 
Ziffer 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

4.	 Notwendiger Inhalt des Antrags 

Der Zuweisungsantrag muss alle Angaben enthalten, die eine 
fundierte Prüfung der Zuweisungsvoraussetzungen nach § 51a 
RStV i. V. m. §§ 12; 13 ZPS sowie nach dieser Ausschreibung er­
möglichen. Dazu gehören 

4.1 Angaben zum Antragsteller: 

a) 	 Name und vollständige Anschrift des Antragstellers so­
wie gegebenenfalls seiner gesetzlichen oder satzungs­
mäßigen Vertreter. Bei juristischen Personen ist die Fir­
mierung des Antragstellers mit allen handelsrechtlich 
relevanten Angaben (Sitz, Geschäftsführung usw.) unter 
Vorlage eines Auszugs über die Eintragung in das Han­
dels- oder Vereinsregister anzugeben, wobei der Auszug 
nicht älter als einen Monat sein darf. Antragsteller kann 
auch eine Vorgesellschaft (z. B. GmbH i. G.) sein, soweit 
bereits ein entsprechender notarieller Gesellschaftsver­
trag vorliegt; 

b) 	gegebenenfalls Gesellschaftsverträge und Satzungen; 

c) 	 vollständige Offenlegung aller unmittelbaren und mittel­

baren Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse des An­
tragstellers; 

4.2 Darlegung des Vermarktungskonzeptes einschließlich des 
vorgesehenen Geschäftsmodells; 

4.3 geplanter Sendestarttermin; 

4.4 Angaben zum 

a)	 geplanten zeitlichen und räumlichen Ausbau des Ange­
botes sowie zu 

b)	 Vorkehrungen für regionale Auseinanderschaltungen 

entsprechend der in den Bedarfsanmeldungen der Länder 
(http://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/Download/ 
Ausschreibungen/Anlage_Ausschreibung_DVB-T2_ 
Bedarfsanmeldungen.pdf) benannten Versorgungsziele; 

4.5 Darlegung der geplanten oder vorhandenen personellen, or­
ganisatorischen und technischen Möglichkeiten zur Ab­
wicklung des Angebots; Darstellung der finanziellen Pla­
nung (Kosten- und Erlösplanung) für eine Gewährleistung 
des Angebots einschließlich eines Businessplanes auf fünf 
Jahre; 

4.6 Angaben zum geplanten Gesamtangebot der Plattform nach 
Maßgabe von Ziffer IV., 2. (Kriterien für die Zusammenstel­
lung der Angebote, Zielgruppenausrichtung, Bildqualität, 
technischer Standard, Angaben zum Verhältnis verschlüssel­
ter zu unverschlüsselten Programmen); 

4.7 Vorlage von - gegebenenfalls unter dem Vorbehalt einer Zu­
weisung gemäß § 51a RStV stehenden - Verträgen des An­
tragstellers mit Rundfunkveranstaltern und Anbietern von 
vergleichbaren Telemedien, einschließlich der mit diesen 
vereinbarten wirtschaftlichen und sonstigen Konditionen 
der Verbreitung; soweit die Rundfunkveranstalter über lan­
desspezifische medienrechtliche Zuweisungen für eine Ver­
breitung in DVB-T verfügen, ist in dem Vertrag die Rück­
gabe der Zuweisung zu erklären. Diese wird erst mit der 
Rückgabe bei der zuständigen Landesmedienanstalt wirk­
sam. 

Mit den vorgenannten Angaben sind zugleich die für eine Platt­
formanzeige nach § 52 Abs. 3 RStV erforderlichen Angaben ge­
macht und der Antrag wird damit zugleich als Anzeige im Sinne 
dieser Vorschrift gewertet. 

IV. Zuweisungsverfahren 

1.	 Formelle Voraussetzungen für eine Zuweisung 

Der Vorsitzende der ZAK prüft die eingegangenen Anträge auf 
Vollständigkeit. Er prüft in Abstimmung mit der örtlich zustän­
digen Landesmedienanstalt auch, ob die formellen und mate­
riellen Zuweisungsvoraussetzungen nach dem Rundfunkstaats­
vertrag sowie dieser Ausschreibung gegeben sind. Die ZAK 
stellt das Vorliegen dieser Zuweisungsvoraussetzungen durch 
Beschluss fest. 

http://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/Download
mailto:ausschreibung@die-medienanstalten.de
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Auf dieser Grundlage wird dann die Zuweisungsentscheidung 
getroffen. 

2.	 Materielle Voraussetzungen für eine Zuweisung 

2.1 Sofern und soweit Programme zum Zeitpunkt des Starts der 
Plattform eine landesspezifische medienrechtliche Zuwei­
sung für eine Verbreitung in DVB-T haben, hat der Platt­
formanbieter sicherzustellen, dass die erforderlichen Kapa­
zitäten für diese Programme zur Verfügung stehen. 

2.2 Der Plattformanbieter hat sicherzustellen, dass Kapazitäten 
für die privaten Fernsehprogramme, die Regionalfenster 
nach § 25 RStV enthalten, zur Verfügung stehen (§ 52b Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 b RStV). Bestehende Landes- und Regionalfenster 
sind spätestens nach Abschluss der jeweiligen Simulcast-
Phase mindestens in dem zum Umstellungszeitpunkt ge­
währleisteten Umfang abzubilden, soweit technische Belan­
ge dem nicht entgegenstehen. Dazu sind entsprechende Ver­
einbarungen zwischen Hauptprogrammveranstalter und 
Plattformanbieter vorzulegen. 

2.3 Im Übrigen hat der Plattformanbieter bei der Entscheidung 
über die Belegung mit Fernsehprogrammen und Telemedien 
unter Einbeziehung der Interessen der angeschlossenen Teil­
nehmer eine Vielzahl von Programmveranstaltern sowie ein 
vielfältiges Programmangebot an Vollprogrammen, nicht 
entgeltfinanzierten Programmen, Spartenprogrammen und 
Fremdsprachenprogrammen möglichst aus den Bereichen 
Information, Sport, Musik, Kinder und Unterhaltung einzu­
beziehen sowie vergleichbare Telemedien und Teleshop­
pingkanäle angemessen zu berücksichtigen (§ 52b Abs. 1 
S. 1 Nr. 2 RStV). 

2.4 Der Bewerber hat sicherzustellen, dass Kapazitäten für die 
im jeweiligen Land zugelassenen regionalen und lokalen 
Fernsehprogramme zur Verfügung stehen. Dabei ist ein Da­
tenstrom vorzuhalten, der jeweils die Verbreitung eines lo­
kalen oder regionalen Programmes ermöglicht (2 Mbit/s). 
Die Auswahl ist im Einvernehmen mit der jeweils zuständi­
gen Landesmedienanstalt vorzunehmen. 

2.5 Die Verbreitung der Rundfunkangebote hat zu angemessenen 
und diskriminierungsfreien Bedingungen zu erfolgen. Wirt­
schaftliche und sonstige Konditionen für die Verbreitung der 
oben genannten Rundfunkangebote sind offenzulegen. 

V.	 Auswahlgrundsätze 

1. 	 Kann nicht allen Anträgen auf Zuweisung von Übertra­
gungskapazitäten entsprochen werden, wirkt die zuständi­
ge Landesmedienanstalt auf eine Verständigung zwischen 
den Antragstellern hin. Kommt eine Verständigung zustan­
de, legt sie diese ihrer Entscheidung über die Aufteilung 
der Übertragungskapazitäten zu Grunde, wenn nach den 
vorgelegten Unterlagen erwartet werden kann, dass in der 
Gesamtheit der Angebote die Vielfalt der Meinungen und 
Angebotsvielfalt zum Ausdruck kommt (§ 51a Abs. 3 
RStV). 

2. 	Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Landes­
medienanstalt zu bestimmenden angemessenen Frist keine 
Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehene Auftei­
lung voraussichtlich nicht dem Gebot der Meinungsvielfalt 
und Angebotsvielfalt, weist die zuständige Landesmedien­
anstalt dem Antragsteller die Übertragungskapazität zu, der 
am ehesten erwarten lässt, dass sein Angebot 

a)	 die Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt fördert, 

b)	 auch das öffentliche Geschehen, die politischen Ereig­
nisse sowie das kulturelle Leben darstellt und 

c)	 bedeutsame politische, weltanschauliche und gesell­
schaftliche Gruppen zu Wort kommen lässt. 

In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, ob 
das Angebot wirtschaftlich tragfähig erscheint sowie Nut­
zerinteressen und -akzeptanz hinreichend berücksichtigt. 
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, ob das betreffende An­
gebot den Zugang von Fernseh- und Hörfunkveranstaltern 
sowie Anbietern von vergleichbaren Telemedien einschließ­
lich elektronischer Programmführer zu angemessenen Be­
dingungen ermöglicht und den Zugang chancengleich und 
diskriminierungsfrei gewährt (§ 51a Abs. 4 RStV). 

3. 	 Unbeschadet von Ziffer 1 und 2 hat der Antragsteller den 
Vorrang, der bei einer Gesamtschau Folgendes besser ge­
währleistet: 

3.1 ein für die Konsumenten nutzerfreundliches Konzept, ins­
besondere durch einen Anteil unverschlüsselt empfangbarer 
reichweitenstarker Programme; 

3.2 ein meinungsvielfältiges Angebot an digitalen Programmen 
unter Einbeziehung auch regionaler Inhalte. 

VI. Dauer der Zuweisung 

Die Zuweisung von Übertragungskapazitäten erfolgt für die 
Dauer von zehn Jahren. Eine einmalige Verlängerung um zehn 
Jahre ist zulässig. Die Zuweisung ist sofort vollziehbar. Wird ei­
ne zugewiesene Übertragungskapazität nach Ablauf von zwölf 
Monaten nach Zugang der Zuweisungsentscheidung nicht ge­
nutzt, kann die örtlich zuständige Landesmedienanstalt die Zu­
weisungsentscheidung nach § 38 Abs. 4 Nr. 2 b RStV widerru­
fen. Auf Antrag des Zuweisungsempfängers kann die Frist ver­
längert werden. 

VII. Gebühren 

Für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Zuweisung ei­
ner Übertragungskapazität erhebt die örtlich zuständige Lan­
desmedienanstalt Gebühren und fordert die Erstattung von Aus­
lagen entsprechend der Satzung zur Erhebung von Kosten im 
Bereich des bundesweiten privaten Rundfunks vom 28.06.2011. 
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Kommunaler Anteilseignerverband Nordost der E.DIS AG 

Bekanntmachung 

des Kommunalen Anteilseignerverbandes Nordost 


der E.DIS AG
 

Neunzehnte Änderung zur Verbandssatzung 

des Kommunalen Anteilseignerverbandes Nordost 


der E.DIS AG
 

Die Verbandssatzung des Kommunalen Anteilseignerverbandes 
Nordost der E.DIS AG in der Bekanntmachung vom 7. Septem­
ber 2000 (AmtsBl. M-V/AAz. S. 965), zuletzt geändert durch 
die achtzehnte Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 
Kommunalen Anteilseignerverbandes der E.DIS AG vom 
18.02.2014 (Der Überblick 2014, S. 145 und ABl. für Branden­
burg S. 482) wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 1 Satz 3 lautet nunmehr: 

„Die Verbandsversammlung hat 250 Mitglieder.“ 

Der Gemeindename der Nr. 91, Dratow-Schloen wird in Schloen-
Dratow umbenannt. 

Folgende Gemeinden sind in der Anlage zu streichen: 

Gemeinde Torgelow-Holländerei (Nr. 13) 
Gemeinde Heinrichsruh (Nr. 39) 
Gemeinde Cammin (Nr. 181) 
Gemeinde Helpt (Nr. 205) 
Gemeinde Eichhorst (Nr. 275) 
Gemeinde Roggentin (Nr. 289) 
Gemeinde Glienke (Nr. 305) 

Torgelow, den 21. November 2014 

Ralf Gottschalk
 
Verbandsvorsteher
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs­
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge­
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver­
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Amtsgericht Cottbus 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 19. Februar 2015, 9:30 Uhr 
im Amtsgericht Cottbus, Haus III, Thiemstr. 130, 03048 Cott­
bus, I. Obergeschoss, Saal 129, das im Grundbuch von Peitz 
Blatt 2657 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 6, Gemarkung Peitz, Flur 1, Flurstück 253, Gebäude-

und Freifläche, Gewerbepark, Größe: 8.945 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12.01.2010 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 158.000,00 EUR. 

Postanschrift: Gewerbepark, 03185 Peitz 
Das Grundstück ist laut Gutachten vom 28.10.2010 bebaut mit 
einem gewerblich genutzten 1-geschossigen, nicht unterkeller­
ten Bürogebäude (Bj. ca. 2001, ca. 117 m2 Nutzfläche) und zwei 
nicht unterkellerten, 1-geschossigen Nebengebäuden (Lagerge­
bäude, Bj. unbekannt, teilweise Rohbauzustand bzw. noch nicht 

fertig gestellt). Es ist Freilagerfläche von ca. 5.000 m2 vorhan­
den. 

In einem früheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 271/09 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 19. Februar 2015, 11:00 Uhr 
im Amtsgericht Cottbus, Haus III, Thiemstr. 130, 03048 Cott­
bus, I. Obergeschoss, Saal 129,  das im Grundbuch von Peitz 
Blatt 2704, eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Peitz, Flur 1, Flurstück 129/10, Gebäu­

de- und Freifläche, Gewerbepark 13, Größe: 2.000 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12.03.2010 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf 82.700,00 EUR. 

Postanschrift: Gewerbepark 13, 03185 Peitz 
Das Grundstück ist laut Gutachten vom 21.07.2010 bebaut mit 
einer teilweise offenen Kaltlagerhalle mit giebelseitigen Anbau­
ten (1-geschossig, nicht unterkellert, Bj. ca. 1980, Wiederaufbau 
ca. 2000, Gesamtnutzfläche 1.505 m2). 

In einem früheren Termin ist der Zuschlag wegen Nichterrei­
chens der 5/10 Grenze versagt worden. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 31/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 26. Februar 2015, 9:30 Uhr 
im Amtsgericht Cottbus, Haus III, Thiemstr. 130, 03048 Cott­
bus, I. Obergeschoss, Saal 129, das im Grundbuch von Döbern 
Blatt 1072 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Döbern, Flur 2, Flurstück 507/3, Ge­

bäude- und Freifläche, Brunnenstraße 3b, Größe: 
1.402 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
15.10.2010 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf:75.000,00 EUR. 

Postanschrift: Brunnenstr. 3b, 03159 Döbern 
Bebauung: eingeschossiges, unterkellertes Einfamilienhaus 
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(Bj. um 1974, Sanierungsmaßnahmen 1993/94, 
Wohnfläche 118 m2, vermietet) mit Anbau und 
Wintergarten sowie Garage (Bj. 1974) und 
Swimmingpool 

Geschäfts-Nr.: 59 K 153/10 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 27. Januar 2015, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Eisenhüt­
tenstadt Blatt 3962 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Eisenhüttenstadt, Flur 5, Flurstück 131, 

Gebäude- und Freifläche, Seefichtenstr. 4, Größe: 
2.081 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
13.08.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 70.000,00 EUR. 

Nutzung: teilweise vermietete Baracke mit Büro-, Werkstatt-
und Lagerräumen sowie zwei unfertige Lagergebäude 
Postanschrift: Seefichtenstr. 4, 15890 Eisenhüttenstadt 

Im Termin am 18.03.2014 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 3 K 99/12 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 10. Februar 2015, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Briesen 
Blatt 1531 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Briesen, Flur 1, Flurstück 183, Gebäu­

de- und Freifläche, Bahnhofstr., Größe: 4 m2, 
lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Briesen, Flur 1, Flurstück 1053, Gebäu­

de- und Freifläche, Handel und Dienstleistung, 
Bahnhofstr. 9, Größe: 1.595 m2 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
26.02.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 

lfd. Nr. 1: 1,00 EUR
 
lfd. Nr. 2: 52.000,00 EUR (darin enthalten Zubehör
 

mit 1.000,00 EUR) 
Gesamtausgebot: 52.000,00 EUR (darin enthalten Zubehör 

mit 1.000,00 EUR). 

Nutzung: 
lfd. Nr. 2: zurzeit vermietete Gaststätte mit Anbauten 
lfd. Nr. 1: Splitterfläche 
Postanschrift: Bahnhofstr. 9, 15518 Briesen 
AZ: 3 K 16/13 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 10. Februar 2015, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt 
(Oder) Blatt 4717 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 78, Flurstück 33, 

Gebäude- und Freifläche, Ebertusstr. 9, Winsestr. 10, 
Größe: 470 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
02.10.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 465.000,00 EUR. 

Nutzung: Mehrfamilienmietwohnhaus 
Postanschrift: Ebertusstr. 9, 15234 Frankfurt (Oder) 

Winsestr. 10, 15230 Frankfurt (Oder) 
AZ: 3 K 129/13 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 17. Februar 2015, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt 
(Oder) Blatt 9831 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 62, Flurstück 124, 

Gebäude- und Freifläche, Fürstenberger Str. 25, 
Größe: 271 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
02.10.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 215.000,00 EUR. 

Nutzung: Mehrfamilienmietwohnhaus 
Postanschrift: Fürstenberger Str. 25, 15232 Frankfurt (Oder) 
AZ: 3 K 144/13 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 17. Februar 2015, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Eisenhüt­
tenstadt Blatt 2416 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
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lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Eisenhüttenstadt, Flur 6, Flurstück 172/2, 
Gebäude- und Freifläche, Glashüttenstr. 31, Größe: 
8.023 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
03.03.2014 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 115.000,00 EUR. 

Nutzung: Bürogebäude nebst Werkstattgebäude 
Postanschrift: Glashüttenstr. 31, 15890 Eisenhüttenstadt 
AZ: 3 K 19/14 

Amtsgericht Luckenwalde 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 5. Februar 2015, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Jüterbog Blatt 4480 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Jüterbog, Flur 19, Flurstück 2/3, Grün­

land; An der Luckenwalder Straße, Größe 5.176 m2 , 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Jüterbog, Flur 19, Flurstück 4/3, Grün­

land; An der Luckenwalder Straße, Größe 5.034 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 5.200,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
26.03.2014 eingetragen worden. 

Die Grundstücke befinden sich an der Luckenwalder Straße, im 
Nordosten von Jüterbog. Sie sind unbebaut bzw. Ackerland. Die 
nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, 
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent­
nommen werden. 
AZ: 17 K 40/14 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 5. Februar 2015, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Jüterbog Blatt 4500 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Jüterbog, Flur 21, Flurstück 166/3, An 

der Luckenwalder Straße, Größe 5.342 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 2.700,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
02.04.2014 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich an der Luckenwalder Straße im 
Nordosten von Jüterbog. Es ist unbebaut. Die nähere Beschrei­

bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501,
 
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer­
den.
 
AZ: 17 K 41/14 


Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 24. Februar 2015, 14:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Zossen Blatt 2583 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Zossen, Flur 1, Flurstück 49/1, Gebäude-

und Freifläche, Pfählingstraße 25, Größe 1.362 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 235.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
24.07.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15806 Zossen, Phählingstra­
ße 25. Es ist bebaut mit Einfamilienhaus. Die nähere Beschrei­
bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, 
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer­
den. 
AZ: 17 K 91/13 

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft 

Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 
Donnerstag, 26. Februar 2015, 9:00 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Bochow Blatt 257 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Bochow, Flur 3, Flurstück 15/1, Gebäu­

de- und Freifläche Bochow 46, Größe 14 m2 , 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Bochow, Flur 3, Flurstück 15/2, Gebäu­

de- und Freifläche Bochow 47, Größe 1.216 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 21.500,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.11.2011 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Niedergörsdorf, Bo­
chow 47. Es ist bebaut mit einem Wohnhaus und Nebengebäu­
den. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht 
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den 
Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 291/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 3. März 2015, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
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Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungserbbau­
grundbuch von Trebbin Blatt 2482 eingetragene Wohnungs­
erbbaurecht, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, 369,40/1000 (Dreihundertneunundsechzig 40/100/
 

Eintausendstel) Anteil an dem Erbbaurecht, das im 
Grundbuch von Trebbin Blatt 205 als Belastung im 
Bestandsverzeichnis unter Nr. 42 verzeichneten 
Grundstückes Gemarkung Trebbin, Flur 2, Flur­
stück 402, Gebäude- und Freifläche, Wohnen, Was­
sermüllerstraße 37, 38, 39, Größe 758 m2 

in Abt. II Nr. 1 (Neu Nr. 4 bis 67) für die Zeit bis 30.04.2092 ein­
getragen ist. 
Zustimmung des Eigentümers ist erforderlich zur Veräußerung 
des Erbbaurechts sowie zu seiner Belastung mit Grundpfand­
rechten, Reallasten, Dauerwohn- und Dauernutzungsrechten und 
deren Änderung, wenn diese eine weitere Belastung des Erb­
baurechts enthält. 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 87.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
26.03.2014 eingetragen worden. 

Das Reihenendhaus als Wohnungserbbaurecht befindet sich in 
14959 Trebbin, Wassermüllerstraße 37. Die nähere Beschrei­
bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, 
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer­
den. 
AZ: 17 K 1/14 

Amtsgericht Senftenberg 

Zwangsversteigerung 
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Donnerstag, 8. Januar 2015, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Koßwig Blatt 26 ein­
getragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich­
nis: 
Gemarkung Koßwig, Flur 1, Flurstück 149, Gebäude- und Frei­
fläche, Landwirtschaftsfläche, Kalkwitzer Straße 5, 4.410 m2 

groß, 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
27.08.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 50.000,00 EUR. 
Darin sind enthalten 2.000,00 EUR für Zubehör (Flüssiggas-
tank). 
Geschäfts-Nr.: 42 K 40/13 

Insolvenzsachen 

Güterrechtsregistersachen 

Amtsgericht Oranienburg 

Sebastian Bettin, geb. am 15.07.1978, und Jennifer Victoria 
Welz-Bettin, geb. Welz, geb. am 20.01.1987, beide wohnhaft: An 
der Försterei 8, 16515 Oranienburg. Durch Vertrag vom 
03.09.2014 wurde Gütertrennung vereinbart. Eingetragen am 
05.11.2014. 
AZ: GR 256 

Vater1
Schreibmaschinentext

Vater1
Schreibmaschinentext

Vater1
Schreibmaschinentext

Vater1
Schreibmaschinentext

Vater1
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ 
abrufbar.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
 

Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg 

Gemeinsamer Tarif der im Verkehrsverbund 

Berlin-Brandenburg zusammenwirkenden 


Verkehrsunternehmen (VBB-Tarif)
 

Gültig ab dem 1. Januar 2015 

Teil A 

Beförderungsbedingungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Die Beförderungsbedingungen gelten für die Beförderung im 
Eisenbahn-Regional-, S-Bahn-, U-Bahn-, Straßenbahn- und 
Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen und 
auf Fähren. Die Verkehrsmittel dienen der Personenbeförderung. 

(2) Der Abschluss des Beförderungsvertrages erfolgt mit dem 
Verkehrsunternehmen, dessen Verkehrsmittel der Kunde betritt. 
Soweit das Verkehrsmittel im Auftragsverkehr fährt, ist der Auf­
traggeber Vertragspartner. 

§ 2 
Anspruch auf Beförderung 

(1) Anspruch auf Beförderung besteht, soweit nach den Vor­
schriften des für den jeweiligen Verkehr geltenden Gesetzes 
(Personenbeförderungsgesetz [PBefG] und Allgemeines Eisen­
bahngesetz [AEG]) und den aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsvorschriften (Verordnung über die Allgemeinen Beförde­
rungsbedingungen für den Straßenbahn- und Obusverkehr so­
wie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen [VO-ABB] oder die 
Eisenbahn-Verkehrsordnung [EVO]) eine Beförderungspflicht 
gegeben ist. 

(2) Sachen werden nur nach Maßgabe des § 11 und Tiere nur 
nach Maßgabe des § 12 befördert. 

§ 3 
Von der Beförderung ausgeschlossene Personen 

(1) Personen, die eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung 
des Betriebes oder für die Fahrgäste darstellen, sind von der Be­
förderung ausgeschlossen. Soweit diese Voraussetzungen vor­
liegen, sind insbesondere ausgeschlossen 

1.	 Personen, die unter Einfluss alkoholischer Getränke oder an­
derer berauschender Mittel stehen, 

3.	 Personen mit Waffen, die unter das Waffengesetz fallen, es 
sei denn, dass sie zum Führen von Waffen berechtigt sind, 

4.	 Personen, die Gewaltbereitschaft zeigen bzw. Gewalt aus­
üben, 

5.	 verschmutze und/oder übel riechende Personen. 

(2) Kinder bis zum vollendeten 4. Lebensjahr werden nur in 
Begleitung einer Aufsichtsperson befördert. Kinder vor Vollen­
dung des 6. Lebensjahres können von der Beförderung ausge­
schlossen werden, sofern sie nicht auf der ganzen Fahrstrecke 
von Personen begleitet werden, die mindestens das 6. Lebens­
jahr vollendet haben; die Vorschriften des Absatzes 1 bleiben 
unberührt. 

(3) Über den Ausschluss von Personen entscheidet das Betriebs-
personal. Betriebspersonal im Sinne dieser Beförderungsbedin­
gungen sind alle von dem Verkehrsunternehmen zur Erfüllung 
seiner Aufgaben beauftragten Personen. Das Betriebspersonal 
übt das Hausrecht für das Verkehrsunternehmen aus. 

(4) Auf Aufforderung des Betriebspersonals sind nicht nur das 
Verkehrsmittel sondern auch die Betriebsanlagen zu verlas­
sen. Der rechtmäßige Ausschluss von der Fahrt bzw. der recht­
mäßige Verweis einer Person aus dem Verkehrsmittel bzw. von 
der Betriebsanlage begründet keinen Anspruch auf Schaden­
ersatz. 

§ 4 
Verhalten der Fahrgäste 

(1) Fahrgäste haben sich bei Benutzung der Betriebsanlagen und 
Verkehrsmittel so zu verhalten, wie es die Sicherheit und Ord­
nung des Betriebes, ihre eigene Sicherheit und die Rücksicht auf 
andere Personen gebieten. Anweisungen des Betriebspersonals 
ist zu folgen. 

Neben den Beförderungsbedingungen des VBB-Tarifs gelten für 
das Verhalten in Bahnanlagen und Verkehrsmitteln die jewei­
ligen Benutzungs- und Hausordnungen der einzelnen Verkehrs-
unternehmen. 

(2) Fahrgästen ist insbesondere untersagt: 

1.	 sich mit dem Fahrzeugführer während der Fahrt zu unterhalten, 

2.	 die Türen eigenmächtig zu öffnen oder den automatischen 
Schließvorgang der Türen durch Offenhalten zu verzögern 
bzw. zu verhindern, 

3.	 Gegenstände aus den Verkehrsmitteln zu werfen oder hin­
ausragen zu lassen, 

2. Personen mit ansteckenden Krankheiten gemäß Infektions- 4. während der Fahrt auf- oder abzuspringen bzw. an Schie­
schutzgesetz, nenfahrzeugen zu surfen, 



1614 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 17. Dezember 2014 

5.	 ein als besetzt bezeichnetes Fahrzeug zu betreten, 

6.	 die Benutzbarkeit der Betriebseinrichtungen, der Durchgän­
ge und der Ein- und Ausgänge durch zum Beispiel sperrige 
Gegenstände zu beeinträchtigen, 

7.	 im Bahnhofs- bzw. Haltestellenbereich, auf Bahnhöfen oder 
in Verkehrsmitteln Sportgeräte zur Fortbewegung zu benut­
zen (zum Beispiel Fahrräder, Inline Skates, City-Roller, 
Skateboards), 

8.	 Sicherheitseinrichtungen (zum Beispiel Notbremse, Not­
hähne, Signalanlagen) und Notrufeinrichtungen missbräuch­
lich zu benutzen sowie nicht für den Fahrgast zur Benutzung 
dienende Betriebseinrichtungen zu öffnen und zu betätigen, 

9.	 in Verkehrsmitteln, auf Bahnsteiganlagen sowie im ge­
samten Bahnhofsbereich zu rauchen; ausgenommen sind 
nur gekennzeichnete Raucherbereiche, 

10. Tonwiedergabegeräte, Tonrundfunkempfänger oder Musik­
instrumente zu benutzen (außer bei Vorliegen einer schrift­
lichen Erlaubnis des jeweiligen Verkehrsunternehmens) oder 
Tonwiedergabegeräte mit Kopfhörern zu benutzen, wenn 
durch die Lautstärke andere Fahrgäste belästigt werden, 

11. die Verkehrsmittel mit offenen Speisen (Speiseeis o. Ä.) und 
offenen Getränken zu betreten bzw. diese während der Fahrt 
zu konsumieren, 

12. Verkehrsmittel zu beschädigen, zu verunreinigen oder zu be­
schmieren, 

13. in den Verkehrsmitteln oder innerhalb des Bahngebietes 
Handel zu treiben (außer in den dafür vorgesehenen Ver­
kaufsständen), Druckschriften zu verteilen, zu betteln, zu 
sammeln, zu werben oder mit dem Ziel des Gelderwerbs 
Schau- oder Darstellungen zu tätigen, 

14. zum Fotografieren und Filmen im Bahngebiet zusätzliche 
künstliche Lichtquellen zu benutzen, 

15. Verkehrsmittel oder Betriebsanlagen zu betreten, die nicht 
zur Benutzung freigegeben sind. 

(3) Die Fahrgäste dürfen die Verkehrsmittel nur an den Halte­
stellen betreten und verlassen. Ausnahmen bedürfen der Zu­
stimmung des Betriebspersonals. Soweit besonders gekenn­
zeichnete Eingänge oder Ausgänge vorhanden sind, sind diese 
beim Betreten oder Verlassen der Fahrzeuge zu benutzen. Es ist 
zügig ein- oder auszusteigen sowie in das Wageninnere aufzu­
rücken. Wird die bevorstehende Abfahrt angekündigt oder 
schließt sich eine Tür, darf das Verkehrsmittel nicht mehr be­
treten oder verlassen werden. Jeder Fahrgast ist verpflichtet, sich 
im Verkehrsmittel stets festen Halt zu verschaffen. 

(4) Fahrgäste, insbesondere Kinder, haben einen Sicherheitsab­
stand zur Bahnsteigkante bzw. zur Fahrbahn einzuhalten. Die 
Beaufsichtigung von Kindern obliegt den Begleitern. Sie haben 
insbesondere dafür zu sorgen, dass Kinder nicht auf den Sitz­
plätzen knien oder stehen. Ferner sind nach Maßgabe der 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften Sicherheitsgurte bzw. 
die Rückhalteinrichtung zu benutzen. 

(5) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden 
Pflichten nach den Absätzen 1 bis 4, kann er von der Beförde­
rung ausgeschlossen werden; in schwerwiegenden Fällen ist 
eine vorherige Ermahnung nicht erforderlich. 

(6) Bei Verunreinigungen von Fahrzeugen, Betriebsanlagen oder 
Betriebseinrichtungen geringen Ausmaßes werden 

-	 Reinigungskosten in Höhe von 20,00 EUR berechnet. 

Bei Sachbeschädigungen von Fahrzeugen, Betriebsanlagen oder 
Betriebseinrichtungen geringen Ausmaßes werden folgende 
Beträge in Rechnung gestellt: 

-	 bei unbefugten Bemalungen (zum Beispiel Graffiti) 
50,00 EUR, 

- bei Beschädigungen von Oberflächen (zum Beispiel Scrat­
ching) 125,00 EUR und 

- bei Diebstahl von Ausrüstungsgegenständen (zum Beispiel 
Feuerlöscher) 50,00 EUR. 

Diese Kosten werden durch das Betriebspersonal von demjeni­
gen erhoben, der als Verursacher festgestellt wurde oder dessen 
Urheberschaft auf Grund anderer Umstände (zum Beispiel 
Zeugenaussagen) feststeht. Bei Einzug durch die Verwaltung 
des Verkehrsunternehmens werden zudem Verwaltungskosten in 
Rechnung gestellt. 

Bei Verschmutzungen oder Beschädigungen der Objekte größe­
ren Ausmaßes und Folgen von Betriebsstörungen (auch aus der 
Mitnahme von Sachen oder Tieren) werden dem Verursacher 
Kosten in Höhe des Aufwandes der Beseitigung bzw. Wieder­
herstellung berechnet. Diese Kosten werden von der Verwaltung 
des Verkehrsunternehmens eingezogen. Sollte eine Auswechs­
lung eines Wagens bzw. eines Zuges erforderlich sein, werden 
die Kosten für die Auswechslung bzw. Wiederherstellung und 
Verwaltungskosten in Rechnung gestellt. 

(7) Beschwerden sind - außer in Fällen des § 6 Absatz 6 und § 7 
Absatz 3 - nicht an das Fahr- sondern an das Aufsichtspersonal 
zu richten. Soweit die Beschwerden nicht durch das Aufsichts­
personal erledigt werden können bzw. kein Aufsichtspersonal 
vor Ort ist, sind sie unter Angabe von Datum, Uhrzeit, Wagen-
und Linienbezeichnung sowie möglichst unter Beifügung des 
Fahrausweises an die Verwaltung des Verkehrsunternehmens zu 
richten. 

(8) Der Fahrgast darf die Notbremse oder die Türnotentriegelung 
nur bei Gefahr für seine Sicherheit, die Sicherheit anderer Fahr­
gäste, anderer Personen oder des Zuges betätigen. 

Wer missbräuchlich die Notbremse oder andere Sicherungsein­
richtungen betätigt, hat - unbeschadet einer Verfolgung im Straf-
oder Bußgeldverfahren und weitergehender zivilrechtlicher An­
sprüche - einen Betrag von 15,00 EUR zu zahlen. Dasselbe gilt, 
wenn gegen die Untersagung nach Absatz 2 Nummer 3 oder 
Nummer 9 verstoßen wird. 
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Im Eisenbahnverkehr beträgt bei missbräuchlicher Betätigung 
der Notbremse der zu zahlende Betrag 200,00 EUR. Gleiches 
gilt für die missbräuchliche Auslösung eines Rauchmelders im 
Zug (insbesondere durch unerlaubtes Rauchen auf der Toilette), 
wenn es hierdurch zu einer Notbremsung oder einem außerplan­
mäßigen Halt des Zuges kommt. Dem Reisenden bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass kein oder ein geringerer Schaden 
entstanden ist. 

(9) Sind bei Tätlichkeiten, Beleidigungen, Hausfriedensbruch, 
Beschädigung in Verkehrsmitteln und deren Einrichtungen, bei 
Schäden, die durch die Beförderung von Sachen oder Tieren ver­
ursacht werden, bei der Einziehung von Fahrausweisen sowie bei 
der Ablehnung der Zahlung des erhöhten Beförderungsentgeltes 
die Personalien eines Fahrgastes nicht eindeutig feststellbar, 
kann er zu diesem Zweck gemäß § 229 BGB bzw. § 127 Absatz 1 
und 3 StPO im Fahrzeug bzw. auf dem Bahnsteig festgehalten 
oder veranlasst werden, mit dem Betriebspersonal die nächste 
Polizeidienststelle aufzusuchen. 

(10) Im Linienverkehr mit Omnibussen können entlang der 
Linienführung (im Stadtverkehr auf den im Fahrplan gekenn­
zeichneten Abschnitten) im Land Brandenburg ab 19:00 Uhr 
und in Berlin ab 20:00 Uhr jeweils bis Betriebsschluss Fahrgäs­
te außerhalb von Bus-Haltestellen aussteigen. Abweichungen 
werden örtlich bekannt gemacht. 

Ausgenommen ist der Teilbereich A des Tarifbereichs Berlin so­
wie ein Aussteigehalt bei einer Entfernung von weniger als 
100 m bis zur nächsten Haltestelle. 

Der Halte- und Aussteigewunsch ist dem Fahrer direkt und spä­
testens an der letzten, dem Wunschhalt davor liegenden Halte­
stelle mitzuteilen. Für die Überschaubarkeit der Aussteigesitua­
tion seitens des Fahrers sind derartige Ausstiege nur an der vor­
deren Tür möglich. 

Ein Ausstieg ist nicht zulässig, 

- wenn gemäß § 12 Absatz 1 StVO Halteverbot besteht,
 
- wenn in zweiter Reihe gehalten werden müsste,
 
- auf Vorfahrtsstraßen außerhalb geschlossener Ortschaften,
 
- bei Schnee- und Eisglätte sowie
 
- an Baustellen bzw. anderen gefährlichen oder unübersicht­

lichen Stellen. 

Die Entscheidung obliegt in jedem Fall dem Betriebspersonal. 

(11) An Bedarfshaltestellen ist der Ein- oder Aussteigewunsch 
durch das Betätigen der Haltewunschtaste im Fahrzeug oder an 
der Bedarfshaltestelle anzumelden. 

§ 5 
Zuweisen von Wagen und Plätzen 

(1) Das Betriebspersonal kann Fahrgäste auf bestimmte Wagen 
verweisen, wenn dies aus betrieblichen Gründen oder zur Erfül­
lung der Beförderungspflicht notwendig ist. 

(2) Das Betriebspersonal ist berechtigt, Fahrgästen Plätze zu­
zuweisen; Anspruch auf einen Sitzplatz besteht nicht. Sitz­

plätze sind für schwerbehinderte Menschen, in der Gehfähig­
keit beeinträchtigte, ältere oder gebrechliche Personen, wer­
dende Mütter und für Fahrgäste mit kleinen Kindern freizu­
geben. 

§ 6 
Beförderungsentgelte, Fahrausweise 

(1) Für die Beförderung sind die festgesetzten Beförderungsent­
gelte zu entrichten. Hierfür werden im Namen und für Rechnung 
der Verkehrsunternehmen Fahrausweise ausgegeben. Sie gelten 
im Eisenbahn-Regionalverkehr in der 2. Wagenklasse. Rechts­
beziehungen, die sich aus einer Beförderung ergeben, kommen 
nur mit dem Verkehrsunternehmen zustande, dessen Verkehrs­
mittel benutzt werden. 

Fahrausweise können auch in elektronischer Form (elektroni­
sche Fahrausweise) wie folgt ausgegeben werden: 

- auf einer Chipkarte (im Folgenden Chipkarte mit EFS ge­
nannt), 

- auf Basis mobiler Endgeräte (im Folgenden Handy-Ticket 
genannt). 

Fahrausweise können auch zum Selbstausdrucken (im Folgen­
den Printticket genannt) ausgegeben werden; es gelten hier die 
jeweiligen Allgemeinen Geschäftsbedingungen der ausgeben­
den Verkehrsunternehmen. 

Handy-Tickets und Printtickets sind nicht übertragbar und gel­
ten nur in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbildausweis für 
die auf dem Fahrausweis angegebene Person. 

Fahrausweise sind nur gültig, wenn Sie durch das Verkehrs-
unternehmen oder durch eine vom Verkehrsunternehmen autori­
sierte Stelle ausgegeben werden. Die gewerbliche bzw. entgelt­
liche Weitergabe von Fahrausweisen durch Dritte und deren 
Nutzung ist untersagt. 

Bei Verlust, Diebstahl oder Beschädigung von Fahrausweisen 
besteht kein Anspruch auf Ersatz durch die Verkehrsunterneh­
men. Ausgenommen hiervon sind Chipkarten mit EFS. In diesen 
Fällen stellt das Verkehrsunternehmen gemäß Anlage 5 Punkt 9 
eine neue Chipkarte mit EFS aus. 

(2) Der Fahrgast hat vor Fahrtantritt einen Fahrausweis zu er­
werben. Sind auf Bahnhöfen oder an Haltestellen keine Ver­
kaufsstellen oder Fahrausweisautomaten vorhanden, so sind die 
Fahrausweise unverzüglich und unaufgefordert beim Fahr- oder 
Servicepersonal bzw. am mobilen Fahrausweisautomaten im 
Verkehrsmittel zu erwerben. 

Sofern bei Fahrtantritt kein Fahrausweis bis zum Ziel gelöst wer­
den kann, ist beim Übergang auf das nächste Verkehrsmittel ein 
Fahrausweis für die Anschlussstrecke - gegebenenfalls auch an 
Automaten - zu lösen. Ein Anspruch auf Anrechnung des erst­
gelösten Fahrausweises auf den tarifmäßigen Preis zwischen 
Ausgangs- und Zielpunkt besteht nicht. 

(3) Ist der Fahrgast bei Fahrtantritt im Besitz eines Fahrauswei­
ses, der zu entwerten ist, so hat er die Entwertung unverzüglich 
und unaufgefordert selbst vorzunehmen: 
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- bei auf dem Bahnsteig ortsfest aufgestellten Fahrausweis­
entwertern vor Betreten des Verkehrsmittels, 

- bei in den Verkehrsmitteln aufgestellten Fahrausweisentwer­
tern beim Betreten des Verkehrsmittels. 

Die Entwertung ist nur an Fahrausweisentwertern im VBB-
Tarifgebiet gestattet. 

Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu überzeugen. 

Sind auf den Bahnhöfen oder im Verkehrsmittel keine Fahraus­
weisentwerter vorhanden, so sind die Fahrausweise unverzüglich 
und unaufgefordert dem Betriebspersonal zur Entwertung aus­
zuhändigen. 

Ist bei Omnibussen der Einstieg an der ersten, vorderen Tür 
zwingend vorgeschrieben, ist der Fahrausweis beim Einstieg 
dem Fahrpersonal unaufgefordert vorzuzeigen. Chipkarten mit 
EFS sind unaufgefordert an das Kartenprüfgerät zu halten, bis 
die Beendigung der Fahrausweisprüfung signalisiert wird. 

(4) Der Fahrgast hat den Fahrausweis bis zur Beendigung der 
Fahrt aufzubewahren und dem Betriebspersonal auf Verlangen 
zur Prüfung vorzuzeigen bzw. auszuhändigen. Die Fahrt gilt als 
beendet, wenn der Fahrgast an seiner Zielhaltestelle das Ver­
kehrsmittel sowie gegebenenfalls die Bahnsteiganlagen verlas­
sen hat. Benutzt ein Fahrgast zu einer Fahrt mehrere Fahraus­
weise, so sind diese Fahrausweise bis zur Beendigung der Fahrt 
aufzubewahren. 

(5) Kommt ein Fahrgast seiner Pflicht nach den Absätzen 2 bis 4 
trotz Aufforderung nicht nach, kann er von der Beförderung aus­
geschlossen werden; die Pflicht zur Zahlung eines erhöhten 
Beförderungsentgeltes nach § 9 bleibt unberührt. 

(6) Beanstandungen des Fahrausweises sind sofort vorzubrin­
gen. Spätere Beanstandungen werden nicht berücksichtigt. 

(7) Inwieweit mit Fahrausweisen dieses Tarifs Züge des Eisen­
bahn-Fernverkehrs benutzt werden können wird besonders - auf 
Haltebahnhöfen dieser Züge durch Aushang - bekannt gegeben. 

Besondere Regelungen für den Eisenbahn-Regionalverkehr und 
die S-Bahn 

Für Verbindungen innerhalb des Tarifgebietes werden zur 
Benutzung von Zügen des Eisenbahn-Regionalverkehrs und der 
S-Bahn nur Fahrausweise nach den Teilen B, C, D dieses Tarifs 
ausgegeben. Ausgenommen hiervon sind Fahrten auf Fahraus­
weisen zu gesondert bekannt gegebenen Sonderangeboten. 

Besondere Regelungen für den Eisenbahn-Regionalverkehr 

In Zügen des Eisenbahn-Regionalverkehrs ist ein Lösen von 
Fahrausweisen bei Zugbegleitern nur möglich, wenn ein Fahr­
gast unaufgefordert meldet, dass 

- die Möglichkeit des Erwerbs eines Fahrausweises vor Antritt 
der Fahrt nicht bestand, weil ein Fahrkartenschalter oder 
Fahrkartenautomat nicht vorhanden, nicht geöffnet oder 
nicht betriebsbereit war, 

- der Übergang in die 1. Wagenklasse gewünscht wird, 
- die Fortsetzung der Fahrt in einen Tarifbereich gewünscht 

wird, für den der ursprünglich gelöste Fahrausweis bzw. die 
mitgeführte Zeitkarte nicht ausreicht und auf dem Abgangs­
bahnhof die Möglichkeit des Erwerbs eines Fahrausweises 
für die anschließende Strecke nicht bestand. 

Das Entwerten des Fahrausweises durch Zugbegleiter erfolgt 
nur, wenn ein Fahrgast unaufgefordert meldet, dass der Entwer­
ter des Zustiegsbahnhofs nicht betriebsbereit bzw. nicht vorhan­
den gewesen ist. 

Fahrausweise zur Entwertung, die einen vorhandenen Fahraus­
weis ergänzen, werden durch den Zugbegleiter entwertet, wenn 
sich der Fahrgast auf der in den entwertungsbedürftigen Gel­
tungsbereich einbrechenden Fahrt befindet und sich unaufgefor­
dert beim Zugbegleiter meldet. 

§ 7 
Zahlungsmittel 

(1) Das Beförderungsentgelt soll abgezählt bereitgehalten 
werden. Das Personal ist nicht verpflichtet: 

- Geldbeträge über 10,00 EUR zu wechseln,
 
- mehr als 20 Münzstücke anzunehmen, 

- Eincentstücke im Betrag von mehr als 0,10 EUR anzuneh­

men, sowie 
- erheblich beschädigte Geldscheine und Münzen anzunehmen. 

(2) Soweit das Personal Geldbeträge über 10,00 EUR nicht 
wechseln kann, ist dem Fahrgast eine Quittung über den zurück­
behaltenen Betrag auszustellen. Es ist Sache des Fahrgastes, das 
Wechselgeld unter Vorlage der Quittung bei der Verwaltung des 
Verkehrsunternehmens abzuholen. Ist der Fahrgast mit dieser 
Regelung nicht einverstanden, hat er die Fahrt abzubrechen. 

(3) Die mobilen Fahrausweisautomaten in den Verkehrsmitteln 
können als Zahlungsmittel generell Münzen im Wert von 
0,05 EUR, 0,10 EUR, 0,20 EUR, 0,50 EUR, 1,00 EUR und 
2,00 EUR annehmen. Die stationären Fahrausweisautomaten 
können auch Banknoten im Wert von 5,00 EUR, 10,00 EUR, 
20,00 EUR sowie 50,00 EUR annehmen. Die Fahrgäste können 
die Münzen und Banknoten in beliebiger Stückelung und 
Reihenfolge in die Verkaufsgeräte eingeben. Die Automaten 
sind zur Rückgabe von Wechselgeld eingerichtet. Falls einmal 
Wechselgeld im Automaten fehlt oder die Restgeldrückgabe aus 
sonstigen wichtigen Gründen außer Betrieb gesetzt ist, muss der 
Fahrgast passend zahlen. Darauf wird der Fahrgast besonders 
hingewiesen. In Fahrzeugen mit mobilen Fahrausweisautomaten 
ist das Personal nicht verpflichtet, Geld zu wechseln. Fahraus­
weisautomaten können auch für das bargeldlose Zahlen einge­
richtet sein. 

(4) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Personal 
ausgestellten Quittung müssen sofort vorgebracht werden. 

Besondere Regelung für DB Regio 

Im Falle einer Bezahlung von Fahrausweisen in Zügen kann die 
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DB dem Reisenden, der nicht abgezählt zahlt, statt des Rest­
geldes schuldbefreiend einen auf sechs Monate befristeten 
Überzahlungsgutschein ausstellen. Dieser kann in DB Reise-
Zentren gegen Bargeld eingetauscht werden. 

§ 8 
Ungültige Fahrausweise 

(1) Fahrausweise, die entgegen den Vorschriften der Beförde­
rungsbedingungen oder des Beförderungstarifs benutzt oder 
nicht im Original vorgelegt werden, sind ungültig und können 
eingezogen werden. Dies gilt auch für Fahrausweise, die 

1.	 nicht vorschriftsmäßig ausgefüllt sind und trotz Aufforde­
rung nicht sofort ausgefüllt werden (zum Beispiel Übertra­
gen der Kundenkartennummer auf den Wertabschnitt), 

2.	 nicht mit gültiger und vollständig aufgeklebter Wertmarke 
oder zugehörigem Wertabschnitt versehen sind, 

3.	 zerrissen, zerschnitten oder sonst stark beschädigt, stark be­
schmutzt, unleserlich, oder vom Fahrgast einlaminiert bzw. 
eingeschweißt sind, so dass sie nicht mehr überprüft werden 
können, 

4.	 eigenmächtig geändert sind, 

5.	 von Nichtberechtigten benutzt werden, 

6.	 zu anderen als zu den zulässigen Fahrten benutzt werden, 

7.	 wegen Zeitablaufs oder aus anderen Gründen verfallen sind, 

8.	 ohne das gegebenenfalls erforderliche, von der Ausgabestel­
le befestigte bzw. integrierte Lichtbild benutzt werden, 

9.	 als Übergangsfahrscheine und Anschlussfahrausweise ohne 
einen Hauptfahrausweis vorgewiesen werden, 

10. mehrfach entwertet wurden, die Entwertungsmerkmale 
radiert, geändert oder in sonstiger Weise verfälscht oder ma­
nipuliert wurden, eine Fälschung nicht auszuschließen oder 
aus anderen durch den Fahrgast zu vertretenden Gründen 
nicht mehr prüfbar ist, 

11. unrechtmäßig hergestellt oder unrechtmäßig erworben 
wurden, 

12. als Chipkarte mit EFS ausgegeben werden und gesperrt 
sind. 

Entsprechendes gilt auch für Fahrberechtigungen und Berechti­
gungsnachweise zur Nutzung von Fahrausweisen sowie für zum 
Fahrausweis gehörende Kundenkarten. 

Beförderungsentgelt wird nicht erstattet; Ersatzansprüche, ins­
besondere für Zeitverluste und Verdienstausfälle, sind ausge­
schlossen. 

(1a) Fahrausweise, die als Chipkarte mit EFS ausgegeben wer­
den und zum Zeitpunkt der Kontrolle nicht lesbar oder sonst ver­

ändert sind, können durch das Kontrollpersonal zur Prüfung 
durch das Verkehrsunternehmen eingezogen werden. In diesem 
Fall wird eine Quittung ausgestellt, die im Rahmen des Tarifes 
als Fahrtberechtigung gilt. Sie berechtigt zur Beendigung der 
Fahrt bis zum Verlassen des benutzten Fahrzeugs. 

Wird die Chipkarte vom Kontrollpersonal nicht eingezogen, ist 
der Kunde verpflichtet, die Chipkarte innerhalb einer Woche bei 
dem vertragsführenden Verkehrsunternehmen zur Überprüfung 
vorzulegen. Über den Einzug der Chipkarte entscheidet aus­
schließlich das Kontrollpersonal. 

Die Überprüfung durch das Verkehrsunternehmen hat innerhalb 
von 14 Tagen ab Einzug bzw. Übergabe durch den Kunden zu er­
folgen. Nach der Überprüfung wird dem Kunden vom vertrags­
führenden Unternehmen gemäß Anlage 5 Punkt 9 eine Ersatz-
Chipkarte übersandt oder dem Kunden zur Abholung bereitge­
stellt. 

(2) Ein Fahrausweis, der nur in Verbindung mit einer Bescheini­
gung oder einem im Beförderungstarif vorgesehenen Personen­
ausweis zur Beförderung berechtigt, gilt als ungültig und kann 
eingezogen werden, wenn die Bescheinigung oder der Personen­
ausweis auf Verlangen nicht vorgezeigt wird. 

(3) Um die Rückerlangung einer eingezogenen Zeitkarte hat sich 
der Fahrgast selbst zu bemühen. Diesbezügliche Anfragen sind 
an die zuständige Verwaltung des Verkehrsunternehmens zu 
richten, welches den Fahrausweis eingezogen hat. 

(4) Soweit Fahrausweise, die als Chipkarte mit EFS ausgegeben 
werden, gemäß § 8 Absatz 1a durch das Kontrollpersonal zur 
Prüfung einbehalten werden, erhält der Kunde für den Zeitraum 
der Prüfung vom vertragsführenden Verkehrsunternehmen eine 
Erstattung 

-	 der eingereichten Fahrausweise gemäß des Geltungsberei­
ches dem EFS oder 

- für die Tage ohne eingereichte Fahrausweise in Höhe von 
1/365 des Jahresbetrages gemäß dem Geltungsbereiches des 
EFS. 

Dies gilt nicht, soweit die Prüfung durch das Verkehrsunterneh­
men ergibt, dass es sich um eine ungültige Chipkarte mit EFS 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 3, 4 oder 11 handelt. In diesem Fall 
gilt der Fahrausweis, der als Chipkarte mit EFS ausgegeben wur­
de, als zum Kontrollzeitpunkt ungültig gemäß Absatz 1. 

§ 9 
Erhöhtes Beförderungsentgelt 

(1) Ein Fahrgast ist zur Zahlung von erhöhtem Beförderungs­
entgelt verpflichtet, wenn er 

1.	 sich keinen gültigen Fahrausweis im Sinne des § 6 beschafft 
hat, 

2.	 sich einen gültigen Fahrausweis beschafft hat, diesen jedoch 
bei einer Überprüfung nicht vorzeigen kann, 

3.	 andere erforderliche Fahrausweise (zum Beispiel Fahraus­
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weise für ein mitgeführtes Fahrrad, einen mitgeführten 
Hund) nicht vorzeigen kann, 

4.	 den Fahrausweis, nicht oder nicht unverzüglich im Sinne des 
§ 6 Absatz 3 entwertet hat oder entwerten ließ, oder 

5.	 den Fahrausweis auf Verlangen nicht vorzeigt oder aushän­
digt. 

Eine Verfolgung im Straf- oder Bußgeldverfahren bleibt unbe­
rührt. 

Die Vorschriften unter den Nummern 1 und 4 werden nicht an­
gewendet, wenn das Beschaffen oder die Entwertung des Fahr­
ausweises aus Gründen unterblieben ist, die der Fahrgast nicht zu 
vertreten hat. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 erhebt das Verkehrsunterneh­
men jeweils ein erhöhtes Beförderungsentgelt von 40,00 EUR. 
Es kann jedoch das Doppelte des Beförderungsentgeltes für ei­
ne einfache Fahrt auf der vom Fahrgast zurückgelegten Strecke 
erheben, sofern sich hiernach ein höherer Betrag als nach Satz 1 
ergibt; hierbei kann das erhöhte Beförderungsentgelt nach dem 
Ausgangspunkt der Linie berechnet werden, wenn der Fahrgast 
die zurückgelegte Strecke nicht nachweisen kann. 

Ist der Fahrgast nicht in der Lage, sofort den Gesamtbetrag von 
40,00 EUR zu begleichen, kann er einen Teilbetrag von 
10,00 EUR zahlen. Über den gezahlten Betrag 40,00 EUR oder 
10,00 EUR wird eine Quittung ausgestellt, die im Rahmen des 
Tarifes als Fahrtberechtigung gilt. Sie berechtigt zur Beendi­
gung der Fahrt bis zum Verlassen des benutzten Verkehrsmittels. 
Kann das erhöhte Beförderungsentgelt nicht vor Ort bezahlt 
oder angezahlt werden, ist zur Weiterfahrt das Nachlösen eines 
entsprechenden Fahrausweises erforderlich. 

Bei Nicht- oder Teilzahlung des erhöhten Beförderungsentgeltes 
erhält der Fahrgast eine Zahlungsaufforderung ausgehändigt 
oder postalisch zugestellt. Der offene Betrag ist innerhalb von 
14 Tagen an das jeweilige Verkehrsunternehmen bzw. an ein von 
diesem beauftragten Inkassobüro zu zahlen. 

Wird das erhöhte Beförderungsentgelt nicht innerhalb der in der 
Zahlungsaufforderung gesetzten Frist entrichtet, wird für jede 
schriftliche Mahnung ein Bearbeitungsentgelt von mindestens 
5,00 EUR erhoben. 

Der Fahrgast ist in jedem Fall verpflichtet, seine Personalien an­
zugeben und sich auf Verlangen auszuweisen. 

Muss bei Nicht- oder Teilzahlung des erhöhten Beförderungsent­
geltes zur Feststellung der Personalien eine Auskunft bei der zu­
ständigen Landes- bzw. Kommunalbehörde eingeholt werden, so 
sind die zusätzlich anfallenden Gebühren vom Fahrgast zu tragen. 

(3) Das erhöhte Beförderungsentgelt ermäßigt sich (mit Aus­
nahme bei Nutzung übertragbarer Zeitkarten) im Falle von Ab­
satz 1 Nummer 2 auf 7,00 EUR, wenn der Fahrgast innerhalb 
einer Woche ab dem Feststellungstag bei der Verwaltung des 
Verkehrsunternehmens nachweist, dass er zum Zeitpunkt der 
Feststellung Inhaber einer gültigen persönlichen Zeitkarte oder 
einer entsprechenden Fahrtberechtigung war. Das Verkehrs-

unternehmen braucht die Vorlage der Zeitkarte als Nachweis 
nicht anzuerkennen, wenn der Fahrgast bereits in den zurück­
liegenden 12 Monaten ab Feststellungsdatum ohne gültigen 
Fahrausweis oder eine entsprechende Fahrtberechtigung ange­
troffen wurde. 

(4) Bei Verwendung von ungültigen Zeitkarten bleiben weiter­
gehende Ansprüche des Verkehrsunternehmens unberührt. 

§ 10 
Erstattung von Beförderungsentgelt 

(1) Wird ein Fahrausweis nicht zur Fahrt benutzt, so kann das 
Beförderungsentgelt auf Antrag gegen Vorlage des Fahrauswei­
ses erstattet werden. Beweispflichtig für die Nichtnutzung des 
Fahrausweises ist der Fahrgast. 

(2) Sofern nachstehend nichts Anderes geregelt ist, werden Fahr­
ausweise mit aufgedrucktem Gültigkeitsdatum nur gegen Rück­
gabe vor dem 1. Geltungstag umgetauscht bzw. erstattet. 

(3) Für nicht oder nur teilweise benutzte Einzelfahrausweise, 
Tages-, Gruppen, Kleingruppen-Tageskarten, Gruppentages­
karten für Schüler bzw. Mehrfahrtenkarten wird kein Ersatz ge­
leistet. Absatz 9 bleibt hiervon unberührt. 

(4) Wird eine Zeitkarte in besonderen oder nicht vorhersehbaren 
Fällen (zum Beispiel Krankheit, Unfall oder Tod des Zeitkarten­
inhabers) nicht oder nur teilweise benutzt, so wird das Beförde­
rungsentgelt für die Zeitkarte unter Anrechnung des Beförde­
rungsentgeltes für die durchgeführten Einzelfahrten auf Antrag 
gegen Rückgabe des Fahrausweises erstattet. Für die Feststel­
lung des Zeitpunktes, bis zu dem Einzelfahrten - je Tag 2 Fahr­
ten - als durchgeführt gelten, ist der Tag der Rückgabe oder 
Hinterlegung der Zeitkarte oder - bei Übersendung mit der Post 
- das Datum des Poststempels oder - bei Tod des Zeitkarteninha­
bers - der Todestag maßgeblich. 

Ein früherer Zeitpunkt kann nur bei persönlichen Zeitkarten und 
nur dann berücksichtigt werden, wenn die Bescheinigung eines 
Arztes, eines Krankenhauses oder einer Krankenkasse über sta­
tionäre Behandlung oder Bettlägerigkeit des Zeitkarteninhabers 
vorgelegt wird. Bei der Anrechnung des Beförderungsentgeltes 
für die durchgeführten Einzelfahrten wird eine Ermäßigung nur 
bei Vorliegen der hierfür erforderlichen Voraussetzungen, im 
Übrigen das Beförderungsentgelt für eine einfache Fahrt zu­
grunde gelegt. 

(5) Der Antrag auf Erstattung ist grundsätzlich bei der Verwaltung 
des ausgebenden Verkehrsunternehmens zu stellen. Der Fahrgast 
hat zu Erstattungsanträgen den Fahrausweis beizufügen und in 
den Fällen des Absatzes 4 die entsprechenden Nachweise zu er­
bringen. Der Antrag ist unverzüglich, spätestens innerhalb einer 
Woche nach Ablauf der Gültigkeit des Fahrausweises, zu stellen. 

(6) Von dem zu erstattenden Betrag wird ein Bearbeitungsentgelt 
in Höhe von mindestens 2,00 EUR sowie eine etwaige Überwei­
sungsgebühr abgezogen. Das Bearbeitungsentgelt und eine 
Überweisungsgebühr werden nicht abgezogen, wenn die Erstat­
tung aufgrund von Umständen beantragt wird, die das Verkehrs-
unternehmen zu vertreten hat. 



1619 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 17. Dezember 2014 

(7) Die Fahrgelderstattung für Fahrausweise im Abonnement 
und für Jahreskarten regeln die Anlagen 5 und 6. 

(8) Bei Ausschluss von der Beförderung besteht, ausgenommen 
§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, kein Anspruch auf Erstattung des 
entrichteten Entgeltes. 

(9) Bei einer Tarifänderung verlieren im Voraus erworbene und 
nicht benutzte Fahrausweise - außer Zeitkarten - 14 Tage nach 
Inkrafttreten von Tarifänderungen ihre Gültigkeit. Fahrausweise 
des letzten zurückliegenden Tarifes können nach Tarifänderun­
gen an gesondert bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Ver­
kehrsunternehmen gegen Ausgleich des Differenzbetrages um­
getauscht werden. Gegebenenfalls kann eine Erstattung vorge­
nommen werden. Die Umtausch- und Erstattungsfrist endet 
5 Monate nach Inkrafttreten des neuen Tarifes. Entwertungsbe­
dürftige Fahrausweise, deren Preis sich nicht ändert, behalten 
ihre Gültigkeit. 

(10) Die Regelungen des § 14 für den Schienenpersonennahver­
kehr bleiben unberührt. 

§ 11 
Beförderung von Sachen 

(1) Ein Anspruch auf Beförderung von Sachen besteht nur bei 
Handgepäck. Handgepäck und sonstige Sachen werden nur bei 
gleichzeitiger Mitfahrt des Fahrgastes und nur dann befördert, 
wenn dadurch die Sicherheit und Ordnung des Betriebes nicht 
gefährdet und andere Fahrgäste nicht belästigt werden können. 
Eine Mitnahme von Sachen scheidet aus, wenn hierdurch der 
Haltestellenaufenthalt über das übliche Maß verlängert wird 
oder die Gefahr besteht, dass aufgrund der Mitnahme der Sache 
andere Fahrgäste keinen Platz im Fahrzeug finden. 

Fahrräder werden in den Zügen des Eisenbahn-Regionalver­
kehrs, der S-Bahn und der U-Bahn sowie auf Fähren über den 
gesamten Verkehrszeitraum befördert, sofern hierfür ausrei­
chend Platz vorhanden ist. Tandems, dreirädrige Fahrräder, 
Fahrräder und andere Fortbewegungsmittel mit Hilfsmotor, Mo­
fas sowie Fahrräder zum Lastentransport und Anhänger sind von 
der Beförderung ausgeschlossen (ausgenommen Fahrräder mit 
Trethilfe durch einen Elektro-Hilfsmotor, zum Beispiel Pede­
lecs). Jeder Fahrgast darf nur ein einsitziges, zweirädriges Fahr­
rad mitnehmen (dazu zählen auch fahrradähnliche Roller). Die 
Mitnahme von Fahrrädern in Omnibussen, Obussen und Stra­
ßenbahnen ist nicht gestattet, es sei denn, dass diese Verkehrs­
mittel dafür hergerichtet und entsprechend gekennzeichnet sind. 
Dies gilt auch für den Bahn-Ersatzverkehr. Die Entscheidung 
über die Mitnahme von Fahrrädern obliegt bei allen Verkehrs­
mitteln letztlich dem Betriebspersonal. 

Wird der Platz für Krankenfahrstühle oder Kinderwagen benö­
tigt, muss der Fahrgast mit dem Fahrrad das Verkehrsmittel 
verlassen. Ein Anspruch auf Erstattung des bereits gezahlten 
Beförderungsentgeltes besteht nicht. 

Vollständig zusammengeklappte Fahrräder sowie Kleinkind­
fahrräder bzw. fahrradähnliche Roller (mit einem maximalen 
Felgendurchmesser bis zu 12,5 Zoll) gelten als Handgepäck. 

(2) Von der Beförderung sind gefährliche Stoffe und gefährliche 
Gegenstände ausgeschlossen, insbesondere 

1.	 explosionsfähige, leicht entzündliche, radioaktive, übel rie­
chende oder ätzende Stoffe, 

2.	 unverpackte oder ungeschützte Sachen, durch die Fahrgäste 
verletzt oder beschmutzt werden können, 

3.	 Gegenstände, die über die Wagenumgrenzung hinausragen. 

(3) Die Pflicht zur Beförderung von Kleinkindern in Kinderwa­
gen und schwerbehinderten Menschen in Krankenfahrstühlen 
richtet sich nach den Vorschriften des § 2 Absatz 1. Nach Mög­
lichkeit soll das Betriebspersonal dafür sorgen, dass Fahrgäste 
mit Kind im Kinderwagen und schwerbehinderte Menschen in 
Krankenfahrstühlen nicht zurückgewiesen werden. Die Ent­
scheidung über die Mitnahmen liegt beim Betriebspersonal. 

(4) Die Beförderung von Kinderwagen, Krankenfahrstühlen und 
sonstigen orthopädischen Hilfsmitteln ist grundsätzlich zuge­
lassen, wenn die Bauart des Verkehrsmittels es zulässt und keine 
Verminderung der Verkehrssicherheit eintritt. 

(5) Der Fahrgast hat mitgeführte Sachen so unterzubringen und 
zu beaufsichtigen, dass die Sicherheit und Ordnung des Betrie­
bes nicht gefährdet und andere Fahrgäste nicht belästigt oder ge­
schädigt werden können. Soweit durch mitgeführte Sachen 
Schäden an Personen oder Gegenständen entstehen, gelten die 
allgemeinen Haftungsvorschriften. 

(6) Das Betriebspersonal entscheidet im Einzelfall, ob Sachen 
zur Beförderung zugelassen werden und an welcher Stelle sie 
unterzubringen sind. 

Besondere Regelungen für den Eisenbahn-Regionalverkehr und 
die S-Bahn 

1.	 In den Zügen können leicht tragbare Gegenstände bis zu einer 
Länge von 1,50 Meter unentgeltlich mitgenommen werden, 
wenn in den Vorräumen oder Gängen der Wagen besondere 
Vorrichtungen für die Unterbringung vorhanden sind. 

2.	 Bei Mitnahme eines Fahrrades hat der Reisende dieses auf 
dem Einstiegsbahnhof in den Fahrradwagen, das Fahrradab­
teil oder das Mehrzweckabteil einzuladen, es gegebenenfalls 
bei Zugwechsel auf dem Umsteigebahnhof umzuladen und 
auf dem Zielbahnhof auszuladen. Das Fahrrad geht beim 
Einladen nicht in den Gewahrsam der Eisenbahn über, sie 
haftet nicht für Diebstahl und Verlust, für Beschädigung nur 
insoweit, als sie diese zu vertreten hat. 

3.	 In den Zügen des Eisenbahn-Regionalverkehrs und der 
S-Bahn dürfen Blinde mit Begleitperson ein Tandem ein­
stellen. Es gilt Teil D Punkt 21. 

§ 12 
Beförderung von Tieren 

(1) Auf die Beförderung von Tieren sind § 3 Absatz 1 und § 11 
Absatz 1, 5 und 6 anzuwenden. 
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(2) Kleine Hunde (bis zur Größe einer Hauskatze/eines Haus­
katers) oder andere kleine Haustiere dürfen mitgenommen wer­
den, sofern diese Tiere in geeigneten Behältnissen (Käfigen, 
Transportboxen, Reisetaschen o. Ä.) auf dem Schoß gehalten 
werden oder wie Handgepäck oder Traglasten untergebracht 
werden können. Kleine Hunde dürfen auch ohne geeignete Be­
hältnisse mitgenommen werden, wenn die Hunde angeleint sind. 
Darüber hinaus dürfen größere Hunde angeleint mitgenommen 
werden, wenn nach der Beurteilung des Betriebspersonals ge­
nügend Platz vorhanden ist. Hunde, die nicht in geeigneten Be­
hältnissen untergebracht sind, müssen einen Maulkorb tragen. 
Durch Bekanntgabe im Fahrplan kann die Mitnahme von 
Hunden in bestimmten Verkehrsmitteln ausgeschlossen werden. 

Blindenführhunde und Behindertenbegleithunde gemäß Ab­
satz 3 und Blindenführhunde und Behindertenbegleithunde, die 
sich in der Ausbildung befinden, bleiben von den Bestimmun­
gen dieses Absatzes unberührt. 

(3) Blindenführhunde, die einen Blinden begleiten sowie Hun­
de, die von schwerbehinderten Menschen mitgeführt werden, in 
deren Ausweis die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleit­
person nachgewiesen ist (Blindenführhunde und Behinderten­
begleithunde im Sinne von § 145 Absatz 2 Nummer 2 SGB IX), 
sind zur Beförderung stets zugelassen. 

(4) Sonstige Tiere dürfen nur in geeigneten Behältnissen mitge­
nommen werden. 

(5) Tiere dürfen nicht auf Sitzplätzen untergebracht werden. 

§ 13 
Fundsachen 

Fundsachen sind gemäß § 978 BGB unverzüglich beim Be­
triebspersonal abzuliefern. Eine Fundsache wird an den Verlie­
rer durch das Verkehrsunternehmen, in dessen Betriebsmitteln 
oder -anlagen die Sache gefunden wurde, gegen Zahlung eines 
Entgeltes für die Aufbewahrung zurückgegeben. Im Falle des 
Fundsachenversandes kommen zu diesem Entgelt noch die Ver­
packungs- und Versandkosten hinzu. Sofortige Rückgabe an den 
Verlierer durch das Betriebspersonal ist zulässig, wenn er sich 
einwandfrei als Verlierer ausweisen kann. Der Verlierer hat den 
Empfang der Sache schriftlich zu bestätigen. 

Eine Fundsache kann gegen schriftliche Vollmacht des Verlie­
rers und unter Vorlage des Personaldokumentes des bevollmäch­
tigten Empfangsberechtigten auch an einen Dritten ausgehän­
digt werden. Der Verlierer hat zur Wahrung der Ansprüche des 
Finders bei der Aushändigung des Fundgegenstandes in jedem 
Falle seine vollständige Adresse anzugeben und sich auszu­
weisen. Über Fundsachen, deren Aufbewahrung unzumutbar ist, 
kann das Verkehrsunternehmen frei verfügen. 

§ 14 
Fahrgastrechte im Schienenpersonennahverkehr bei 

Zugverspätungen, Zugausfällen und gegebenenfalls daraus 
resultierenden Anschlussversäumnissen 

(1) Grundlage der Fahrgastrechte sind die Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im 
Eisenbahnverkehr und das Gesetz zur Anpassung eisenbahn­
rechtlicher Vorschriften an die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 
des Europäischen Parlaments und Rates vom 23. Oktober 2007 
über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnver­
kehr vom 26. Mai 2009 (BGBl. I S. 1146). 

(2) Die nachfolgenden Absätze regeln die Fahrgastrechte inner­
halb des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg (Fahrausweis 
des VBB-Tarifes Teile B und C), soweit eine Verspätung oder ein 
Zugausfall durch die Eisenbahnverkehrsunternehmen Deutsche 
Bahn AG, S-Bahn Berlin GmbH, Eisenbahngesellschaft Pots­
dam mbH, NEB Betriebsgesellschaft mbH und/oder Ost­
deutsche Eisenbahn GmbH, die Verkehrsleistungen im Sinne 
von § 2 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
(AEG) erbringen, verursacht worden ist. 

Die Vorschriften zu den Fahrgastrechten gelten nicht für die Be­
förderung mit anderen schienengebundenen Verkehrsmitteln 
(zum Beispiel Straßen- und U-Bahnen) und anderen Verkehrs­
mitteln (zum Beispiel Omnibusse und Fähren). 

Berechtigt der Fahrausweis zur Fahrt mit verschiedenen Ver­
kehrsmitteln, werden die Fahrgastrechte nur wirksam, soweit die 
Verspätung im Bereich der tatsächlichen bzw. geplanten Eisen­
bahnbeförderung eingetreten ist. 

Ergänzend finden, sofern hier keine zum VBB-Tarif abweichen­
den Regelungen getroffen worden sind, die Regelungen zu den 
Fahrgastrechten in den Beförderungsbedingungen  für Personen 
durch die Unternehmen der Deutschen Bahn AG (Beförde­
rungsbedingungen Personenverkehr [BB P], Tfv 600/A) An­
wendung. 

(3) Macht der Fahrgast von seinen Fahrgastrechten Gebrauch, 
kann er bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine 
Erstattung oder eine Entschädigung verlangen. 

(4) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Erstattung, wenn 

a)	 eine Ankunftsverspätung des gewählten Zuges am Zielort 
um mehr als 60 Minuten absehbar ist. Der Fahrgast kann in 
diesem Fall von der Reise zurücktreten und sich den Fahr­
preis erstatten lassen bzw. die Fortsetzung der Fahrt oder die 
Weiterreise mit geänderter Streckenführung unter ver­
gleichbaren Beförderungsbedingungen bis zum Zielort bei 
nächster Gelegenheit verlangen. Eine gleichzeitige Erstat­
tung und Entschädigung für die gleiche Fahrt ist ausge­
schlossen. 

b)	 eine Ankunftsverspätung des gewählten Zuges am Zielort 
von mindestens 20 Minuten absehbar ist. Der Fahrgast kann 
in diesem Fall seine Reise mit einem anderen Zug durchfüh­
ren, sofern für diesen Zug keine Reservierungspflicht be­
steht. Wenn der Fahrgast für den ersatzweise genutzten Zug 
einen weiteren Fahrausweis erwerben muss (zum Beispiel 
für den Fernverkehr), kann er von dem Eisenbahnunterneh­
men, das für die Verspätung verantwortlich ist, den Ersatz 
der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 
Ein Anspruch auf Durchführung der Fahrt in einem anderen 
Zug besteht nicht, wenn der Fahrgast im Besitz eines erheb­
lich ermäßigten Fahrausweises (Semesterticket, Branden­
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burg-Berlin-Ticket, Brandenburg-Berlin-Ticket Nacht) ist. 

c) der Zug, dessen planmäßige Ankunftszeit zwischen 
00:00 Uhr und 05:00 Uhr liegt, um mindestens 60 Minuten 
verspätet ist. Der Fahrgast kann in diesem Fall andere Ver­
kehrsmittel zu seinem Zielort benutzen, zum Beispiel ein 
Taxi. Gleiches gilt, wenn die letzte fahrplanmäßige Verbin­
dung des Tages mit dem Zug ausfällt und der Fahrgast den 
Zielort bis 24:00 Uhr nicht mehr erreichen kann. Der Fahr­
gast kann hierfür den Ersatz der erforderlichen Aufwendun­
gen bis zu einem Höchstbetrag von 80,00 EUR verlangen. 
Der Fahrgast hat eine Schadensminderungspflicht. Das be­
deutet, dass ein Ersatz der Aufwendungen nicht verlangt 
werden kann, wenn eine alternative Beförderung (zum Bei­
spiel Omnibus, Sammeltaxi) zur Verfügung gestellt wurde. 

Wann vernünftigerweise mit einer Ankunftsverspätung am Ziel­
ort nach den Punkten a) und b) zu rechnen ist, richtet sich nach 
objektiver Beurteilung, insbesondere der 

- Aushangfahrpläne und ausgehängten Informationen über 
Fahrplanänderungen an Stationen und Bahnhöfen, 

- elektronischen Anzeigen und Lautsprecheransagen in Zügen 
und an Stationen und Bahnhöfen, 

- Fahrplaninformationen aus Buchungssystemen personal­
bedienter Verkaufsstellen, 

- verfügbaren Fahrplaninformations- und Reisendeninforma­
tionsmedien. 

(5) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Entschädigung bei 
relationsbezogenen Fahrausweisen für eine einfache Fahrt 

a) ab einer Verspätung von 60 Minuten am Zielort in Höhe von 
25 Prozent des Fahrpreises, 

b) ab einer Verspätung von 120 Minuten am Zielort in Höhe 
von 50 Prozent des Fahrpreises. 

(6) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Entschädigung bei 
Fahrausweisen, die mindestens einen Tag Gültigkeit haben, 
wenn er im Gültigkeitszeitraum seines Fahrausweises wieder­
holt Verspätungen von mindestens 60 Minuten erlitten hat. 

Die Entschädigung beträgt pauschal 

a) 1,50 EUR pro Fahrt in der 2. Wagenklasse bzw. 2,25 EUR 
pro Fahrt in der 1. Wagenklasse, 

b) 0,40 EUR pro Fahrt für Fahrausweise für Fahrräder, 

in Summe jedoch maximal 25 Prozent des tatsächlich gezahlten 
Fahrpreises. 

Der Fahrgast reicht die Entschädigungsanträge gesammelt ein, 
bei Fahrausweisen mit einer Gültigkeit bis zu einem Monat 
(Tageskarten, 7-Tage-Karten und Monatskarten) nach Ablauf 
der Gültigkeit und bei Fahrausweisen mit einer Geltungsdauer 
von mehr als einem Monat (Jahreskarten, Abonnements) bei 
Erreichen des Entschädigungsanspruchs. 

(7) Der Entschädigungsbetrag wird auf volle 5 Cent aufgerun­
det. Der Auszahlungsbetrag für eine Entschädigung muss für die 
unter den Absätzen 5 und 6 genannten Fahrausweise mindestens 

4,00 EUR betragen, das heißt, Fahrpreisentschädigungen unter 
diesem Betrag werden nicht ausgezahlt. 

(8) Eine Erstattung oder Entschädigung des VBB-Fahrausweises 
kann nur erfolgen, wenn keine anderen Fahrtalternativen vor­
handen waren oder die Verspätung zum Zeitpunkt des Fahraus­
weiserwerbs noch nicht bekannt war. 

(9) Der Fahrgast muss seinen Erstattungs- bzw. Entschädigungs­
anspruch innerhalb eines Jahres nach Ablauf der Geltungsdauer 
des Fahrausweises bei dem unter Absatz 2 Satz 1 genannten 
Eisenbahnverkehrsunternehmen bzw. bei einem vom Unterneh­
men beauftragten Dienstleister geltend machen. Die Erstattung 
oder Entschädigung erfolgt mit dem Fahrgastrechte-Formular zu­
sammen mit den beigefügten Unterlagen und Belegen. 

(10) Im Falle von Streitigkeiten aus der Beförderung durch Ei­
senbahnverkehrsunternehmen kann der Reisende die söp 
Schlichtungsstelle öffentlicher Personenverkehr e. V. (Fasanen­
straße 81, 10623 Berlin, 030 6449933-0, kontakt@soep­
online.de) kontaktieren. Eine Streitigkeit liegt vor, wenn einer 
schriftlichen Beschwerde des Fahrgastes nicht binnen eines 
Monats abgeholfen wurde bzw. eine andere Rechtsauffassung 
durch den Kunden vertreten wird. 

§ 15 
Haftung 

Das Verkehrsunternehmen haftet für die Tötung oder Verletzung 
eines Fahrgastes und für Schäden an Sachen, die der Fahrgast an 
sich trägt oder mit sich führt, nach den allgemein geltenden Be­
stimmungen. Für Sachschäden haftet das Verkehrsunternehmen 
gegenüber jeder beförderten Person nur bis zum Höchstbetrag 
von 1.000,00 EUR, die Begrenzung der Haftung gilt nicht, wenn 
die Sachschäden auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zurück­
zuführen sind. 

§ 16 
Ausschluss von Ersatzansprüchen 

Abweichungen von Fahrplänen durch Verkehrsbehinderungen, 
Betriebsstörungen oder -unterbrechungen sowie Platzmangel 
begründen keine Ersatzansprüche; insoweit wird auch keine 
Gewähr für das Einhalten von Anschlüssen übernommen. Der 
Anspruch auf Beförderung gilt auch als erfüllt, wenn das Ver­
kehrsunternehmen aus betrieblichen Gründen andere als im 
Fahrplan angegebene Verkehrsmittel bereitstellt oder Um­
leitungsstrecken befahren werden. Weitergehende Ansprüche 
aus § 17 EVO bei einem Transport mit der Eisenbahn bleiben un­
berührt. 

§ 17 
Gerichtsstand 

Der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten, die sich aus dem 
Beförderungsvertrag ergeben, ist Sitz des jeweiligen Verkehrs­
unternehmens. 

http:online.de
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Teil B 

Tarifbestimmungen 

Die Fahrausweise werden im Namen und für Rechnung der 
Verkehrsunternehmen verkauft. 

Geltungsbereich 

Der Tarif gilt für die Beförderung von Personen und für die 
Mitnahme von Sachen im Eisenbahn-Regional-, S-Bahn-, U-
Bahn-, Straßenbahn-, Oberleitungsomnibus-, Kraftomnibus-
und Fährverkehr einschließlich alternativer Bedienungsformen 
folgender Verkehrsunternehmen: 

Barnimer Busgesellschaft mbH (BBG) 
Poratzstraße 68, 16225 Eberswalde 

Beelitzer Verkehrs- und Servicegesellschaft mbH (BVSG) 
Im Schäwe 21, 14547 Beelitz 

Busverkehr Märkisch-Oderland GmbH (BMO) 
Ernst-Thälmann-Straße 71, 15344 Strausberg 

Busverkehr Oder-Spree GmbH (BOS) 
James-Watt-Straße 4, 15517 Fürstenwalde 

Berliner Verkehrsbetriebe A. ö. R. (BVG) 
Holzmarktstraße 15 - 17, 10179 Berlin 

Cottbusverkehr GmbH (CV) 
Walther-Rathenau-Straße 38, 03044 Cottbus 

DB Regio AG 
Regio Nordost 
Babelsberger Straße 18, 14473 Potsdam 

DB Regio Bus Ost GmbH (DBO) 
Babelsberger Straße 16, 14473 Potsdam 

EGP Eisenbahngesellschaft Potsdam mbH 
Am Luftschiffhafen 1, 14471 Potsdam 

Havelbus Verkehrsgesellschaft mbH (HVG) 
Johannsenstraße 12 - 17, 14482 Potsdam 

NEB Betriebsgesellschaft mbH (NEB) 
Georgenstraße 22, 10117 Berlin 

Oberhavel Verkehrsgesellschaft mbH (OVG) 
Annahofer Straße 1a, 16515 Oranienburg 

ODEG Ostdeutsche Eisenbahn GmbH (ODEG) 
Bahnhof 1a, 19370 Parchim 

Ostprignitz-Ruppiner Personennahverkehrsgesellschaft mbH (ORP) 
Perleberger Straße 64, 16866 Kyritz 

Regionale Verkehrsgesellschaft Dahme-Spreewald mbH (RVS) 
Nissanstraße 7, 15926 Luckau 

S-Bahn Berlin GmbH 
Elisabeth-Schwarzhaupt-Platz 1, 10115 Berlin 

Schöneicher-Rüdersdorfer Straßenbahn GmbH (SRS) 
Dorfstraße 15, 15566 Schöneiche 

Woltersdorfer Straßenbahn GmbH (WS) 
Vogelsdorfer Straße 1, 15569 Woltersdorf 

Strausberger Eisenbahn GmbH (STE) 
c/o Stadtwerke Strausberg GmbH 
Postfach 1150, 15331 Strausberg 

Stadtverkehrsgesellschaft mbH Frankfurt (Oder) (SVF) 
Böttnerstraße 1, 15232 Frankfurt (Oder) 

Südbrandenburger Nahverkehrs GmbH (SBN) 
Spremberger Straße 23, 01968 Senftenberg 

Uckermärkische Verkehrsgesellschaft mbH (UVG) 
Steinstraße 5, 16303 Schwedt/Oder 

Verkehrsbetriebe Brandenburg an der Havel GmbH (VBBr) 
Upstallstraße 18, 14772 Brandenburg an der Havel 

Verkehrsgesellschaft Belzig mbH (VGB) 
Brücker Landstraße 22, 14806 Belzig 

Verkehrsgesellschaft Oberspreewald-Lausitz mbH (VGOSL) 
Roßkaupe 6, 01968 Senftenberg 

Verkehrsgesellschaft Teltow-Fläming mbH (VTF) 
Forststraße 16, 14943 Luckenwalde 

ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP) 
Fritz-Zubeil-Straße 96, 14482 Potsdam 

Verkehrsgesellschaft Prignitz mbH (VGP) 
Wilsnacker Straße 48, 19348 Perleberg 

VerkehrsManagement Elbe-Elster GmbH (VMEE) 
Nach dem Horst 43, 03238 Finsterwalde 

Fritz Behrendt OHG 
Omnibusbetrieb 
Am Kessel 5, 14797 Lehnin 

Herz-Reisen GmbH 
Thomas-Müntzer-Straße 6a, 15806 Zossen 

Omnibusbetrieb Obst 
Bahnhofstraße 25, 04924 Bad Liebenwerda 

Omnibusverkehr Armin Glaser 
Feldstraße 52, 14823 Klepzig 

Lehmann Reisen GmbH 
Heinrich-Zille-Straße 21, 04895 Falkenberg/Elster 

Omnibusunternehmen Hans-Hermann Lange 
Chausseestraße 107, 14828 Görzke 
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A. Reich GmbH 
Grünaer Weg 10, 14913 Jüterbog 

Omnibusbetrieb Wetzel 
Kietzstraße 7, 14822 Cammer 

Günter Anger Güterverkehrs GmbH & Co. 
Omnibusvermietung KG 
Am Friedrichspark 11, 14476 Potsdam, OT Marquardt 

Sabinchen Touristik GmbH 
Großstraße 17, 14929 Treuenbrietzen 

Taxi/Fahrschule/Busverkehr Schmidt 
Lindenallee 25, 01979 Lauchhammer 

HARU Reisen OHG Hans Rudek 
Seeburger Straße 19b 
13581 Berlin 

Omnibuscenter LEO-Reisen 
Am Telering 7 
03051 Cottbus 

Tarifgebiet 

Das Tarifgebiet ist das Verbundgebiet. 

Er umfasst das Land Berlin sowie das Land Brandenburg mit 
den Landkreisen Barnim, Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, 
Havelland, Märkisch-Oderland, Oberhavel, Oberspreewald-
Lausitz, Oder-Spree, Ostprignitz-Ruppin, Potsdam-Mittelmark, 
Prignitz, Spree-Neiße, Teltow-Fläming, Uckermark und den 
kreisfreien Städten Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frank­
furt (Oder) und Potsdam. 

Das Tarifgebiet gliedert sich in Flächenzonen. Flächenzonen 
sind: 

-	 Tarifwaben 

Jede Haltestelle ist einer Tarifwabe zugeordnet. Eine Tarifwabe 
umfasst in der Regel mehrere Haltestellen. 

-	 Landkreise 

Sie entsprechen den politischen Grenzen. 

-	 Tarifbereiche 

Für Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt 
(Oder) und Potsdam sind Tarifbereiche definiert, die sich in die 
Teilbereiche A, B und C gliedern. Die Teilbereiche C gehören 
gleichzeitig zu den die jeweilige Stadt umgebenden Landkrei­
sen. Die Stadt Potsdam gehört gleichzeitig dem Teilbereich C 
des Tarifbereichs Berlin an. 

Fahrausweise werden nur für Kombinationen von mindestens 
zwei benachbarten Teilbereichen ausgegeben. 

Die Tarifwaben, Landkreise, Tarifbereiche sind in den Flächen­
zonenplänen im Anhang I dargestellt. Einzelne Tarifwaben liegen 
außerhalb des Tarifgebietes. Die Zuordnung der Orte (gegebe­
nenfalls auch Ortsteile) einschließlich zugehöriger Bahnhöfe zu 
den Tarifwaben ist aus den Anlagen 1.1* und 1.2* ersichtlich. Ein 
Verzeichnis der Orte mit Stadtlinienverkehr enthält Anlage 2. 

* In der gesonderten Broschüre „Alle Zielorte“ abgedruckt. 

3	 Fahrausweise 

3.1	 Fahrausweise, die länger als einen Tag gelten (Zeit­
kartentarif) 

Fahrausweise, die länger als einen Tag gelten, sind 

- Monatskarten VBB-Umweltkarte (auch im Abonnement 
und als Jahreskarten), 

-	 Monatskarten für Auszubildende/Schüler (auch im Abonne­
ment und als Jahreskarten, jedoch im Tarifbereich Berlin 
nicht als Jahreskarten), 

- 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte, 
- 7-Tage-Karten für Auszubildende/Schüler (jedoch nicht für 

den Tarifbereich Berlin), 

Darüber hinaus gibt es für 

-	 die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin: 
•	 das Schülerticket (als Monatskarte und im Abonne­

ment), 
•	 die Geschwisterkarte für Schüler (als Monatskarte und 

im Abonnement), 
•	 das ermäßigte Schülerticket (als Monatskarte und im 

Abonnement) 

-	 die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Potsdam: 
•	 das Schülerticket Potsdam (nur im Abonnement), 

-	 den Tarifbereich Berlin: 
•	 die 10-Uhr-Monatstickets die 10-Uhr-Karten (als Mo­

natskarten und im Abonnement) 

-	 die Tarifbereiche der kreisfreien Städte Brandenburg an der 
Havel, Frankfurt (Oder) und Potsdam und für die Orte mit 
Stadtlinienverkehr: 
•	 die 9-Uhr-Karten (als Monatskarten, im Abonnement 

und als Jahreskarten) 

-	 den Tarifbereich der kreisfreien Stadt Cottbus: 
•	 die 8-Uhr-Karten (als Monatskarten, im Abonnement 

und als Jahreskarten) 

-	 die Teilbereiche AB der Tarifbereiche Berlin, Brandenburg 
an der Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam sowie 
für den Tarifbereich Berlin ABC und das VBB-Gesamtnetz: 
•	 die Monatskarten Fahrrad (nur als Monatskarten) 

-	 das VBB-Gesamtnetz: 
•	 das VBB-Freizeit-Ticket für Auszubildende und Schüler 

(nur als Monatskarte) 
•	 das VBB-Abo 65plus (nur im Abonnement). 
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Innerhalb des örtlichen Geltungsbereiches (Flächenzonen), der 
auf dem Wertabschnitt aufgedruckt bzw. mit dem elektronischen 
Fahrausweis (im Folgenden EFS genannt) auf einer Chipkarte 
gespeichert ist, kann eine beliebige Anzahl Fahrten durchgeführt 
werden. 

Sind in eine Zeitkarte mehrere Flächenzonen einbezogen, müs­
sen diese einander benachbart sein. 

Für Zeitkarten, die einen örtlichen Geltungsbereich bis 4 Waben 
umfassen, ergänzt sich dieser um die zwischen den angegebenen 
Start- und Zielwaben liegenden, an diese angrenzenden Tarif­
waben. 

Für Zeitkarten, die einen örtlichen Geltungsbereich bis 6 Waben 
umfassen, ergänzt sich dieser durch die Waben, die beim reise­
üblichen oder durch die Fahrplanlage bedingten Weg zwischen 
den angegebenen Start- und Zielwaben liegen. 

Fahrwege, die im Verkehr innerhalb der Flächenzonen aus­
nahmsweise zugelassen sind, obwohl auf Teilstrecken diese 
Flächenzonen verlassen werden, enthält Anlage 3. 

Es ist nicht in jedem Fall möglich, das gesamte Fahrausweis­
sortiment bzw. Fahrausweise für alle Relationen an allen Ver­
kaufseinrichtungen zu erhalten. 

Zeitkarten werden von den einzelnen Verkehrsunternehmen zu­
mindest für Verbindungen ausgegeben, bei denen Linien oder 
Linienteile dieses Unternehmens berührt werden. 

Der Verkauf bestimmter Zeitkarten kann auf besonders bekannt 
gegebene Vorverkaufsstellen beschränkt werden. 

3.2 Fahrausweise, die längstens einen Tag gelten (Bartarif) 

Fahrausweise, die längstens einen Tag gelten, sind 

- Einzelfahrausweise, 
- 4-Fahrten-Karten, 
- Tageskarten, 
- Kleingruppen-Tageskarten, 
- Gruppentageskarten für Schüler, 
- Einzelfahrausweise Fahrrad, 
- Tageskarten Fahrrad. 

Sie gelten zwischen und innerhalb der auf ihnen angegebenen 
Flächenzonen. Sind für eine Verbindung wegabhängig mehrere 
Tarifstufen angegeben, kann der Fahrweg mit der höheren Tarif-
stufe - auch wenn er der verkehrsübliche ist - nicht mit dem Fahr­
ausweis der niedrigeren Tarifstufe benutzt werden. 

Der Weg mit der höheren Tarifstufe kann mit einem Fahrausweis 
für den Weg mit einer niedrigeren Tarifstufe benutzt werden, 
wenn gleichzeitig eine Umwegkarte vorgewiesen bzw. erworben 
wird. 

Fahrausweise, die Flächenzonen außerhalb der Tarifbereiche 
Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) 
oder Potsdam einbeziehen und die räumliche Gültigkeit für den 
Teilbereich A ausweisen, gelten auch im Teilbereich B des 
jeweiligen Tarifbereichs und umgekehrt. 

Es ist nicht in jedem Fall möglich, das gesamte Fahrausweissor­
timent bzw. Fahrausweise für alle Relationen an allen Verkaufs­
einrichtungen zu erhalten. 

4 Fahrpreise 

Die Fahrpreise der Fahrausweise, die länger als einen Tag gelten 
(gemäß 3.1), sind der Fahrpreisübersicht (Anlage 4, Tabelle 1 
und 3) zu entnehmen. 

Die Fahrpreise der Fahrausweise, die längstens einen Tag gelten 
(gemäß 3.2), sind der Fahrpreisübersicht (Anlage 4, Tabelle 2 
und 3) zu entnehmen und richten sich 

- in Verbindungen bis zu fünf Waben nach der Anzahl der be­
dingt durch den kürzesten Linienverlauf zwischen Start- und 
Zielhaltestelle befahrenen Waben, 

- in Verbindungen von mehr als fünf Waben nach der Luft­
linienentfernung zwischen der Mitte der Wabe der Starthalte­
stelle und der Mitte der Wabe der Zielhaltestelle ohne Be­
rücksichtigung der Linienführung. Sind Fahrmöglichkeiten 
über mehrere Wege gegeben, können für die Verbindung 
mehrere Tarifstufen angegeben sein, 

- für Verbindungen innerhalb der Tarifbereiche der Städte da­
nach, welche Kombination einander benachbarter Teilberei­
che befahren werden soll, 

- beim Kurzstreckentarif nach den vom jeweiligen Verkehrs-
unternehmen oder mehreren Verkehrsunternehmen örtlich 
bekannt gegebenen Regelungen unabhängig von den Flä­
chenzonengrenzen (siehe Teil D und Anlage 7). 

Die Fahrpreise sind Tarifstufen zugeordnet. 

5 Einzelbestimmungen 

5.1 Mitnahme von Personen, Sachen und Tieren 

5.1.1 Unentgeltliche Mitnahme von Personen und Sachen 

Fahrgäste, die im Besitz gültiger Fahrausweise sind, können 

- Kinder unter 6 Jahren (bei Fähren bis zu 3 Kinder), 
- einen Kinderwagen und 
- Gepäck 

unentgeltlich mitnehmen. 

Die Mitnahmeregelungen für VBB-Umweltkarten sind im 
Teil B, Punkt 5.2.1 beschrieben. 

In den Tarifbereichen Berlin, Frankfurt (Oder) und Potsdam 
kann ein Fahrrad unentgeltlich mitgenommen werden, wenn der 
Fahrgast im Besitz einer persönlichen Zeitkarte gemäß 5.2.5 für 
die Teilbereiche AB oder BC oder für den Tarifbereich ABC ist 
und die Beförderungsbedingungen die Mitnahme zulassen. Die­
se Mitnahmeregelung gilt nicht für die Tarifbereiche Branden­
burg an der Havel und Cottbus. 

5.1.2 Mitnahme von Hunden 

Nutzer von Einzelfahrausweisen (auch 4-Fahrten-Karten oder 
Kurzstrecke) haben für jeden mitgenommenen Hund einen Ein­
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zelfahrausweis des Ermäßigungstarifs der jeweiligen Tarifstufe 
zu lösen und gegebenenfalls zu entwerten. 

Hiervon ausgenommen sind kleine Hunde in geeigneten Behält­
nissen gemäß Teil A, § 12 Absatz 2 Satz 1. 

Nutzer von Tageskarten, Kleingruppen-Tageskarten, Gruppen­
tageskarten für Schüler und Inhaber von Zeitkarten können 
einen Hund, unabhängig von der möglichen Anzahl der auf dem 
Fahrausweis fahrenden Personen, unentgeltlich mitnehmen. 

Diese Regelung gilt auch für Inhaber von Schwerbehinderten-
ausweisen mit Beiblatt und gültiger Wertmarke sowie für 
schwerbehinderte Menschen, in deren Schwerbehindertenaus­
weis die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson einge­
tragen ist und die ohne Begleitperson fahren. 

Blindenführhunde, die einen Blinden begleiten, werden generell 
unentgeltlich befördert. 

Werden von einem Fahrgast mehrere Hunde mitgenommen, ist für 
den zweiten und gegebenenfalls jeden weiteren Hund ein 
Einzelfahrausweis des Ermäßigungstarifs (auch 4-Fahrten-Karten 
oder Kurzstrecke) oder eine Tageskarte des Ermäßigungstarifs der 
jeweiligen Tarifstufe zu lösen und gegebenenfalls zu entwerten. 

5.2	 Fahrausweise, die länger als einen Tag gelten (Zeit­
kartentarif) 

5.2.1	 VBB-Umweltkarten 

VBB-Umweltkarten sind übertragbar und gelten innerhalb der 
auf Ihnen angegebenen Flächenzonen. 

Die VBB-Umweltkarten beinhalten die Mitnahme von einem 
Erwachsenen und bis zu drei Kindern von 6 bis einschließlich 
14 Jahren montags bis freitags ab 20:00 Uhr sowie samstags, 
sonntags, am 24. und 31. Dezember sowie an gesetzlichen Feier­
tagen ganztägig. Die Mitnahmeregelung endet jeweils am Folge­
tag 03:00 Uhr, soweit dieser nicht selbst ein Samstag, Sonntag 
oder gesetzlicher Feiertag ist. Gelten in den Ländern Berlin und 
Brandenburg unterschiedliche Feiertagsregelungen, so gilt die 
Mitnahmeregelung nur für das Land, in dem der gesetzliche 
Feiertag gilt. 

VBB-Umweltkarten werden als Wertabschnitte ausgegeben. 

VBB-Umweltkarten werden als Monatskarten oder 7-Tage-
Karten ausgegeben. 

Für die Ausgabe der Monatskarten im Abonnement gelten die 
Bestimmungen der Anlage 5. Für die Ausgabe als Jahreskarten 
gelten die Bestimmungen der Anlage 6. 

5.2.1.1 Monatskarten VBB-Umweltkarte 

Monatskarten werden mit Gültigkeit von jedem Tag an ausge­
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, 
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten 
mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer 
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

Monatskarten können auch für den Kalendermonat, der auf dem 
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben 
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden 
Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des darauf­
folgenden Monats 24:00 Uhr. 

5.2.1.2 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte 

Wertabschnitte für 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte gelten für 
sieben aufeinanderfolgende Kalendertage. Ihre Gültigkeit be­
ginnt am ersten aufgedruckten Kalendertag 00:00 Uhr und endet 
am siebenten Kalendertag um 24:00 Uhr. 

Im Vorverkauf erworbene Wertabschnitte für Orte mit Stadt­
linienverkehr, für die Tarifbereiche der kreisfreien Städte oder 
für den Tarifbereich Berlin bzw. Teilbereiche dieser Tarifberei­
che sind sofort bei Fahrtantritt der ersten Fahrt vom Fahrgast zu 
entwerten. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu über­
zeugen. Die Gültigkeit endet am siebenten Kalendertag ab Ent­
wertung um 24:00 Uhr. 

5.2.2	 8-Uhr-Karten 

8-Uhr-Karten sind übertragbar. Sie gelten nur für den Tarif­
bereich Cottbus ABC und die Teilbereiche Cottbus AB und 
Cottbus BC. 

Sie gelten: 

- montags bis freitags von 08:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folge­
tages, 

- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem­
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages. 

8-Uhr-Karten werden mit Gültigkeit von jedem Tag an ausge­
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, 
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten 
mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer 
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

8-Uhr-Karten können auch für den Kalendermonat, der auf dem 
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben 
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden 
Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden Monats 
24:00 Uhr. 

Für die Ausgabe der 8-Uhr-Karten im Abonnement gelten die 
Bestimmungen der Anlage 5. Für die Ausgabe als Jahreskarten 
gelten die Bestimmungen der Anlage 6. 

5.2.3	 9-Uhr-Karten 

9-Uhr-Karten sind übertragbar. Sie gelten nur in Orten mit 
Stadtlinienverkehr und in den Tarifbereichen der kreisfreien 
Städte Brandenburg an der Havel, Frankfurt (Oder) und Potsdam 
und deren Teilbereichen. 

Sie gelten: 

- montags bis freitags von 09:00 Uhr bis 03:00 Uhr des 
Folgetages, 
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- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem­
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages. 

9-Uhr-Karten werden mit Gültigkeit von jedem Tag an ausge­
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, 
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten 
mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer 
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

9-Uhr-Karten können auch für den Kalendermonat, der auf dem 
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben 
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden 
Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden Monats 
24:00 Uhr. 

Für die Ausgabe der 9-Uhr-Karten im Abonnement gelten die 
Bestimmungen der Anlage 5. Für die Ausgabe als Jahreskarten 
gelten die Bestimmungen der Anlage 6. 

5.2.4	 10-Uhr-Karten 

10-Uhr-Karten sind übertragbar. Sie gelten nur für den Tarifbereich 
Berlin ABC und die Teilbereiche Berlin AB und Berlin BC. 

Sie gelten: 

- montags bis freitags von 10:00 Uhr bis 03:00 Uhr des 
Folgetages, 

- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem­
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages. 

Gelten in den Ländern Berlin und Brandenburg unterschiedliche 
Feiertagsregelungen, so gilt die ganztägige Nutzung nur für das 
Land, in dem der gesetzliche Feiertag gilt. 

10-Uhr-Karten werden mit Gültigkeit von jedem Tag an ausge­
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, 
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten 
mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer 
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

10-Uhr-Karten können auch für den Kalendermonat, der auf 
dem Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgege­
ben werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorherge­
henden Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden 
Monats 24:00 Uhr. 

Für die Ausgabe der 10-Uhr-Karten im Abonnement gelten die 
Bestimmungen der Anlage 5. 

10-Uhr-Karten werden nicht als Jahreskarten ausgegeben. 

5.2.5	 Monatskarten für Auszubildende/Schüler; 7-Tage-
Karten für Auszubildende/Schüler; Schülertickets, 
Geschwisterkarten und ermäßigte Schülertickets für 
Schüler in Berlin; Schülertickets Potsdam; Schüler-
Fahrausweise im Land Brandenburg und VBB-Frei­
zeit-Ticket für Auszubildende und Schüler 

Die vorgenannten Fahrausweise sind persönliche Zeitkarten und 
sind nicht übertragbar. 

Monatskarten für Auszubildende/Schüler sowie Schülertickets, 
Geschwisterkarten und ermäßigte Schülertickets für Schüler in 
Berlin werden mit Gültigkeit von jedem Tag an ausgestellt. Sie 
gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, der in der 
Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten mit Gültig­
keit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer mit Ablauf 
des letzten Tages des Monats Februar. 

Monatskarten für Auszubildende/Schüler sowie Schülertickets, 
Geschwisterkarten und ermäßigte Schülertickets für Schüler in 
Berlin können auch für den Kalendermonat, der auf dem Wert-
abschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben wer­
den. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden 
Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des darauf­
folgenden Monats 24:00 Uhr. 

7-Tage-Karten für Auszubildende/Schüler gelten für sieben auf­
einanderfolgende Kalendertage. Ihre Gültigkeit beginnt am 
ersten aufgedruckten Kalendertag 00:00 Uhr und endet am 
siebenten Kalendertag um 24:00 Uhr. 

7-Tage-Karten für Auszubildende/Schüler werden nicht für den 
Tarifbereich Berlin ausgegeben. 

Persönliche Zeitkarten bestehen aus einer VBB-Kundenkarte 
oder dem Schüler-Fahrausweis mit Lichtbild und Gültigkeits­
befristung sowie dazugehörigem Wertabschnitt oder einer Chip­
karte (nur im Abonnement) mit gegebenenfalls befristetem EFS 
und aufgedrucktem Lichtbild sowie Vor- und Zunamen. 

Zur Ausstellung einer VBB-Kundenkarte oder einer Chipkarte 
mit EFS (nur im Abonnement) ist der Nachweis der Berechti­
gung zu erbringen. 

Die VBB-Kundenkarte für Auszubildende/Schüler wird bei 
Neuausstellung für maximal 4 Jahre, längstens bis zur Vollen­
dung des 16. Lebensjahres des Inhabers befristet. Danach wird 
die Berechtigung zur Inanspruchnahme von Monatskarten für 
Auszubildende/Schüler und 7-Tage-Karten für Auszubilden-
de/Schüler längstens für ein Jahr nach Ausstellung der Beschei­
nigung gewährt und kann von der fristgerechten Abgabe und 
einem ordnungsgemäßen Ausfüllen besonderer Erhebungs­
unterlagen abhängig gemacht werden, sofern die Erhebung das 
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) zur Grundlage hat. 

Persönliche Zeitkarten (ausgenommen Chipkarte mit EFS) sind 
nur gültig, wenn die VBB-Kundenkarte mit Vor- und Zunamen 
versehen ist und die Nummer der VBB-Kundenkarte vom Inha­
ber in das vorgesehene Feld des jeweiligen Wertabschnitts ein­
getragen wurde. Bei Abonnements der Berliner Verkehrsbetrie­
be (BVG) oder der S-Bahn Berlin GmbH ist zusätzlich die Abo-
Nummer vom Wertabschnitt in das vorgesehene Feld der VBB-
Kundenkarte einzutragen. 

Persönliche Zeitkarten werden ungültig: 

- mit Ablauf desjenigen Monats, in dem die Voraussetzungen 
zur Nutzung nicht mehr erfüllt sind, 

- zu dem auf der VBB-Kundenkarte angegebenen Zeitpunkt. 

VBB-Kundenkarten dürfen nicht einlaminiert und verändert 
werden. 
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Abgenutzte, zerrissene, beschädigte oder verlorene VBB-
Kundenkarten für persönliche Zeitkarten werden in den be­
sonders bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Verkehrsunter-
nehmen erneuert. Für Chipkarten mit EFS gelten die Bestim­
mungen der Anlage 5. 

Die Verkehrsunternehmen geben eigene Kundenkarten unter 
Verwendung des VBB-Logos nach abgestimmten Standards her­
aus. 

5.2.5.1 Monatskarten für Auszubildende/Schüler, 7-Tage-
Karten für Auszubildende/Schüler 

Monatskarten für Auszubildende/Schüler werden für Flächen­
zonenkombinationen gemäß Fahrpreisübersicht (Anlage 4) aus­
gegeben. Anstelle der Monatskarte für Auszubildende/Schüler 
wird für Schüler für die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin 
ein Schülerticket bzw. eine Geschwisterkarte für Schüler (ge­
mäß Punkt 5.2.5.2) ausgegeben. 

7-Tage-Karten für Auszubildende/Schüler werden nicht für den 
Tarifbereich Berlin ausgegeben. 

Monatskarten für Auszubildende/Schüler und gegebenenfalls 
7-Tage-Karten für Auszubildende/ Schüler erhalten: 

a) schulpflichtige Personen bis einschließlich 14 Jahre 

b) ab 15 Jahren 

(1) Schüler und Studenten öffentlicher, staatlich genehmig­
ter oder staatlich anerkannter privater 

- allgemeinbildender Schulen, 
- berufsbildender Schulen, 
- Einrichtungen des zweiten Bildungsweges, 
- Hochschulen, Akademien 

mit Ausnahme der Verwaltungsakademien, Volkshochschu­
len und Landesvolkshochschulen; 

(2) Personen, die private Schulen (Ersatzschulen, Ergän­
zungsschulen) oder sonstige Bildungseinrichtungen, die 
nicht unter Absatz 1 fallen, besuchen, sofern sie aufgrund 
des Besuchs dieser Schulen oder Bildungseinrichtungen von 
der Berufsschulpflicht befreit sind oder sofern der Besuch 
dieser Schulen und sonstigen privaten Bildungseinrichtun­
gen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz förde­
rungsfähig ist; 

(3) Personen, die an einer Volkshochschule oder einer ande­
ren Einrichtung der Weiterbildung Kurse zum nachträg­
lichen Erwerb der Berufsbildungsreife, der erweiterten Be­
rufsbildungsreife, der Fachoberschulreife oder des Mittleren 
Schulabschlusses besuchen; 

(4) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhältnis im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes oder in einem anderen 
Vertragsverhältnis im Sinne des § 26 des Berufsbildungsge­
setzes stehen, sowie Personen, die in einer Einrichtung 
außerhalb der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne des 

§ 43 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes, § 36 Absatz 2 der 
Handwerksordnung, ausgebildet werden; 

(5) Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbe­
reitungslehrgang besuchen; 

(6) Praktikanten und Volontäre, sofern die Ableistung eines 
Praktikums oder Volontariats vor, während oder im An­
schluss an eine staatlich geregelte Ausbildung oder ein Stu­
dium an einer Hochschule nach den für Ausbildung und Stu­
dium geltenden Bestimmungen vorgesehen ist; 

(7) Beamtenanwärter des einfachen und mittleren Dienstes 
sowie Praktikanten und Personen, die durch Besuch eines 
Verwaltungslehrgangs die Qualifikation für die Zulassung 
als Beamtenanwärter des einfachen oder mittleren Dienstes 
erst erwerben müssen, sofern sie keinen Fahrkostenersatz 
von der Verwaltung erhalten; 

(8) Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen Jahr, am 
Bundesfreiwilligendienst oder an einem freiwilligen ökolo­
gischen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten. 

Die unter Buchstabe b) genannten Personen erhalten Monats­
karten für Auszubildende/Schüler für die Teilbereiche AB des 
Tarifbereichs Berlin - jedoch nur, sofern die Ausbildung in 
Berlin oder Brandenburg mindestens ein Halbjahr bzw. ein 
Semester lang 20 Wochenstunden umfasst. 

Die Institutionen, die zu den vorgenannten Ausbildungsstätten 
rechnen, bestimmen die zuständigen Verwaltungsstellen des 
Landes Berlin und des Landes Brandenburg. 

Berufstätige, Berufspraktikanten und Personen, die Arbeits­
losengeld während einer beruflichen Weiterbildung nach dem 
Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III) beziehen, sowie Personen, 
die sich in einem Referendariat befinden, erhalten keine Zeit­
karten für Auszubildende/Schüler. Dies gilt auch für Personen, 
die Lehrgänge, Nachhilfekurse oder Sprachenschulen besuchen. 

Der Nachweis der Berechtigung erfolgt durch Vorlage einer 
Bescheinigung der Bildungseinrichtung. In der Bescheinigung 
hat in den Fällen zu Buchstabe b Absatz 1 bis 7 die Ausbil­
dungsstätte oder der Ausbildende, in den Fällen zu Buchstabe b 
Absatz 8 der Träger der jeweiligen sozialen Dienste zu bestäti­
gen, dass die jeweils zutreffende Voraussetzung gegeben ist. 
Diese Bescheinigung darf nicht älter als 30 Tage sein. 

Die Auszubildenden haben neben der Bescheinigung ihren 
Ausbildungsvertrag, gegebenenfalls mit Nachträgen, sowie ein 
Personaldokument beim Verkehrsunternehmen vorzulegen. 

Studierende müssen den Studierendenausweis mit gültigem 
Semesterstempel oder die gültige Semesterkarte vorlegen. Für 
jedes Semester ist die Kundenkarte für Auszubildende/Schüler 
neu zu beantragen. 

Für die Ausgabe der Monatskarten für Auszubildende/Schüler 
im Abonnement gelten die Bestimmungen der Anlage 5. Für 
die Ausgabe als Jahreskarten gelten die Bestimmungen der An­
lage 6. 
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5.2.5.2 Schülertickets, Geschwisterkarten und ermäßigte 
Schülertickets für Schüler in Berlin 

5.2.5.2.1 Schülerticket und Geschwisterkarten für Schüler 
in Berlin 

Schülertickets und Geschwisterkarten für Schüler werden an 
Schüler, die Schulen in Berlin besuchen, ausgegeben und gelten 
nur für die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin. Durch Vor­
lage des gültigen Berliner Schülerausweises I ist nachzuweisen, 
dass Schulen in Berlin besucht werden. 

Kinder ab 6 Jahren, die noch keine Schule besuchen, können oh­
ne besonderen Nachweis bis zur Einschulung Schülertickets und 
- bei Vorliegen der Voraussetzungen - Geschwisterkarten nutzen. 

Als Berechtigte für den Erwerb von Geschwisterkarten für 
Schüler gelten: 

- leibliche Geschwister, die in einem gemeinsamen Haushalt 
leben, 

- leibliche Geschwister, die in getrennten Haushalten leben, 
- gemeinsam in einem privaten Haushalt lebende Kinder. 

Der Nachweis der Berechtigung zur Ausstellung einer VBB-
Kundenkarte für Geschwister ist in geeigneter Weise zu erbrin­
gen (zum Beispiel durch Vorlage des Berliner Schülerauswei­
ses I, der Geburtsurkunde, der Meldebescheinigung). 

Schülertickets und Geschwisterkarten für Schüler bestehen aus 
einer VBB-Kundenkarte für Schüler bzw. einer VBB-Kunden­
karte für Geschwister mit dazugehörigem Wertabschnitt. Für 
diese VBB-Kundenkarten ist ein Lichtbild erforderlich. 

Die VBB-Kundenkarte für Schüler wird bei Neuausstellung für 
maximal 4 Jahre, längstens bis zur Vollendung des 16. Lebens­
jahres des Inhabers befristet. Die VBB-Kundenkarte für 
Geschwister wird ebenfalls bei Neuausstellung für maximal 
4 Jahre, längstens bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres des 
Inhabers befristet, vorausgesetzt, die VBB-Kundenkarte für 
Schüler ist noch gültig. Nach diesen Zeiträumen wird die Be­
fristung entsprechend der Gültigkeit des Berliner Schüleraus­
weises I verlängert. 

Lösen Geschwister gleichzeitig für denselben Zeitraum Wertab­
schnitte für ein Schülerticket und Geschwisterkarten, so ist für 
eine berechtigte Person der Preis des Schülertickets, für jede 
weitere berechtigte Person jeweils der Preis der Geschwister­
karte für Schüler zu entrichten. 

Werden Wertabschnitte für Schülertickets und Geschwisterkar­
ten für Schüler nicht gleichzeitig erworben, so ist zum Kauf 
eines Wertabschnittes für eine Geschwisterkarte die Vorlage des 
bereits gekauften, gültigen Schülertickets (VBB-Kundenkarte 
für Schüler mit dazugehörigem Wertabschnitt) erforderlich. 

Mit einer VBB-Kundenkarte für Schüler bzw. für Geschwister 
können auch Zeitkarten für Auszubildende/Schüler eines 
anderen räumlichen Gültigkeitsbereichs im VBB erworben 
werden. 

Für die Ausgabe der Schülertickets und Geschwisterkarten für 
Schüler im Abonnement gelten die Bestimmungen der Anlage 5. 

5.2.5.2.2 Ermäßigte Schülertickets für Schüler in Berlin 

Ermäßigte Schülertickets können von Schülern erworben wer­
den, die zum Erwerb von Schülertickets oder Geschwisterkarten 
für Schüler in Berlin gemäß Punkt 5.2.5.2.1 berechtigt und im 
Besitz eines gültigen „berlinpass-BuT“ mit Lichtbild und Holo­
grammaufkleber zum Nachweis der von der zuständigen 
Senatsverwaltung festgelegten Nutzungsvoraussetzung sind. 

Die Prüfung der Berechtigung sowie die Ausstellung des 
„berlinpass-BuT“ erfolgt durch die jeweiligen Leistungsstellen. 

Das ermäßigte Schülerticket besteht aus einer VBB-Kunden­
karte für Schüler bzw. für Geschwister sowie dem gültigen „ber­
linpass-BuT“ mit Hologrammaufkleber und dem monatlichen 
Wertabschnitt. Es ist nur gültig, wenn die Nummer der VBB-
Kundenkarte in das vorgesehene Feld des Wertabschnitts einge­
tragen wurde. 

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Punktes 5.2.5.2.1. 

Für die Ausgabe des ermäßigten Schülertickets im Abonnement 
gelten die Bestimmungen der Anlage 5. 

5.2.5.3 Schülertickets Potsdam 

Schülertickets Potsdam werden an Schüler, die eine Schule in 
Potsdam besuchen (Grundschulen, Gesamtschulen, Oberschu­
len, Gymnasien, Förderschulen) ausgegeben. Die Ausgabe er­
folgt ausschließlich im Abonnement mit monatlicher oder ein­
maliger Abbuchung und nur für die Teilbereiche AB des Tarif­
bereichs Potsdam. Es gelten die Bestimmungen der Anlage 5. 

Schülertickets Potsdam bestehen aus einer VBB-Kundenkarte 
mit dazugehörigem Wertabschnitt. Für diese VBB-Kunden­
karten ist ein Lichtbild erforderlich. 

Der Nachweis der Berechtigung zur Ausstellung einer VBB-
Kundenkarte für Schülertickets Potsdam ist durch Vorlage des 
Schülerausweises oder einer entsprechenden Bestätigung der 
jeweiligen Schule zu erbringen. Die VBB-Kundenkarte wird bei 
Neuausstellung für maximal 4 Jahre, längstens bis zur Vollen­
dung des 16. Lebensjahres des Inhabers befristet. Nach diesem 
Zeitraum wird die Befristung entsprechend der Gültigkeit des 
Schülerausweises bzw. der entsprechenden Bestätigung der 
jeweiligen Schule verlängert. 

Das Angebot gilt bis auf Widerruf. 

5.2.5.4 Schüler-Fahrausweise im Land Brandenburg 

Schüler-Fahrausweise werden gemäß Teil B, Punkt 5.2.5 ausge­
geben. 

Schüler-Fahrausweise werden an Auszubildende/Schüler, die im 
Land Brandenburg wohnen, für Flächenzonenkombinationen 
gemäß Fahrpreisübersicht (Anlage 4, Tabelle 1) ausgegeben. 
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Für Schüler-Fahrausweise gelten die Regelungen, die in den 
Satzungen der einzelnen Landkreise für die Schülerbeförderung 
festgeschrieben wurden. 

Auf den Schüler-Fahrausweisen sind der Beginn und das Ende 
der Gültigkeit dargestellt. Sie gelten vom ersten Gültigkeitstag 
00:00 Uhr bis zum letzten Gültigkeitstag 24:00 Uhr. Gelten 
Schüler-Fahrausweise in einem Monat nur in einzelnen Wochen, 
so trifft diese Regelung analog zu. 

Schüler-Fahrausweise sind VBB-Kundenkarte und Fahrausweis 
in einem Dokument. 

Für die Ausgabe der Schüler-Fahrausweise im Abonnement 
gelten die Bestimmungen der Anlage 5. Für die Ausgabe als 
Jahreskarten gelten die Bestimmungen der Anlage 6. 

Abweichend davon erfolgt für Schüler-Fahrausweise als Jahres­
karten bei Tarifanpassungen eine anteilige Anpassung des 
Gesamtpreises für den Zeitraum des Inkrafttretens der Tarifan­
passung bis zum Gültigkeitsende der Jahreskarte. Der Diffe­
renzbetrag wird im Lastschriftverfahren verrechnet. 

Zum Erwerb eines Schüler-Fahrausweises als Jahreskarte ist das 
Vorliegen der Kundendaten sowie eine Einwilligung zur Nach­
erhebung des Differenzbetrages erforderlich. 

5.2.5.5 VBB-Freizeit-Ticket für Auszubildende und Schüler 

Inhaber eines Abonnements oder einer Jahreskarte für Auszubil­
dende bzw. Schüler gemäß Teil B, Punkt 5.2.5.1, 5.2.5.2 und 
5.2.5.3 oder eines Schüler-Fahrausweises gemäß Teil B, 
Punkt 5.2.5.4 mit mindestens zehnmonatiger Gültigkeit können 
diesen Hauptfahrausweis während seiner Gültigkeit durch ein 
VBB-Freizeit-Ticket auf das VBB-Gesamtnetz erweitern. 

Das VBB-Freizeit-Ticket gilt montags bis freitags von 
14:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages, samstags, sonn- und 
feiertags sowie in den gesetzlichen Schulferien der Länder 
Berlin und Brandenburg von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folge­
tages. 

Das VBB-Freizeit-Ticket wird mit Gültigkeit von jedem Tag an 
ausgestellt. Es gilt bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden 
Monats, der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei 
Karten mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungs­
dauer mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

VBB-Freizeit-Tickets können auch für den Kalendermonat, der 
auf dem Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, aus­
gegeben werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des 
vorhergehenden Monats bis zum ersten Kalendertag des darauf­
folgenden Monats 24:00 Uhr. 

Der Hauptfahrausweis ist auf der Fahrt mitzuführen und bei der 
Fahrausweisprüfung vorzuzeigen. Die Kundennummer der 
VBB-Kundenkarte muss vor Fahrtantritt auf das VBB-Freizeit-
Ticket übertragen werden. 

Das VBB-Freizeit-Ticket berechtigt nicht zur unentgeltlichen 
Mitnahme eines Fahrrades. Für die Mitnahme von Fahrrädern 
gilt Teil B, Punkt 5.4. 

Die Nichtausnutzung des VBB-Freizeit-Tickets begründet 
keinen Anspruch auf Erstattung. 

Das Angebot gilt bis auf Widerruf. 

5.2.6	 VBB-Abo 65plus 

VBB-Abo 65plus sind persönliche Abonnements mit monat­
licher oder jährlicher Abbuchung. Sie sind nicht übertragbar. 
Zur Nutzung berechtigt sind alle Personen, die am 1. Geltungs­
tag des VBB-Abo 65plus mindestens 65 Jahre alt sind. 

Das VBB-Abo 65plus wird nur für das VBB-Gesamtnetz ausge­
geben. 

Das VBB-Abo 65plus besteht aus einer VBB-Kundenkarte mit 
dazugehörigem Wertabschnitt. Die Wertabschnitte sind mit 
Monat und Jahr bezeichnet. Sie gelten vom letzten Kalendertag 
des vorhergehenden Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalender­
tag des darauffolgenden Monats 24:00 Uhr. VBB-Kundenkarten 
für das VBB-Abo 65plus werden in besonders bekannt gegebe­
nen Ausgabestellen der Verkehrsunternehmen bei Vorlage eines 
Personaldokuments und bei Abgabe eines Lichtbildes unbefris­
tet ausgestellt. 

Das VBB-Abo 65plus ist nur gültig, wenn die VBB-Kunden­
karte mit Vor- und Zunamen versehen ist und die Nummer der 
VBB-Kundenkarte in das vorgesehene Feld des jeweiligen 
Wertabschnittes eingetragen ist. Bei Abonnements der Berliner 
Verkehrsbetriebe (BVG) oder der S-Bahn Berlin GmbH ist zu­
sätzlich die Abo-Nummer vom Wertabschnitt in das vorgesehe­
ne Feld der VBB-Kundenkarte einzutragen. 

VBB-Kundenkarten dürfen nicht einlaminiert und verändert 
werden. 

Abgenutzte, zerrissene, beschädigte oder verlorene VBB-Kun­
denkarten für persönliche Zeitkarten werden in den besonders 
bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Verkehrsunternehmen 
erneuert. 

Für die Ausgabe des VBB-Abo 65plus gelten die Bestimmungen 
der Anlage 5. 

5.3	 Fahrausweise, die längstens einen Tag gelten (Bar­
tarif) 

5.3.1	 Einzelfahrausweise, Einzelfahrausweise Ermäßi­
gungstarif 

Einzelfahrausweise, Einzelfahrausweise Ermäßigungstarif 
(nachfolgend Einzelfahrausweise genannt) werden ausgegeben 

a) für Verbindungen 

- zwischen Tarifwaben untereinander, 
- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Städte unterein­

ander, 
- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier 

Städte, 
- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und 
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- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Städte (ausgenom­
men Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin 

zum sofortigen Fahrtantritt bzw. zum Fahrtantritt am vom Fahr­
gast gewählten, auf dem Fahrausweis aufgedruckten Tag. 

Diese Einzelfahrausweise (außer Kurzstrecke) berechtigen zu 
einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen unter Inanspruchnahme 
des jeweils nächstfolgenden Anschlusses in Richtung auf das 
Fahrtziel über den reiseüblichen oder durch die Fahrplanlage 
bedingten Weg. 

b) für Verbindungen 

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin, 
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Städte und 
- in Orten mit Stadtlinienverkehr 

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt bzw. zum so­
fortigen Fahrtantritt bestimmt. 

Diese Einzelfahrausweise (außer Kurzstrecke) berechtigen zu 
einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen in Richtung auf das Fahrt-
ziel über den reiseüblichen oder durch die Fahrplanlage beding­
ten Weg. Fahrtunterbrechungen sind innerhalb der nachfolgend 
aufgeführten Fahrzeitbegrenzung beliebig oft gestattet: 

- in Orten mit Stadtlinienverkehr 30 Minuten (in Fürstenwalde, 
Jüterbog, Luckenwalde, Schwedt/Oder und Senftenberg 
45 Minuten, in Lübbenau 60 Minuten) 

- in Tarifbereichen der kreisfreien Städte Brandenburg an der 
Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam 60 Minuten 

- im Tarifbereich Berlin 120 Minuten. 

Danach ist das Fahrzeug bzw. die Bahnanlage unaufgefordert zu 
verlassen oder ein neuer Fahrausweis zu lösen und gegebenen­
falls  zu entwerten. 

Mit Einzelfahrausweisen gemäß Buchstaben a) und b) sind 
Rund- und Rückfahrten ausgeschlossen. Rückfahrten sind Fahr­
ten in Richtung auf den Ausgangspunkt auf derselben Strecke, 
die bei der Hinfahrt benutzt wurde. Rundfahrten sind Fahrten, 
die auf einem anderen Weg 

- zum Ausgangspunkt, 
- zu einem diesem nahegelegenen Punkt oder 
- zu einem Fahrtziel, das mit der Hinfahrt hätte erreicht wer­

den können, 

führen. 

Einzelfahrausweise des Ermäßigungstarifs gelten für Kinder 
von 6 bis einschließlich 14 Jahren. 

Einzelfahrausweise und Einzelfahrausweise Ermäßigungstarif 
werden innerhalb der Teilbereiche AB des Tarifbereiches Berlin 
auch als 4-Fahrten-Karten ausgegeben. 

Die 4-Fahrten-Karten werden ausschließlich im Vorverkauf als 
vier einzelne Wertabschnitte bzw. als ein Wertabschnitt mit vier 
Entwertungsfeldern ausgegeben. 

Einzelfahrausweise, die der Entwertung bedürfen, sind vom 
Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bzw. ent­
werten zu lassen (bei 4-Fahrten-Karten pro Person und Fahrt je 
einen Wertabschnitt bzw. ein Entwertungsfeld). Der Fahrgast hat 
sich von der Entwertung zu überzeugen. 

Die entwerteten Einzelfahrausweise und die Einzelfahrausweise 
zum sofortigen Fahrtantritt sind nach Fahrtantritt nicht übertrag­
bar. 

5.3.2	 Einzelfahrausweise Kurzstrecke, 
Einzelfahrausweise Kurzstrecke Ermäßigungstarif 

Einzelfahrausweise für Kurzstrecken und Einzelfahrausweise 
für Kurzstrecken Ermäßigungstarif (nachfolgend Einzelfahraus­
weise für Kurzstrecken genannt) gelten unabhängig von den be­
fahrenen Flächenzonen und werden mit regional an den Aus­
hangfahrplänen bekannt gemachter Gültigkeit ausgegeben. 
Außerhalb des Tarifbereiches Berlin (Teilbereiche AB) gelten 
sie nur bei dem jeweils ausgebenden Verkehrsunternehmen. 
Eine Übersicht über die Kurzstreckenregelungen im Tarifgebiet 
enthält Anlage 7. 

Einzelfahrausweise für Kurzstrecken gelten nicht im Eisenbahn-
Regionalverkehr. 

Einzelfahrausweise für Kurzstrecken Ermäßigungstarif gelten 
für Kinder von 6 bis einschließlich 14 Jahren. 

Einzelfahrausweise für Kurzstrecken und Kurzstrecken Ermäßi­
gungstarif werden innerhalb des Tarifbereiches Berlin auch als 
4-Fahrten-Karten ausgegeben. Die 4-Fahrten-Karten Kurz­
strecke werden ausschließlich im Vorverkauf als vier einzelne 
Wertabschnitte bzw. als ein Wertabschnitt mit vier Entwertungs­
feldern ausgegeben. 

Einzelfahrausweise für Kurzstrecken, die der Entwertung be­
dürfen, sind vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu 
entwerten bzw. entwerten zu lassen (bei 4-Fahrten-Karten Kurz­
strecke pro Person und Fahrt je einen Wertabschnitt bzw. ein Ent­
wertungsfeld). Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu 
überzeugen. 

Die Einzelfahrausweise für Kurzstrecken sind nach Fahrtantritt 
nicht übertragbar. 

5.3.3	 Tageskarten, Tageskarten Ermäßigungstarif, Tages­
karte VBB-Gesamtnetz 

5.3.3.1 Tageskarten, Tageskarten Ermäßigungstarif 

Tageskarten, Tageskarten Ermäßigungstarif (nachfolgend Tages­
karten genannt) werden ausgegeben 

a) für Verbindungen 

- zwischen Tarifwaben untereinander, 
- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Städte unterein­

ander, 
- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier 

Städte, 
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- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und 
- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Städte (ausgenom­

men Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin 

zum sofortigen Fahrtantritt bzw. zum Fahrtantritt am vom Fahr­
gast gewählten, auf dem Fahrausweis aufgedruckten Tag, 

b) für Verbindungen 

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin, 
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Städte und 
- in Orten mit Stadtlinienverkehr 

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt bzw. zum so­
fortigen Fahrtantritt bestimmt. 

Tageskarten gelten 

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab 
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages bzw. 

- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am ent­
sprechenden Tag ganztägig bis 03:00 Uhr des Folgetages 

für eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb der angegebenen 
Verbindung bzw. des angegebenen Geltungsbereiches. 

Tageskarten des Ermäßigungstarifs gelten für Kinder von 6 bis 
einschließlich 14 Jahren. 

Tageskarten, die der Entwertung bedürfen, sind vom Fahrgast 
selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bzw. entwerten zu 
lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu überzeugen. 

Die entwerteten Tageskarten und die Tageskarten zum soforti­
gen Fahrtantritt sind nach Fahrtantritt nicht übertragbar. 

5.3.3.2 Tageskarte VBB-Gesamtnetz 

Die Tageskarte VBB-Gesamtnetz wird nur im Regeltarif ange­
boten und an jedermann ausgegeben. 

Sie gilt an dem auf dem Fahrausweis aufgedruckten Kalendertag 
für beliebig viele Fahrten innerhalb des Verbundgebietes 

- montags bis freitags von 09:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folge­
tages, 

- samstags, sonntags, am 24. und 31. Dezember sowie an den 
in ganz Brandenburg und Berlin gültigen gesetzlichen Feier­
tagen von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages. 

Die Tageskarte VBB-Gesamtnetz ist nach Fahrtantritt nicht 
übertragbar. 

5.3.4	 Kleingruppen-Tageskarten und Gruppentages­
karten für Schüler 

Fahrten auf Kleingruppen-Tageskarten - im Buslinien- und Stra­
ßenbahnverkehr ab 10 Personen/bei Kleinbussen ab 5 Personen 
- sind bei den Verkehrsunternehmen, deren Verkehrsmittel in 
Anspruch genommen werden sollen, mindestens 48 Stunden vor 
Fahrtantritt anzumelden. Anspruch auf Beförderung besteht nur, 

wenn die vom Verkehrsunternehmen mit der Anmelde­
bestätigung festgelegten Fahrzeiten und Linien benutzt werden. 

Für den Eisenbahn-Regionalverkehr entfällt die Anmeldung. 
Für die Nutzung der Eisenbahn-Regionalverkehre sind die Hin­
weise in der Fahrplanauskunft zu beachten. 

5.3.4.1 Kleingruppen-Tageskarten 

Kleingruppen-Tageskarten werden ausgegeben 

a) für Verbindungen 

- zwischen Tarifwaben untereinander, 
- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Städte unterein­

ander, 
- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier 

Städte, 
- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und 
- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Städte (ausgenom­

men Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin 

zum sofortigen Fahrtantritt bzw. zum Fahrtantritt am vom Fahr­
gast gewählten, auf dem Fahrausweis aufgedruckten Tag. 

b) für Verbindungen 

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin, 
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Städte und 
- in Orten mit Stadtlinienverkehr 

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt bzw. zum so­
fortigen Fahrtantritt bestimmt. 

Kleingruppen-Tageskarten gelten 

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab 
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages bzw. 

- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am ent­
sprechenden Tag ganztägig bis 03:00 Uhr des Folgetages 

für eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb des angegebenen 
Geltungsbereiches. 

Kleingruppen-Tageskarten werden für gemeinsame Fahrten von 
maximal 5 Personen ausgegeben. 

Kleingruppen-Tageskarten, die der Entwertung bedürfen, sind 
vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bzw. 
entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung 
zu überzeugen. Die entwerteten Kleingruppen-Tageskarten sind 
nach Fahrtantritt nicht übertragbar. 

5.3.4.2 Gruppentageskarten für Schüler 

Gruppentageskarten für Schüler werden nur für Verbindungen 
innerhalb der Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin bzw. für 
den Tarifbereich Berlin ABC ausgegeben. Sie gelten am vom 
Fahrgast gewählten, auf dem Fahrausweis aufgedruckten oder bei 
zur Entwertung bei Fahrtantritt bestimmten Karten an dem durch 
Entwerteraufdruck aufgebrachten Tag ganztägig und am Folgetag 
bis 03:00 Uhr für eine beliebige Anzahl gemeinsamer Fahrten. 
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Gruppentageskarten für Schüler werden für gemeinsame Fahr­
ten von Schülergruppen bis zur Klassenstufe 8 ausgegeben. Die 
Schülergruppe muss aus mindestens 10 Schülern bestehen und 
muss von einem Leiter begleitet werden, der mindestens 18 Jah­
re alt ist. Sollte die Schülergruppe aus weniger als 10 Schülern 
bestehen, ist unabhängig davon der Preis für 10 Schüler zu 
entrichten. Für je 10 Schüler kann eine Begleitperson den Grup­
pentageskartenpreis für Berlin AB bzw. Berlin ABC nutzen. 

Gruppentageskarten für Schüler, die der Entwertung bedürfen, 
sind vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten 
bzw. entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwer­
tung zu überzeugen. Die entwerteten Gruppentageskarten für 
Schüler sind nach Fahrtantritt nicht übertragbar. 

Die Ausgabe von Gruppentageskarten für Schüler kann nur ver­
langt werden, wenn die Beförderung der Gruppe in den regel­
mäßig verkehrenden Linienverkehrsmitteln möglich ist. Fahrten 
auf Gruppentageskarten für Schüler sind bei den Verkehrsunter-
nehmen, deren Verkehrsmittel in Anspruch genommen werden 
sollen, mindestens 48 Stunden vor Fahrtantritt anzumelden. 
Anspruch auf Beförderung besteht nur, wenn die vom Verkehrs-
unternehmen mit der Anmeldebestätigung festgelegten Fahr­
zeiten und Linien benutzt werden. 

Gruppentageskarten für Schüler können nur an besonders be­
kannt gegebenen Verkaufsstellen erworben werden. 

5.4	 Fahrausweise für die Mitnahme von Fahrrädern 

Für die Beförderung von Fahrrädern gilt Teil A, § 11 „Beförde­
rung von Sachen“. Fahrausweise für Fahrräder gelten nur in Ver­
bindung mit einem gültigen VBB-Fahrausweis gemäß Teil B und 
Teil C sowie in Verbindung mit einem Schwerbehindertenaus­
weis mit Beiblatt und gültiger Wertmarke. 

Jedes mitgenommene Fahrrad (dazu zählen auch fahrradähn­
liche Roller) ist beförderungsentgeltpflichtig. Fahren mehrere 
Personen gemeinsam mit einem VBB-Fahrausweis, ist auch 
jedes weitere mitgenommene Fahrrad beförderungsentgelt­
pflichtig. 

Die unentgeltliche Fahrradmitnahme wird im Teil B, Punkt 5.1.1 
geregelt. 

5.4.1	 Einzelfahrausweise Fahrrad und Tageskarten Fahr­
rad 

Einzelfahrausweise Fahrrad und Tageskarten Fahrrad werden 
ausgegeben: 

a) für das VBB-Gesamtnetz mit aufgedrucktem Gültigkeits­
datum und 

b) für die Tarifbereiche Berlin und die kreisfreien Städte im 
Vorverkauf zur Entwertung bei Fahrtantritt bzw. im Ver­
kehrsmittel zum sofortigen Fahrtantritt bestimmt. 

Für die einmalige Mitnahme eines Fahrrades ist ein Einzelfahr­
ausweis Fahrrad zu lösen. Anstelle mehrerer Einzelfahrausweise 
Fahrrad kann auch eine Tageskarte Fahrrad gelöst werden. 

Eine Übersicht der Beförderungsentgelte enthält die Anlage 4, 
Tabelle 3. 

Fahrausweise, die der Entwertung bedürfen, sind vom Fahrgast 
selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bzw. entwerten zu 
lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu überzeugen. 

Die Fahrausweise sind nach Fahrtantritt nicht übertragbar. 

5.4.1.1 Einzelfahrausweise Fahrrad für die Tarifbereiche 
Berlin und kreisfreie Städte 

Innerhalb der Tarifbereiche Berlin, Brandenburg an der Havel, 
Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam ist für die Mitnahme 
eines Fahrrades ein Einzelfahrausweis Fahrrad der zutreffenden 
Tarifstufe zu lösen. 

Diese Fahrausweise berechtigen zu einer Fahrt mit beliebigem 
Umsteigen in Richtung auf das Fahrtziel über den reiseüblichen 
oder durch die Fahrplanlage bedingten Weg. Fahrtunterbrechun­
gen sind innerhalb der nachfolgend aufgeführten Fahrzeit­
begrenzung beliebig oft gestattet: 

- im Tarifbereich Berlin 120 Minuten ab Entwertung und 
- in den Tarifbereichen der kreisfreien Städte 60 Minuten ab 

Entwertung. 

Danach ist das Verkehrsmittel bzw. die Bahnanlage unaufgefor­
dert zu verlassen oder ein neuer Fahrausweis zu lösen. 

Mit Einzelfahrausweisen Fahrrad sind Rund- und Rückfahrten 
ausgeschlossen. Rückfahrten sind Fahrten in Richtung auf den 
Ausgangspunkt auf derselben Strecke, die bei der Hinfahrt be­
nutzt wurde. 

Rundfahrten sind Fahrten, die auf einem anderen Weg 

- zum Ausgangspunkt, 
- zu einem diesem nahe gelegenen Punkt oder 
- zu einem Fahrtziel, das mit der Hinfahrt hätte erreicht wer­

den können, 

führen. 

Darüber hinaus kann im Tarifbereich Berlin auch ein Einzelfahr­
ausweis Fahrrad für Kurzstrecken erworben werden. Dieser gilt 
nicht im Eisenbahn-Regionalverkehr. Die Kurzstreckenregelun­
gen sind der Anlage 7, Punkt 1 zu entnehmen. 

5.4.1.2 Einzelfahrausweis Fahrrad VBB-Gesamtnetz 

Der Einzelfahrausweis Fahrrad VBB-Gesamtnetz berechtigt zur 
Mitnahme eines Fahrrades mit beliebigem Umsteigen unter 
Inanspruchnahme des jeweils nächstfolgenden geeigneten 
Anschlusses in Richtung auf das Fahrtziel. Dieser Fahrausweis 
gilt für eine einfache Fahrt am aufgedruckten Tag. Rück- und 
Rundfahrten sind ausgeschlossen. 

5.4.1.3 Tageskarten Fahrrad für die Tarifbereiche Berlin, 
kreisfreie Städte und VBB-Gesamtnetz 

Tageskarten Fahrrad gelten 

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab 
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages bzw. 
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- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am entspre­
chenden Tag ganztägig bis 03:00 Uhr des Folgetages 

für eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb des angegebenen 
Geltungsbereiches. 

5.4.2 Monatskarten Fahrrad 

Monatskarten Fahrrad werden an jedermann ausgegeben und 
sind übertragbar. Sie werden nur für die Tarifteilbereiche AB der 
Tarifbereiche Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frank­
furt (Oder) und Potsdam sowie den Tarifbereich Berlin ABC und 
für das VBB-Gesamtnetz ausgegeben. 

Die Monatskarten Fahrrad gelten generell nur für ein Fahrrad. 

Eine Übersicht der Beförderungsentgelte enthält die Anlage 4, 
Tabelle 3. 

Monatskarten Fahrrad werden mit Gültigkeit von jedem Tag an 
ausgestellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden 
Monats, der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei 
Karten mit Gültigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungs­
dauer mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar. 

Monatskarten Fahrrad können auch für einen Kalendermonat 
ausgegeben werden, der auf der Karte mit Monat und Jahr be­
zeichnet ist. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorherge­
henden Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des 
darauf folgenden Monats 24:00 Uhr. 

Die Monatskarten Fahrrad werden nicht im Abonnement oder 
als Jahreskarte ausgegeben. 

5.5 Weiterfahrt 

Wünscht ein Fahrgast seine Fahrt über die in den Fahrausweis 
einbezogenen Flächenzonen hinaus fortzusetzen, hat er vor dem 
Verlassen dieser Flächenzonen einen weiteren Fahrausweis zu 
lösen. Dieser Fahrausweis bis zu der Flächenzone, in der das 
endgültige Fahrtziel liegt, muss zur Fahrt ab der letzten durch 
den ursprünglichen Fahrausweis abgedeckten Tarifwabe, durch 
die der vom Fahrgast gewählte Fahrweg führt, berechtigen. 

Wünscht ein Fahrgast in den Tarifbereichen der kreisfreien 
Städte oder im Tarifbereich Berlin mit einem Fahrausweis, der 
nur für zwei Teilbereiche gültig ist, die Fahrt in den dritten Teil­
bereich fortzusetzen oder sie dort zu beginnen, hat er vor Ver­
lassen des Teilbereichs B bzw. vor Fahrtantritt im Teilbereich A 
oder C einen Anschlussfahrausweis entsprechend dem räum­
lichen Geltungsbereich des Hauptfahrausweises zu lösen und 
gegebenenfalls zu entwerten. 

Nimmt ein Fahrgast ein Fahrrad auf eine Monatskarte Fahrrad 
AB in den Teilbereich C mit, so ist für das Fahrrad ebenfalls ein 
Anschlussfahrausweis zu lösen und gegebenenfalls zu entwerten. 

Anschlussfahrausweise sind nur zusammen mit dem Hauptfahr­
ausweis gültig und gegebenenfalls mit diesem - spätestens je­
doch an der letzten Haltestelle im Teilbereich B - zu entwerten. 
Sie berechtigen zu einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen unter 
Inanspruchnahme des jeweils nächstfolgenden Anschlusses in 
Richtung auf das im Teilbereich A oder Teilbereich C liegende 
Fahrtziel über den reiseüblichen oder durch die Fahrplanlage 
bedingten Weg. Rund- und Rückfahrten sind ausgeschlossen. 
Sie gelten im Tarifbereich Berlin 120 Minuten ab Entwertung, in 
den Tarifbereichen der kreisfreien Städte 60 Minuten ab Ent­
wertung, jedoch nicht länger als der Hauptfahrausweis. Der An­
schlussfahrausweis wird nur im Regeltarif angeboten. 

Fahren auf einer Monatskarte VBB-Umweltkarte, 7-Tage-Karte 
VBB-Umweltkarte bzw. einer Kleingruppen-Tageskarte oder ei­
ner Gruppentageskarte für Schüler mehrere Personen in den 
nicht einbezogenen Teilbereich, so ist für jede Person ein 
Anschlussfahrausweis zu lösen. 

Wird auf eine persönliche Zeitkarte gemäß Punkt 5.2.5 für die 
Teilbereiche AB oder BC ein Fahrrad in die nicht einbezogenen 
Teilbereiche A oder C mitgenommen, so ist für das Fahrrad kein 
weiterer Fahrausweis erforderlich. Diese Regelung gilt nur für 
die Tarifbereiche Berlin, Frankfurt (Oder) und Potsdam. 

Wird auf einen Einzelfahrausweis für die Teilbereiche AB oder 
BC ein Hund in die nicht einbezogenen Teilbereiche A oder C 
mitgenommen, so ist auch für den Hund ein Anschlussfahraus­
weis erforderlich. 

5.6 Verbundraumüberschreitende Fahrten 

Bei Fahrten, bei denen Start oder Ziel außerhalb des Verbund­
raumes liegt, gelten ausschließlich die Tarife des Verkehrsunter­
nehmens, dessen Linie die Verbundraumgrenze überschreitet. 
Die entsprechenden Fahrausweise können nur in den Fahrzeugen 
bzw. bei den Verkaufseinrichtungen dieses Verkehrsunterneh­
mens erworben werden. 

Ist für Fahrten, deren Ziel außerhalb des Verbundraumes liegt, 
der hierfür erforderliche Fahrausweis bei Fahrtantritt nicht er­
hältlich, hat der Fahrgast für die Anfangsstrecke zunächst einen 
Fahrausweis nach diesem Tarif zu lösen. 

Von der Tarifbestimmung gemäß erstem Satz sind folgende zwei 
Ausnahmen zulässig: 

a)	 Ist der Fahrgast im Besitz einer VBB-Zeitkarte und gleich­
zeitig einer Zeitkarte eines benachbarten Verkehrsverbundes 
bzw. einer benachbarten Verkehrsgemeinschaft, deren 
Flächenzonen aneinander stoßen, so kann die durchgehende 
Fahrt auf Linien, die im Bereich beider Flächenzonen ver­
bundraumüberschreitend verkehren, ohne Lösen eines zu­
sätzlichen Fahrscheins ausgeführt werden, soweit dass auch 
im Nachbarverkehrsverbund bzw. in der benachbarten 
Verkehrsgemeinschaft geregelt ist. 

Für Fahrten mit Start und Ziel im Teilbereich C ohne Berührung b) Für Fahrten zwischen bestimmten in der Anlage 1.2 genann­
des Teilbereiches B werden keine Anschlussfahrausweise ausge­ ten Orten außerhalb des Verbundraumes und Orten im Ver­
geben. bundraum wird der VBB-Tarif angewendet. Dabei sind in 
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der Anlage 1.2 das bedienende, den VBB-Tarif anwendende 
Verkehrsunternehmen, die zugeteilte Wabennummer und 
der definierte Wabenname angegeben. 

Sofern in der Anlage 1.2 oder im Teil E nichts anderes angege­
ben ist, sind auf dem Linienabschnitt, der den Verbundraum 
überschreitet, auch solche Zeitkarten gültig, deren Geltungs­
bereich den Landkreis umfasst, aus dem die Linie den Verbund-
raum verlässt. Das gilt auch für Zeitkarten, die für das VBB-Ge­
samtnetz gelten. 

5.7	 Beförderung von schwerbehinderten Menschen 

Die unentgeltliche Beförderung von schwerbehinderten Men­
schen richtet sich nach dem Schwerbehindertengesetz § 145 
Absatz 1 Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch - (SGB IX). Zum 
Nachweis der Berechtigung müssen der gültige Schwerbe­
hindertenausweis und das Beiblatt mit aufgeklebter oder in­
tegrierter gültiger Wertmarke des Versorgungsamtes vorgezeigt 
werden. 

Begleiter von schwerbehinderten Menschen werden generell 
unentgeltlich befördert, wenn die Berechtigung zur Mitnahme 
einer Begleitperson aus dem Schwerbehindertenausweis hervor­
geht. Zusätzlich zu einer Begleitperson kann in diesem Fall auch 
ein Hund unentgeltlich mitgenommen werden. 

Krankenfahrstühle und sonstige orthopädische Hilfsmittel kön­
nen unentgeltlich mitgenommen werden, wenn der Fahrgast im 

Besitz eines gültigen Fahrausweises oder eines Schwerbehinder­
tenausweises mit Beiblatt und aufgeklebter oder integrierter 
gültiger Wertmarke ist und die Bauart des Verkehrsmittels die 
Mitnahme zulässt. 

5.8	 Beförderung von Vollzugsbeamten der Polizei und 
der Bundespolizei 

Die Polizeivollzugsbeamten werden, wenn sie Uniform tragen 
und ihre Legitimation durch einen Dienstausweis nachweisen 
können, in allen Verkehrsmitteln der im VBB zusammenge­
schlossenen Unternehmen - im Eisenbahn-Regionalverkehr in 
der 2. Klasse - innerhalb des Verbundgebietes unentgeltlich 
befördert. Gleiches gilt für uniformierte Vollzugsbeamte der 
Bundespolizei. 

6	 Rechnungen für Vorsteuerabzug der Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) 

Die Verkehrsunternehmen geben den umsatzsteuerlichen Be­
stimmungen entsprechende Rechnungen über steuerpflichtige 
Beförderungsleistungen nur auf Verlangen der Fahrgäste aus, so­
weit die Fahrausweise nicht ohnehin den umsatzsteuerlichen 
Bestimmungen als Rechnung entsprechen. Der Anspruch auf 
Ausstellung erlischt mit dem 31. Januar des dem Gültigkeits­
zeitraum folgenden Jahres. Der Anspruch ist schriftlich auf vor­
geschriebenem Vordruck bei den von den Verkehrsunternehmen 
hierfür bestimmten Stellen nach Ablauf der Geltungsdauer gel­
tend zu machen. Die Fahrausweise sind beizufügen. 
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Aus Platzgründen sind im Folgenden die Teile C, D und E sowie 
die weiteren Anlagen (außer Anlage 4) und Anhänge hier nicht 
abgedruckt. Den vollständigen VBB-Tarif erhalten Sie bei der 
VBB Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH, Harden­
bergplatz 2, 10623 Berlin und bei allen beteiligten Verkehrs-
unternehmen. 

Wechsel von Aufsichtsratsmitgliedern 

Bekanntmachung der IHP GmbH - Innovations for
 
High Performance Microelectronics/
 

Leibniz-Institut für innovative Mikroelektronik
 
Im Technologiepark 25
 
15236 Frankfurt (Oder)
 

Nach Mitgliederwechsel gehören dem Aufsichtsrat der Gesell­
schaft an: 

Dr. Claudia Herok Ministerium für Wissenschaft, For­
schung und Kultur des Landes Bran­
denburg 
als Vorsitzende 

MR Dr. Ulf Lange Bundesministerium für Bildung und 
Forschung 
als stellvertretender Vorsitzender 

Dr.-Ing. Peter Draheim Kaustik solar GmbH 
Antje Fischer Ministerium der Finanzen 
Dr. Gunter Fischer IHP GmbH - Innovations for High Per­

formance Microelectronics 
Dr. Harald Richter IHP GmbH - Innovations for High Per­

formance Microelectronics 
Prof. Jörg Steinbach BTU Cottbus-Senftenberg 
Prof. Eicke R. Weber Fraunhofer-Institut für Solare Ener­

giesysteme ISE 
Dr. Fiona Williams Ericsson Eurolab Deutschland GmbH 

Frankfurt (Oder), 14. November 2014 

Die Geschäftsführung 

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
 

Gläubigeraufrufe 

Ziergeflügel- und Exotenzüchter - Eiche e.V. 

Der Verein der Ziergeflügel- und Exotenzüchter - Eiche e. V., 
eingetragen unter der Nummer VR 891 P beim Amtsgericht 
Potsdam, wurde am 07.11.2014 durch den Beschluss der Mit­
gliederversammlung zum 31.12.2014 aufgelöst. 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 31.12.2015 bei den nachstehend genannten Li­
quidatoren anzumelden. 

1. Detlev Wenzel, Siedlungsweg 9, 14469 Potsdam 
2. Michael Schulz, Zeppelinstr. 97, 14471 Potsdam 

Frauenchor Rathenow e.V. 

Der Frauenchor Rathenow e. V. (7 VR 178) hat am 27. Septem­
ber 2014 auf der außerordentlichen Mitgliederversammlung sei­
ne Auflösung beschlossen und die Liquidation eingeleitet. 
Die Gläubiger des Vereins werden hiermit aufgefordert, even­
tuelle Ansprüche schriftlich beim Liquidator anzumelden. 

Ursula Brommauer 
Mühlenstraße 14 
14712 Rathenow 
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Sport- und Spielleutevereinigung „De Boarenstäkers“ Glö­
wen e.V. 

Die Mitgliederversammlung der Sport- und Spielleutevereini­
gung „De Boarenstäkers“ Glöwen e. V. hat am 05.04.2014 per 
Beschluss den Verein aufgelöst. 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 18. Dezember 2015 bei nachstehend genanntem 
Liquidator anzumelden. 

Herr Lutz Thiele, Kletzke, Dorfstraße 2a, 19339 Plattenburg 
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